


von Horst Peter 

Es ist ein Kreuz mit der Wirklichkeit! Ist sie gedacht? Ist 
sie konstruiert? Ist sievirtuell,also nicht wirklich? Ist sie 
global oder lokal, ist sie teilbar? Oder ist sie - welch 
naive Frage - vielleicht sogar wirklich? Ist das,was die 
Schlagzeilen verkünden wirklich? Sind es die Bilder der 
Tagesschau oder sogenannter Reality-Shows? Sind es 
die Umfrageergebnisse der Meinungsforscher? 
Die Frage nach der Wirklichkeit i s t  eine Grundfrage für 
die Philosophen auf der Suche nach derWahrheit.Wis- 
senschaftler erkunden ihreTeilwirklichkeiten und man- 
che erklären sie zur Gesamtwirklichkeit. Politiker erklä- 
ren sich zu Realpolitikern und grenzen sich von Theo- 
retikern als utopistische Spinner ab, die wirklichkeits- 
fremde Forderungen erhöben! 
Pädagogen wissen,dass Lernen erfolgreich ist,wenn es 
gelingt, eine klärungsbedürftige Sache mit dem KIä- 
rungsinteresse der Lernenden,deren Erfahrungen und 
Kenntnissen zusammen zu führen und durch neue Er- 
kenntnisse zu klären. Lernen bleibt erfolglos,wenn die 
Klärungsbedürftigkeit einer Sache nicht eingesehen 
wird und die Klärungsversuche den Erfahrungen und 
Kenntnissen der Lernenden widersprechen. 
Erfolgreiche Politik kann nur gelingen, wenn sie - wie 
erfolgreiches Lernen - bei Reformen die Einsicht der 
Bürgerinnen und Bürger für die Reformnotwendigkeit 
erreicht und an deren Erfahrungen anknüpft.Wenn sie 
Reformnotwendigkeit nicht eingesehen wird, wenn 
Erfahrungen, die stets mit Interessen verbunden sind, 
vernachlässigt werden,dann wird Politik,auch wenn sie 
sich auf Kanzlerwerte oder Empfehlungen von Exper- 

' tenkommissionen stützt, nicht erfolgreich sein. 
Kurzum: Realpolitik ist nicht realistisch, wenn sie die 
Wirklichkeit der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
nicht erreicht. 

* 
Da die Wirklichkeit durch eigene Erfahrungen und In- 
teressen mitdefiniert wird, ist sie ein veränderbarer Be- 
griff, um den politisch gekämpft wird. 
Dabei spielen die Interpreten der Wirklichkeit - Medi- 
en, Meinungsforscher und PR-Berater - sicherlich eine 
wichtige Rolle,aber sie garantieren nicht,dass die Wirk- 
lichkeit der Menschen getroffen wird. Sie sind selbst 
interessengeleitet und so fließt die eigene Wirklichkeit 
ein, wenn Wirklichkeit medial dargestellt wird. 
An Beispielen wird deutlich, wie mediale Wirklichkeit 
an der wirklichen Wirklichkeit scheitern kann: 

Die Flutkatastrophe an der Elbe war medial präsent. 
Das Handeln der Regierung erhielt ökologisches und 
soziales Profil,die Menschen erkannten sich in ihren Er- 
fahrungen und Interessen.Sie waren bereit,eine bereits 
beschlossene Steuersenkung zu verschieben und zeig- 
ten Solidarität. Das durchbrach die mediale Stimmung 
der Chancenlosigkeit von Rot-Grün und dürfte wesent- 
lich zum Wahlsieg von Rot-Grün beigetragen haben. 

Die Entscheidungen der zweiten Rot-Grünen Regie- 
rung unmittelbar nach der Wahl bedrohte die Wirklich- 
keit derjenigen, deren Erfahrungen durch den Sozial- 
staat geprägt werden. Das dürfte die wesentliche Ur- 
sache für die massenhafte Wahlenthaltung sozialde- 
mokratischer Anhänger bei den Landtagswahlen in 
Niedersachsen und Hessen gewesen sein. 
Die soziale Wirklichkeit der übergroßen Mehrheit der 
Menschen in Deutschland ist von der positiven Erfah- 
rung des Sozialstaats geprägt: gesellschaftliche Verant- 
wortung für die großen Lebensrisiken Krankheit, Armut 

im Alter, Pflegebedürftigkeit, Arbeitsunfähigkeit und 
Verelendung (vgl.Vester in spw 129). Die Erfahrungen 
des gescheiterten Versuchs, mit dem ~chröder-Blair-~a- 
pier die Strategie der neuen Mitte zu verankern,sollten 
als Warnung dienen. Die sozialstaatliche Erfahrung der 
sozialdemokratischen Anhängerschaft ist politisch 
sogar wirksamer als die Ablehnung eines Krieges. 
Anders Iässt sich nicht erklären, dass die Zustimmung 
zur Position der Bundesregierung zum lrakkrieg nicht zu 
einer Verbesserung der Umfragewerte der SPD führt. 
Kurzum: Die Wirklichkeit der Erfahrungen und Interes- 
sen der Mehrheit der Menschen im demokratischen 
Diskurs wirksam werden zu lassen, ist die Vorausset- 
zung für Reformen, die die Unterstützung der Wähler- 
innen und Wähler zurückgewinnen. 

X 

Die sozialstaatsgeprägten Erfahrungen der Menschen 
dominieren nicht die medial inszenierte Wirklichkeit in 
den Medien. Auch die Umfragen der Meinungsfor- 
schungsinstitute spiegeln nicht die Lösungsvorstellun- 
gen des gesellschaftlichen Milieus,da nicht danach ge- 
fragt wird. 
In Talk-Shows sind die Meinungsträger des egoisti- 
schen Individualismus stets in der Mehrheit und vom 
Beifall der vom gleichen Milieu gestellten Zuschauer 
zusätzlich bestätigt. 
So wundert es nicht,dass sich in der medialen Wirklich- 
keit die virtuelle Wirklichkeit der neoliberalen Moder- 
nisierung durchsetzt. Dadurch wird dort auch der neo- 
liberale Reformbegriff der Deregulierung, der Privati- 
sierung,der Steuersenkung gebetsmühlenhaft verviel- 
fältigt. 
Dagegen müssen die am Prinzip der Nachhaltigkeit 
orientierten Reformen,die sich an den sozialstaatlichen 
und ökologischen Erfahrungen der Menschen orientie- 
ren, ihre Wirklichkeit selbst konstruieren. Dazu bedarf 
es der Belebung der innerparteilichen Demokratie 
genauso wie der Aktivierung der Menschen, die ihre 
Wirklichkeit selbst in die Hand nehmen wollen. 
Kurzum:Der Kampf um die Wirklichkeit ist geprägt vom 
Kampf zwischen der konstruierten Wirklichkeit des 
neoliberalen Marktprinzips und der konkreten Wirk- 
lichkeit sozialstaatlicher Erfahrung. 

Y 

Die Bundesregierung ist gut beraten, die Details ihrer 
großen Reformvorhaben für diese Legislaturperiode 
mit der Bevölkerung den Konsens über die Reformnot- 
wendigkeit zu suchen und sich der sozialstaatlichen 
und ökologischen Erfahrungen der Bürgerinnen und 
Bürger zu versichern. 
Es wird davon abhängen, dass die Veränderungen im 
Einklang mit diesen Erfahrungen stehen und dass sie 
sich einordnen in das Zukunftsziel eines ökologischen 
und sozialen Generationenvertrags, bei dem Mensch 
und Natur im Mittelpunkt stehen. 
Das erfordert eine prinzipielle Änderung des Politikstils 
der politischen und parlamentarischen Institutionen. 
Das verlangt nach regionalen öffentlichen Foren, in 
denen um Unterstützung für die Reformprojekte ge- 
rungen wird. Das hat allerdings auch die Vorausset- 
zung, dass in die Reformprojekte Forderungen aus der 
Bevölkerung aufgenommen werden. 
Nicht zuletzt die Erfahrungen der Globalisierungskritiker 
mit dem Weltsozialforum zeigen, dass realistische Re- 
formprojekte konzipiert und zur qualitativen Verbesse- 
rung in laufenden Reformprozessen beitragen können. 
Kurzum: RotGiün sollte mehr Demokratie wagen. s p ~  2t2003 
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Betrachtungen zur  strategischen 
Posit ionierung de r  SPD 

Von Arne Heise 

Zunächst möchte ich zwei Ausgangs- 
hypothesen formulieren, unter denen die fol- 
genden Überlegungen angestellt wurden und 
die ihrerseits natürlich diskutiert werden kön- 
nen: 
Politikprodukte müssen aufdem,Politikmarkti 
verkauft werden (wie andere Produkte auf ih- 
ren Märkten auch) und müssen deshalb pro- 
fessionell ,vermarktet1 werden. Dies stellt spe- 
zielle Anforderungen an die Inszenierungs- 
fähigkeit der Politikinhalte, aber auch der Po- 
litiker.Außerdem bedarf es der Ausprägung ei- 
ner glaubwürdigen ,Market, die die Politik ei- 
ner Partei mit sinnstiftenden,stimmigen Asso- 
ziationen und Konnotationen verknüpft. Was 
im Marketing-Deutsch ,Marke1 heißt, ist letzt- 
endlich nichts anderes als eine klare ideologi- 
sche Positionierung. In einer komplexen, unü- 
berschaubaren gesellschaftlichen Umwelt 
sucht der Wähler nach lnterpretationshilfen 
und Weisungen - nichts anderes sind Ideolo- 
gien im positiven Sinne. Wichtig ist dabei die 
Glaubwürdigkeit, die einerseits an den han- 
delnden Personen,andererseitsaber natürlich 
auch an den mit der Marke verknüpften Zie- 
len und den - im täglichen Politikgeschäft - 
verwendeten Instrumenten hängt. 

Die Notwendigkeit wirtschaftspolitischer 
Kompetenz 
Ich weise dieThese von Dick Morris und Hans- 
Peter Bartels zurück, wonach ökonomische 
oder wirtschaftspolitische Kompetenz keine 
notwendige Voraussetzung für langfristigen 
Wahlerfolg -zumindest einer sozialdemokra- 
tischen Partei - mehr seien, weil der Staat im 
Globalisierungszeitalter seine Steuerungska- 
pazität eh eingebüßt habe und anders lauten- 
de Wahlaussagen deshalb nur als Wahllügen 
zurückschlagen würden. Ich glaube vielmehr, 
dass gesellschaftspolitische Kompetenz und 
Wählbarkeit heute mehr denn jeaufökonomi- 
sche und wirtschaftspolitische Kompetennu- 
weisungen bauen muss- unabhängig von der 
tatsächlichen Steuerungsfähigkeit der Politik. 
Der Wähler erwartet von denjenigen,denen er 
Verantwortung überträgt, dass diese hand- 
lungsfähig sind, ansonsten leidet deren Legi- 
timation. Gutgemeinte Ehrlichkeit oder be- 

schämtesTotschweigen an dieser Stelle wer- 
den nicht honoriert. 
Vor diesem Hintergrund möchte ich meine 
Problemwahrnehmung darlegen: Die drama- 
tischen Negativwerte der SPD in der Beliebt- 
heits- oderwählbarkeitsskala und deren kata- 
strophale Wahlschlappen der jüngsten Ver- 
gangenheit gehen wesentlich auf zwei Fakto- 
ren zurück: 
Die Marke,Neue Mitte' oder,Dritter Weg', un- 
terderdie SPD unter Gerhard Schröder antritt, 
findet beim Wähler wenig -dauerhaften, bin- 
denden - Anklang, die Stammwähler gehen 
sogar offen auf Distanz. Nach meiner Auffas- 
sung liegt dies wesentlich daran,dass die Neu- 
interpretation der ur-sozialdemokratischen 
Werte,Soziale Gerechtigkeit'„Solidaritäti und 
,Chancengleichheit1 - durchaus eingeführte 
Attribute übrigens - , in Form von,Teilnahme- 
gerechtigkeit' -was ausdrücklich zunehmen- 
de soziale Differenzierung einschließt -,,akti- 
vierende Sozialpolitik' statt effektiver Schutz 
vor Lebensrisiken und ,Beschäftigungsfähig- 
keit' statt (Voll-)Beschäftigung intuitiv als im 
Kern nicht-sozialdemokratisch erkannt wer- 
den. Diese Konnotationen aus dem angloa- 
merikanischen Politikgeschäft (Wahlkampfpa- 
rolen der Clinton- und Blair-Strategen) passen 
nicht ohne weitereszur deutschen (und schon 
gar nicht zur sozialdemokratischen) Politikkul- 
tur. Außerdem ist die implizite Unterordnung 
unter die Dominanz des neoliberalen Agenda- 
Settings (wenn ich die Begrifflichkeit,Neolibe- 
ralismus' auch nicht allzu abgeschmackt als 
Keule verwenden will,fällt mir keine bessere 
Bezeichnung ein) für viele der unnötige Ver- 
zicht auf eine eigenständige Führerschaft 
durch den anstehenden und wohl unvermeid- 
lichen gesellschaftlichen Reform- und Moder- 
nisierungsprozess.Die Menschen spüren intu- 
itiv,dass dieses Politikprojekt mögliche Lasten 
nicht gleichmäßig (sozial gerecht) verteilt. 
Es fehlt gegenwärtig jegliche erkennbare Po- 
litikkonzeption ,kurzer oder mittlerer Reich- 
weite' für das tägliche Politikgeschäft. Schrö- 
ders Politik mäandert zwischen arbeitgeber- 
und arbeitnehmerfreundlichen Positionen hin 
und her.Es sind nicht so sehr die ständig neu- 
en,Säue, die durchs Dorf getrieben werden', 
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sondern dieTatsache,dass man den Eindruck 
gewinnt,die Regierung wird von den Medien- 
eliten ziel- und konzeptionslos vor sich her 
getrieben -vielfach wird eine absolute Sinn- 
entleerung konstatiert. Bei der Medienelite 
und den ideologisch weniger gebundenen 
Führungseliten der,Neuen Mitte' hat sich der 
eh latente Eindruck vollends verfestigt:,,Die 
können's einfach nicht" und die sozialdemo- 
kratische Stammwählerschaft verliert den 
Glauben, dass diese Regierungsmannschaft 
noch weiß,wo sie hin will - Reformwille allein 
genügt ihnen nicht und sie verlieren das Ver- 
trauen,dass die Pragmatiker noch über ausrei- 
chend sozialdemokratische Instinkteverfügen 
- ein Tribut an ihren Pragmatismus. 

Positionierungsmöglichkeiten der,,Mar- 
ke" SPD 
Vor diesem Hintergrund sehe ich nur zwei 
Chancen,die die Schröder-Regierung und die 
Schröder-SPD hat, will sie nicht auf Wunder, 
andere Sondereinflüsse oder gar Skandale der 
Konkurrenz vertrauen, um wieder mehr Zu- 
spruch für die eigenen Politik zu erhalten: 
Sie muss alle Anstrengung daran setzen,eine 
,Markelauszuprägen,die verlässliche ideologi- 
sche Führung bietet, und das beinhaltet eine 
dramatisch verbesserte Kommunikation der 
Ziele und Wert der Partei, der Gesellschaftsvi- 
sion, der man sich anschließen kann, wenn 
man SPD wählen möchte (Clements Bonmot 
,Wer Visionen hat, muss zum Arzt' zeigt wohl, 
dass dies noch nicht allen in der Partei bewusst 
geworden ist). 
Hierbei kann Schröder versuchen, den medial 
gesteuerten Zeitgeist und eine zweifellos wirt- 
schafts- und unternehmensfreundliche Rah- 
mung von wirtschafts- und gesellschaftspoli- 
tischenThemen als gegeben und unabänder- 
lich hinzunehmen (sich quasi dem neolibera- 
len Zeitgeist zu unterwerfen) und auf das ei- 
gene Kommunikations- und Inszenierungsta- 
lent zu vertrauen - mit der Botschaft: Der Weg 
ist  das Ziel 0der:Reformen werden zum Selbst- 



zweck, Schröder und Clement sind die ,Ma- 
cher', die SPD ist der Fahrensmann durch die 
gefährlichen Strudel der Modernisierung. 
Als Alternative könnte die SPD versuchen,die 
Führerschaft in einem kritischen Modernisie- 
rungsdiskurs zu übernehmen - allerdings 
zweifellos gegen ein neoliberales Trommel- 
feuer von Medien und Verbänden. 
Die erste Strategie hat sich bislang nicht be- 
währt und es bleibt zu bezweifeln,ob selbst 
eine weitgehende Unterwerfung unter die 
Modernisierungslogik der Medien- und Leis- 
tungseliten den verlorenen Kredit bei der 
,Neuen Mitte' zurückgewinnen kann. Ich den- 
ke, diese Strategie kann nur aufgehen, wenn 
die CDU tatsächlich den Fehler machen sollte 
und den Positionen von Friedrich Merz folgt 
und mit der Aufgabe des historischen Grün- 
dungskonsens der Bundesrepublikzur gesell- 
schaftlichen Bedeutung des Korporatismus 
und insbesondere der Gewerkschaften eine 
Polarisierung der Gesellschaft betreibt, die 
zumindest die Stammwähler wieder fester an 
die SPD bindet. Wenn deutlich wird,dass eine 
Merz-CDU tatsächlich so etwas wie einen Sys- 
temwechsel will, dann können Schröder, Cle- 
ment und, vor allem, Müntefering als die ,Re- 
former innerhalb des Systems' ungeahnte Zu- 
stimmung erlangen. Allein langfristig tragfä- 
hig ist eine solche Strategie wohl auch nicht, 
weil die Erfolgskontrolle - insbesondere auf 
dem Arbeitsmarkt - negativ ausfallen wird - 
falls nicht ungeahnte Zufälle (der Ökonom 
spricht dann von positiven externen Schocks) 
auftreten. 
Die alternative Strategie ist ihrerseits nur denk- 
bar, wenn es glaubwürdigem, mit eigenstän- 
diger Kompetenz und Autorität ausgestatte- 
tem Personal gelingen könnte, den medialen 
Gegenwind zu einer eigenen Profilbildung zu 
nutzen -dies ist wahnsinnig schwer,erfordert 
unendliches Standvermögen und verbleibt 
zweifellos auch erfolgsunsicher - allerdings 
könnte die Realitätskontrolle - sozusagen die 
,Macht des Faktischen' - für sich,d.h.für diese 
Strategie sprechen. 

B e m e k r a t  i s c h e  
L i n k e  - 2 0 r r 
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Agenda-Setting und Themen-Framing 
Wie auch immer die Marke,SPDi zukünftig 
konnotiert sein wird, zusätzlich muss eine 
Politikkonzeption ,mittlerer Reichweite' - 
also für den Regierungsalltag - auf den 
Tisch und kommuniziert werden, die,stim- 
mig' zur Marke passt und sozusagen das 
beständige Überprüfen und aufwendige 
,Vermarkten1 von Einzelmaßnahmen erset- 
zen kann. Im Anpassungsszenario zeichnet 
sich die Konzeption durch den Modus - die 
Veränderung, die Reform - aus, zweifellos 
würden symbolische Landmarken wie,Kün- 
digungsschutz',,Niedriglohnsektor',,Steuer- 
Senkung und Sozialversicherungsreform' 
dabei im Mittelpunkt stehen - nachdem 
nun auch das ,Bündnis für Arbeit' als ge- 
scheitert eingestellt wurde, dürfte man so- 
zialdemokratische Alleinstellungsmerkmale 
ziemlich vergeblich suchen. Die Botschaft 
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wird nicht sein: Sozialdemokratie, sondern: 
Macher. 
Im alternativen Szenario müsste die Wieder- 
belebung und Reform der makroökonomi- 
schen Steuerung (kein zurück in die 70er 
Jahre),aber auch die Reform der Gemeinde- 
finanzierung und der sozial gerechte Um- 
bau des Leistungskatalogs und der Finan- 
zierung der Sozialversicherung zur Anpas- 
sung an veränderte gesellschaftliche Bedin- 
gungen und an die Anforderungen eines 
zusammenwachsenden Europas als wesent- 
liches Element des Globalisierungsprozes- 
Ses im Mittelpunkt stehen. Damit könnte 
man sich den lnszenierungsregeln der Me- 

Der Umgang Schröders mit dem Irak-Konf- 
likt zeigt, dass ökonomische Kompetenz 
keine notwendige Bedingung fürwahlerfol- 
ge sein kann, andererseits aber derartig 
überstrahlende Ereignisse wahltaktisch 
kaum hinreichend geplant und gesteuert 
werden können. 
Es zeigt sich weiterhin,dass der Wähler sich 
auch medial - gerade bei Themen, die intu- 
itive Schlüsselpositionen betreffen (wie 
Krieg und Frieden,aber ich würde auch Vor- 
stellungen von sozialer Gerechtigkeit und 
den Anforderungen an staatliches Handeln 
dazu zählen) - nicht fernsteuern Iässt und es 
durchaus gelingen kann, gegen den Main- 

Zeit für einen Neuanfang 

Vorschläge für eine neue Agenda sozialdemokratischer Regierungspolitik 
Andrea Nahles, Sprecherin Forum Demokratische Linke 21, Ulrich Mauerer MdL, Koordinator der Lin- 
ken im SPD-Parteivorstand, Niels Annen, Bundesvorsitzender der Jungsozialisten in der SPD, Hermann 
Scheer MdB, Präsident Eurosolar,Träger des Alternativen Nobelpreises,Sigrid Skarpelis-SperkMdB, Mit- 
glied im Parteivorstand 
1. Die extreme Niederlage unserer Partei bei den Landtagswahlen in Hessen und Niedersachsen ist 
wesentlich durch massive Vertrauensverluste in der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik begründet. 
(...I 
Das Vertrauen in die SPD, den gesellschaftlichen Wandel zukunftsweisend und gerecht zu gestalten, 
ist nicht zuletzt durch offentliche Debatten uber den Abbau von Arbeitnehmerrechten erschuttert.( ...I 
Gefordert ist nichts weniger als eine Neuaufstellung von Regierung und Partei. 
(...) Erwartet wird klare Fuhrung auf der Basis durchdachter Konzepte. Erwartet wird sowohl ein selbst- 
bewusstes sozialdemokratisches Profil als auch Geschick im Umgang mit der erstarkten Union.Erwar- 
tet wird eine wesentlich verbesserte Kommunikation und Prasentation der eigenen Politik. 
II.Vor allem anderen aber wird erwartet, dass die Schaffung von Arbeitsplatzen und die Bekampfung 
von Ausbildungsnot und Jugendarbeitslosigkeit wieder erste Prioritat einer sozialdemokratischen Bun- 
desregierung werden. (..J 
Vor diesem Hintergrund ist eine Politik, die sich auf Haushaltskonsolidierung und das Warten auf ei- 
nen weltwirtschaftlichen Aufschwung reduziert, nicht mehr verantwortbar. Sparen und Arbeitsplatze 
schaffen, beides geht in der jetzigen Situation nicht und ist angesichts von 4,6 Millionen Arbeitslosen 
auch nicht mehr vermittelbar. (..J 
111. Ein Kurswechsel in dieser zentralen Frage kann auch nicht durch eine diffuse Reformdebatte ersetzt 
werden. Auch wir halten Reformen fur unabdingbar. Aber fur Reformen wird es keine breite Zustim- 
mung in Deutschland geben, solange die Frage der gerechten Lastenverteilung zweifelhaft ist. (..J 
IV.Verstarkt wird die wirtschaftliche Krise zusatzlich durch die restriktive Kreditpolitik des Bankensek- 
tors. (...) Sollte der Bankensektor seiner volkswirtschaftlichen Aufgabe auf Dauer nicht ausreichend 
gerecht werden, muß der Gesetzgeber geeignete Schritte prufen, um eine ausreichende Kreditversor- 
gung sicherzustellen. 
V. 1. (..J Wir schlagen deshalb vor, die Gewerbesteuerumlage zugunsten der Kommunen wieder zu 
senken. 
2. (...)Wir schlagen deshalb eine zeitlich befristete lnvestitionszulage auf Neuinvestitionen vor. 
3. (...) Ein Aussetzen der Kofinanzierungsauflagen in ausgewahlten Sektoren und besonders finanz- 
schwachen Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit muss gepruft werden. (..J 
4. Wir schlagen deshalb vor, die Einkommenssteuerreform in Teilen vorzuziehen. Der Grundfreibetrag 
sollte ruckwirkend zum 1.1.2003 erhoht, der Eingangssteuersatz weiter abgesenkt werden. 
5. (...) Die Mittelstandsbank braucht (..J zusatzliches Kapital.Das erforderliche Kapital kann auch ohne 
zusätzliche Neuverschuldung mobilisiert werden,wenn auf den verfügbaren Teil der Devisenreserven 
zuruckgegriffen wird. 

dien - dieVeränderung besser kommunizie- 
ren können als Stillstand,Verteidigung oder 
Erhalt -zuwenden ohne darauf zu verzich- 
ten, die Agenda selbst zu gestalten und die 
Themen eigenständig zu rahmen (framen). 
Wie einsam die SPD damit stehen würde, 
mag man ermessen,wenn man an das Früh- 
jahr 1999 - kurz vor Lafontaines Rücktritt - 
zurückdenkt oder auch die Regierungsposi- 
tion im Irak-Konflikt betrachtet. 
Ich denke allerdings, dass am Beispiel Irak- 
Konflikt meine Überlegungen in wenigen 
Punkten kurz zusammengefasst werden kön- 
nen: 

stream,gegen die öffentliche Meinung und 
die Medieneliten Mehrheitspositionen zu 
formulieren und also, wenn nur genügend 
Kapazität, Beharrlichkeit und Anstrengung 
darauf verwendet wird, ein alternatives 
Agenda-Building und Themen-Framing ge- 
lingen kann. 
Schlussendlich aber zeigt der Irak-Konflikt 
auch, dass selbst die Zustimmung in einer 
auch emotional wichtigen politischen Frage 
nicht ausreicht, um über eine fehlende Mar- 
ke mit stimmigen Bildern und Konzeptionen 
hinwegzutäuschen - es gilt mittelfristig eben 
doch: It's the economy, stupid! Forum ~ ~ 2 1  
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Pyrrhus* 
Von Andreu Nuhles 

Richtungsweisend war die Regie- blik kontinuierlich verstärkt.Gerhard Schrö- 
rungserklärung des Bundeskanzlers. Daran der hat in seiner Regierungserklärung dar- 
gibt es keinen Zweifel. Die Senkung der auf reagiert. Eine überzeugende Offensive 
Lohnnebenkosten wird zur Leitidee der rot- für eine wachstumsorientierte Investitions- 
grünen Bundesregierung erhoben. Eine und Steuerpolitik ist daraus nicht erwach- 
Fetischisierung mit weitreichenden Konse- sen. Das kommunale Kreditprogramm der 
quenzen. Rhetorisch hat Gerhard Schroder Kreditanstalt fur Wiederaufbau geht in die 
versucht, eine soziale Balance zu schaffen. richtige Richtung und wird doch kaum Be- Andres 
Aber dann wurde er konkret: Einschnitte 
sind auf Seiten der Arbeitnehmer beim Ar- 
beitslosengeld, der Arbeitslosenhilfe, dem 
Kündigungsschutz und bei den Kranken 
geplant .Dem stehen unverbindliche Appel- 
le an die gesamtgesellschaftliche Verant- 
wortung auf der anderen Seite gegenüber. 
Die Ausnahme mit der Ausbildungsumlage 
sei hier positivvermerkt.ln der Summe mar- 
kiert diese Rede die weitgehende Unterwer- 
fung der sozialdemokratisch geführten Bun- 
desregierung unter wesentliche Elemente 
der neoliberalen Diskurse der letzten 10 Jah- 
re. 
Die entscheidende Frage ist, ob der als Befrei- 
ungsschlag angelegte Maßnahmenkatalog 
die konjunkturellen und beschäftigungspoli- 
tischen Problemelösen kann. Allein das könn- 
te die weitreichenden sozialen Einschnitte - 
wenn überhaupt - legitimieren. Hauptpro- 
blem ist die rezessive ökonomische Gesamt- 
Situation und der damit einher gehende 
Anstieg der Massenarbeitslosigkeit auf 4,i 
Millionen. Besonders die fehlenden 11 0 000 
Ausbildungsplätze und die 540 000 jun- 
gendlichen Arbeitslosen unter 25 Jahre 
machen die Dramatikder Situation deutlich. 
Klopft man die Ankündigungen von Ger- 
hard Schröder auf die Frage ab,was Arbeits- 
plätze und Ausbildungsplätze schafft,ergibt 
sich folgendes Bild. 

1 .Stabilitätspakt und kommunales Inves- 
titionsprogramm 
Die stetig negative konjunkturelle Entwick- 
lung, Wachstumsprognosen von deutlich 
unter 1 %, der Irak-Krieg und nicht zuletzt 
die katastrophale Situation der kommuna- 
len Haushalte haben den Ruf nach einem 
entschiedenen Kurswechsel der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesrepu- 

Andrea Nahles, Vorsitzende des Forum DL 2 1 e. 

. . . . . - . . 
schäftigung schaffen. Es wird kein Kapital 
mobilisiert.Neue Schulden ausgeschlossen. fügt,ohne Kredite aufzunehmen, immer nur 
Heiner Flassbeck analysiert (FR,15. März): über Geld, das er anderen abgenommen 
,,Offenbar hat die deutsche Wirtschaftspoli- hat. Wer anderen Geld abnimmt, um es 

Rettet die Sozialdemokratie in der SPD! 
Von Thomas Behm, Heidrun Breyer, Mathias Brodkorb; Rudolf Borchert U. a. 

(..J 1. Die SPD ist ihrem Anspruch an eine Politik der,,Sozialen Gerechtigkeit'' nicht gerecht geworden 
und hat hierdurch das Vertrauen vieler Wählerinnen und Wähler verloren. (..J 
2.Die SPD-Politik ist programmatisch orientierungslos.( ... ) Eine zukunftsweisende Reformpolitik müsste 
u.E. ansetzen an den tiefgreifenden Veränderungen, die sich im Bildungssystem und der Sozialstruk- 
tur der BRD seit den siebziger Jahren ergeben haben. (..J Der Versuch,eine so genannte,,Neue Mitte" 
als Subjekt sozialdemokratischer Politik auszumachen, ist gescheitert. (..J 
Innerhalb der SPD wird der Prozess der Entpolitisierung und Entdemokratisierung vorangetrieben.Die 
SPD setzt schon lange nicht mehr auf die aktive Beteiligung der eigenen Mitgliedschaft an der Politik. 
(..J Diese Entwicklung (..J trägt zu einer weiteren Entpolitisierung und Entdemokratisierung der Volks- 
partei SPD bei und verringert die Attraktivität der SPD für Außenstehende. 
Eckpunkte einer sozialdemokratischen Politikder sozialen Gerechtigkeit und des Friedens sind für uns: 
DieWiederherstellung der finanziellen Handlungsfähigkeitvon Kommunen,Ländern und Bund.( ...) Wir 
benötigen (..J eine vorausschauende,flexible Finanzpolitik, die die Wirtschaftentwicklung unterstützt 
und Nachfrageströme stabilisiert. (..J Wir fordern deshalb die verfassungskonforme Neuregelung der 
Vermögenssteuer,eine Erhöhung der Erbschafts- und Schenkungssteuer,die Besteuerung von Finanz- 
spekulationen (Tobin-Steuer) sowie die Wiederanhebung des Spitzensteuersatzes. 
Die Auflage eines Zukunftsinvestitionsprogramms für Beschäftigung,Bildung und Umwelt. (...) Wir for- 
dern deshalb neben einer koordinierten Konjunktursteuerung die Auflage eines Zukunftsinvestitions- 
Programms (ZIP) für mehr Beschäftigung,zurVerbesserung der Bildung und zum Schutz der Umwelt. 
L..) 
Eine Umkehr der Politik für Ostdeutschland. (..J Zur Förderung der Kommunen fordern wir die Aufla- 
ge eines Kommunalen lnvestitionsprogramms als Bestandteil des unter 2.geforderten ZlPs zur Sanie- 
rung der Infrastruktur der ostdeutschen Kommunen. 
Eine Politik der solidarischen Erneuerung der sozialen Sicherheit. Immer wieder wird die,,Reform0,d.h. 
häufig der Abbau der sozialen Sicherungssysteme gefordert. (...) (..J Notwendige Maßnahmen sind hier 
die Einbeziehung aller Einkommensarten in die Finanzierung,die Erhöhung der Beitragsbemessungs- 
grenzen sowie die Ergänzung der lohnbezogenen Beiträge durch eine Bruttowertschöpfungsabgabe, 
die sich an Umsatz und Gewinn eines Unternehmens orientiert. Außerdem schlagen wir nach wirt- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit gestaffelte Beiträge zu den Sozialversicherungen vor: (...). 
Eine Politik der sozialen und zivilen Konfliktlösung. Unabdingbar für die Wiederherstellung und den 
Erhalt der Glaubwürdigkeit der SPD ist das konsequente Festhalten am,,Neinn zum Krieg im Irak. (..J 
Darüber hinaus fordern wir die deutsche Bundesregierung auf, Deutschland international noch stär- 
ker zu einem führenden Land bei der zivilen und sozialen Konfliktlösung zu machen. (..J 

tik nicht begriffen, dass man mit Geld,das selbst wieder auszugeben, bewirkt selbst- 
schon da ist, auf keinen Fall Wachstum und verständlich wieder genau nichts außer 
Beschäftigung fördern kann. Der Staat ver- Umverteilung." 

Hoffnung machen können nur die Ankündi- 
gungen des Bundeskanzlers zusammen mit 
europäischen Partnern im Falle eines Irak- 
Krieges den Stabilitätspakt,,flexibler" auszu- 

K, lebt in Ahrweiler und Berlin legen. Das ist die entscheidende Stellschrau- 
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be:Offensiv muß das Korsett des Stabilitäts- 
paktes gesprengt und der so geschaffene 
Spielraum auch voll ausgeschöpft werden. 
Ob nun ein Vorziehen der Steuerreform im 
unteren und mittleren Einkommensseg- 
ment die Binnennachfrage ankurbeln hilft 
oder andere investive Mittel freigemacht 
werden - wichtig ist die Orientierung nach 
vorne. Das wäre der Weg für mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung und eineTrendum- 
kehr in die richtige Richtung. Die Entschei- 
dung steht allerdings aus. 

2. Privatisierung des Krankengeldes 
Nach der Teilprivatisierung der Rente soll 
nun das Krankengeld aus dem Leistungs- 
katalog der gesetzlichen Krankenkassen 
gestrichen werden. Hauptziel: Die Lohnne- 
benkosten sollen auf hier 13 % abgesenkt 
werden. Hauptziel i s t  nicht die Qualität und 
Effizienz des Systems zu steigern oder prä- 
ventive Gesundheitspolitik stark zu ma- 
chen. Nein. Es geht um 7,s Milliarden Euro, 
soviel soll die Streichung des Krankengel- 
des bringen, weitere zwei bis drei Milliar- 
den Euro will das Kanzleramt von den Ver- 
sicherten über Selbstbeteiligungen (z.B. 
bei Arztbesuchen) einsammeln. Fragen tun 
sich auf: Die potentiellen privaten Anbieter 
berechnen individuelle Risiken. Was be- 
deutet das für Menschen mit Vorerkran- 
kungen ect.? Und wenn Ältere, chronisch 
Kranke oder andere belastende Gruppen 
herausgenommen würden,dann dürfte die 
angestrebte Absenkung der Beiträge um 
0.6% kaum zu halten sein. Und dann? Wie 
sieht es bei unterschiedlichen Berufsgrup- 
pen aus? Gewerblich Beschäftigte mit ho- 
hem körperlichen Einsatz werden gegenü- 
ber Angestellten benachteiligt? In jedem 
Fall müssen die Beschäftigten künftig nicht 
nur den bisherigen Arbeitgeberanteil, son- 
dern auch die Gewinnspanne der privaten 
Versicherer alleine aus der eigenen Tasche 
finanzieren. Über Jahre wurden intensiv 
Effizienzressourcen in den Gesundheitssys- 
temen ermittelt, Vorschläge zu kostenspa- 
renden Reformen auf dem Tisch gelegt, 
umfassende Präventionskataloge zusam- 
mengestellt und dann fällt einem sozialde- 
mokratischen Bundeskanzler nix anderes 
ein als die Selbstbeteiligungen zu erhöhen 
und eine weitere systemverändernde Pri- 
vatisierung zu betreiben - das ist schlicht 
ein Armutszeugnis. 

3. Lockerung des Kündigungsschutzes 
und der Tarifautonomie 
Zwei Wochen vor der Wahl überraschte 
Wolfgang Clement die Offentlichkeit und 
nicht zuletzt die eigenen Genossen mit der 
Ankündigung, den Kündigungsschutz zu 
lockern. Ein Thema, das vor dem Hinter- 
grund von steigenden Arbeitslosenzahlen 
Verunsicherung und Verbitterung auslöste. 
Der Fraktionsvorsitzende machte öffentlich 
Front. Geändert wird trotzdem. Ein Wahl- 

recht zwischen Kündigungsschutz und Ab- 
findungen, was - gar nicht im Sinne der Er- 
finder - zu wesentlich mehr Abfindungsre- 
gelungen in Deutschland führen wird. Eine 
Förderung von Befristungen und Leiharbeit 
bei kleinen Firmen mit 5 Festangestellten 
und eine Beschränkung der Sozialauswahl 
sind die entscheidenden Veränderungen. 
Gerade die Reduzierung der Sozialauswahl- 
kriterien ist nicht akzeptabel. So sollen in 
Zukunft betriebsbedingte Gesundheits- 
Schädigungen nicht mehrTeil der Kernkrite- 
rien der Sozialauswahl sein. So nach dem 
Motto: Wer sich in der Lackiererei bei der 
Arbeit bleibende Beeinträchtigungen zuge- 
zogen hat, wird halt durch einen gesunden 
jüngeren Arbeitslosen ersetzt und darf gu- 
cken, wo er bleibt. Das ist nicht sehr häufig 
in der Praxis, zugegeben, aber umso unver- 
ständlicher, warum hier ein wesentliches 
Gebot der sozialen Gerechtigkeit verletzt 
wird. 

Die Aussagen im Wahlkampf waren an Klar- 
heit und Vehemenz nicht zu überbieten.Die 
Tarifautonomie,der Flächentarifvertrag und 
damit die zentrale Verhandlungsmacht der 
Gewerkschaften werde von einer sozialde- 
mokratischen Bundesregierung nicht ange- 
tastet, hieß es im Sommer und Herbst 2002. 
Gerhard Schröder verbürgte sich dafür per- 
sönlich.Nicht zuletzt diese klaren Aussagen, 
die Stoiber nicht über die Lippen gehen 
wollten, begründeten das massive Engage- 
ment der Gewerkschaften (Kundgebungen, 
Anzeigen ect.) für die rot-grüne Bundesre- 
gierung.Zu einer Zeit als andere Verbünde- 
te nun wahrlich nicht gerade Schlange ge- 
standen haben. Die Androhung des Kanz- 
lers, tarifliche Öffnungsklauseln für Betrieb- 
liche Bündnisse notfalls per Gesetzdurchzu- 
setzen,war überflüssig.Zahllose flexible be- 
triebliche Regelungen auf der Basis der gül- 
tigen Flächentarifverträge gibt es Iängst, 
nämlich fast 58 000 Verträge und Einzelre- 

Die Chance für einen Neustart nutzen 

Von Julia Henke, Marc Herter, Oliver Kaczmarek, Barbara König, Dietmar Köster, U. a. 

(..J Die Erwartungen vieler,die noch im September 2002 SPD gewählt haben,sind enttäuscht worden. 
Weder ist eine Strategie zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu erkennen, noch erkennen sie in der aktu- 
ellen Politikder Bundesregierung eine Entwicklung, die ihren Anforderung an eine Politik der sozialen 
Gerechtigkeit entspräche. L..) 

* 

Die Ira-Politik des Bundeskanzlers wird positiv bewertet. (...) Zur Abrüstung des diktatorischen Sys- 
tems ist es erforderlich,den politischen und wirtschaftlichen Druck auf den Irak aufrecht zu halten,ohne 
es zu einer militärischen Intervention kommen zu lassen. (...I 
Die aktuellen Zahlen von 4,6 Millionen Menschen ohne Arbeit haben erneut die Dringlichkeit gezeigt, 
bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu Erfolgen zu kommen. Neben dem Abbau von Vermittlungs- 
hemmnissen muss dabei wieder die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen im Mittelpunkt der 
politischen Arbeit stehen. (...) Dazu gehört die Neuverteilung der Arbeit wie auch eine größere Vertei- 
lungsgerechtigkeit des gesellschaftlichen Reichtums. L..). 
Für die Rückkehr zu einer konjunkturgerecht einsetzenden Schuldenfinanzierung von Zukunftsinves- 
titionen in Infrastruktur, Arbeitsmarkt und Bildung, die die Möglichkeit schafft, konjunkturelle Ab- 
schwünge abzufedern und strukturpolitische Brüche zu vermeiden, anstatt sie zu verschärfen und zu 
vertiefen. Hierzu ist auch eine Aussetzung des Maastricht-Kriteriums notwendig. 

X 

Die Gemeindefinanzreform muss schnell kommen. Sie muss vor allem eine Stabilisierung der Gewer- 
besteuer, eine Modernisierung der Grundsteuer und eine strikte Konnexität zwischen zugewiesenen 
Aufgaben und Finanzierung aufweisen. Darüber hinaus brauchen wir ein kurzfristiges kommunales 
lnvestitionsprogramm für finanziell stark angeschlagene Kommunen, um dringend notwenige Inves- 
titionen vor Ort durchführen zu können. Die Gemeindefinanzreform muss schnell kommen. Sie muss 
vor allem eine Stabilisierung der Gewerbesteuer,eine Modernisierung der Grundsteuer und eine strikte 
Konnexität zwischen zugewiesenen Aufgaben und Finanzierung aufweisen. Darüber hinaus brauchen 
wir ein kurzfristiges kommunales lnvestionsprogram für finanziell stark angeschlagene Kommunen,um 
dringend notwenige lnvestitionen vor Ort durchführen zu können.-( ... ) 

* 
Partner bei der Erneuerung. 
Die bürgerlichen Parteien und Funktionäre der Arbeitgeberverbände rufen zum ,,Klassenkampf von 
oben" auf und stellen den vom Grundgesetz geforderten Sozialstaat substantiell infrage. (..J Die Ge- 
werkschaften sind Partner der Sozialdemokratie bei der notwendigen Erneuerung, nicht Gegner. 
(...) Statt auf Zweiklassenmedizin setzen Sozialdemokratlnnen auf mehr Effizienz im System und eine 
Stärkung der Prävention. Bundesgesundheitministerin Ulla Schmidt genießt dabei für ihre Ansätze 
unsere volle Unterstützung. 

X 

(...) Notwendig i s t  ein Orientierungsrahmen 2010, in dem die Sozialdemokratie ihre mittelfristige Re- 
formperspektive festhält,an der sie ihre Politikfür alle erkennbarausrichtet.Die Orientierung auf nach- 
haltige Konzepte darf dabei nicht nur auf eine technokratische Haushaltskonsolidierung hinauslau- 
fen, sondern muss auch und vor allem auf lnvestitionen in die Zukunft orientieren. (..J 
Sie muss dem gesellschaftlichen Strukturwandel mit einem strategischen Konzept begegnen, das für 
Menschen mit neuen modernen Erwerbsbiographien und Lebensentwürfen sowie für diejenigen,die 
sich Iängst als Modernisierungsverliererlnnen sehen,eine ähnlich starke Ausstrahlungskraft besitzt.( ... ) 



gelungen (WSITarifarchiv) in allen Branchen 
und Regionen - passgenau auf die Unter- 
nehmen zugeschnitten. Gewerkschaften 
sträuben sich schon lange nicht mehr ge- 
gen Flexibilisierungen an sich, aber sie wol- 
len soziale Regeln und Mindeststandards. 
Die Androhung war überflüssig und sie war 
eine unverzeihliche Provokation, die einen 
massiven Vertrauensverlust auf Seiten der 
Gewerkschaften hervorgerufen hat. 

4. Verkürzung der Bezugsdauer von Ar- 
beitslosengeld 
Das Präsidium der SPD hat am 16.3.2003 die 
Reduzierung des Arbeitslosengeldes auf 12 
bzw. 18 Monate mit der Begründung verab- 
schiedet, man wolle damit den,,AnreizU,eine 
Arbeit aufzunehmen,erhöhen.Wie hört sich 
das wohl für einen 54jährigen Bauarbeiter 
an, der gerade arbeitslos geworden ist und 
dessen Vermittlungschancen miserabler 
nicht sein könnten.Argumentiert wird auch 
damit,dass gerade die Möglichkeit,Arbeits- 
losengeld 32 Monate zu beziehen, als eine 
Art Frühverrentungsmodell missbraucht 
wurde. Das Argument ist nicht falsch. Es ist 
richtig,dass wir die Arbeitsfähigkeit und Ar- 
beitsmöglichkeit von älteren Arbeitneh- 
mern vor dem Hintergrund der demografi- 
schen Entwicklungen und im Interesse der 
Betroffenen sukzessive steigern müssen. 

Dafür ist eine Humanisierung der Arbeits- 
welt,eineVerstärkung von Weiterbildungs- 
möglichkeiten und eine altersvariable Ar- 
beitsorganisation erforderlich. Warum hat 
der Kanzler das nicht zu einer bundesweiten 
Initiative gemacht und dafür Geld in die 
Hand genommen? Aber selbst wenn er das 
getan hätte. Bei 540 000 jugendlichen Ar- 
beitslosen unter 25 Jahren stellt sich ernst- 
lich die Frage, ob jetzt der geeignete Zeit- 
punkt ist, das sozial abgepufferte Ausschei- 
den von Älteren aus den Betrieben zu blo- 
ckieren.Und nicht zuletzt:Es kann nicht sein, 
dass der Bezug des Arbeitslosengeldes be- 
trieben wird und die Arbeitsämter auf Wei- 
sung ihres obersten Dienstherren Gerster 
die Programme für Langzeitarbeitslose mas- 
siv herunterfahren.Genau das passiert gera- 
de flächendeckend. 

5. Absenkung der Arbeitslosenhilfe auf 
Sozialhilfeniveau 
Schäbig ist der Bruch der klaren Vereinba- 
rungen im Zusammenhang mit der Zusam- 
menlegung von Arbeitslosengeld und Sozi- 
alhilfe. Ausdrücklich wurde von allen Teilen 
der Partei eine Zusammenlegung der ALHl 
und SOLI unterstützt.Nicht zuletzt um damit 
die Sozialhilfeempfänger wieder in die akti- 
ve Arbeitsmarktförderung mit einzubezie- 
hen. Ausdrücklich wurde aber auch verein- 

,,Rückbesinnung nach dem Wahldesaster" 

Beschluss des Bezirksvorstands Hessen-Süd vom 03.02.2003 
1 .  (..J Die SPD hat ihre potentiellen Wählerinnen und Wähler in Hessen wie in Niedersachsen nur un- 
zureichend mobilisieren können.Ursache hierfür war in erster Linie die bundespolitische Prägung dieser 
Wahlen. 
2. Der sozialdemokratische Niedergang ist vorrangig eine Folge der Entfremdung der sozialdemokra- 
tischen Politik von ihrer gesellschaftlichen Wählerbasis seit 1999 durch neoliberale Experimente. (..J 
So ist die hohe Arbeitslosigkeit durch diese Politiknicht gesenkt worden,obwohl doch eine die Arbeits- 
losigkeit minimierende Politik von einer sozialdemokratisch geführten Regierung erwartet und auch 
versprochen wurde. 
3. (..J Die vom Bundeskanzler selbst so genannte,,Kakophonie der sozialdemokratischen Politik am 
Beginn der neuen Legislaturperiode, insbesondere die erneut gegen das sozialdemokratische gesell- 
schaftspolitische Grundverständnis sozialer Gerechtigkeit gerichteten neoliberalen Signale, 
beispielsweise 
die demonstrative Verhinderung der von den Länder-SPD-Organisationen (...I geforderten Wiederein- 

führung der Vermögenssteuer und ihr sog.,,Ersatz" durch Absenkung der Besteuerung leistungslosen 
Kapital-(Zins-)Einkommens sehr Wohlhabender unter die Lohnsteuerouote L..): , . . .  
die Ankündigung, die Arbeitslosigkeit durch Lockerung des Kündigungsschutzes für Arbeitnehmer 

bekämpfen zu wollen (...); 
die Ankündigung der Bundesgesundheitsministerin von,,Reformen" (...),die die sozialdemokratische 

Wählerbasis nur als Bedrohung empfinden kann (..J, 
haben zur erneuten verheerenden Frustration der sozialdemokratischen Wählerschaft geführt (...). 
4.50 sind die Landtagswahlen vom 02.02.2003 nach allgemeiner Bewertung ein Denkzettelfür die SPD- 
Politik,der in derTat Anlasszum Nachdenken,zur Rückbesinnung und zur Korrektur des Kurses der Bun- 
des-SPD sein muss. 
Geschieht dies nicht, droht gar im Zusammenspiel mit der konservativen Mehrheit im Bundesrat eine 
Verschärfung der neoliberalen Experimente, wird dies die Sozialdemokratie in den endgültigen Nie- 
dergang führen. (...) 
Seit dem Wechsel im Parteivorsitz 1999 überwiegt die Austrittswelle erheblich die Zahl der Neueintritte. 
Seit 1999 haben allein im Bezirk Hessen-Süd über 8.200 zumTeil sehr langjährige Mitglieder,auch vie- 
le ehrenamtliche Leistungsträger, die SPD verlassen. Soweit sie dies begründet haben, geschah dies 
überwiegend mit dem Hinweis auf die Bundespolitik. 
Eine Fortsetzung des neoliberalen Fehlweges der SPD droht diesen Exodus und den politischen Nie- 
dergang der Partei noch zu beschleunigen. 
S.Wirfordern,dass die innerparteiliche Demokratie wieder hergestellt wird und die Partei die Entschei- 
dung über die Grundlinien der Politik trifft. Deshalb wollen wir die Einberufung eines außerordentli- 
chen Bundesparteitags zur Diskussion der Lage der SPD und zur Neubestimmung ihrer Politik. 

bart, dass keine Absenkung der ALHl auf 
Sozialhilfeniveau erfolgen dürfe. Auch die 
Zustimmung der Gewerkschaften zu den 
Hartz-Vorschlägen erfolgte auf dieser Basis. 
Schäbig ist aber weniger der Bruch der Ver- 
einbarungen als solche, sondern schäbig 
sind die Folgen für die Betroffenen.80% der 
heutigen ALHI-Bezieher, deren Haushalts- 
einkommen gegenwärtig noch oberhalb 
der Sozialhilfe-Bedarfsschwelle liegt, müs- 
sen mit massiven Verlusten rechnen. Sollte 
wie bei der Sozialhilfe auch das Anrech- 
nungsverfahren für ALHI-Bezieher nicht 
mehr individuell, sondern haushaltsbezo- 
gen erfolgen, dann wird eine beschleunig- 
te Verarmung von derzeit 1,6 Millionen 
ALHI-Beziehern die unausweichliche Folge 
sein. Betroffen sind die, die ohnehin nicht 
mehr viel haben. Betroffen sind einige hun- 
derttausend Kinder. 
Ideologisch verbirgt sich hinter dieser gan- 
zen Operation die Überzeugung, dass ein 
Drücken der ALHI-Bezüge die Annahmevon 
schlechtentlohnten Jobs erheblich nach 
oben treiben werde. Die ALHI-Kürzungen als 
Triebmittel des Niedriglohnsektors in 
Deutschland. Druck auf die unteren Einkom- 
mensgruppen geht damit einher. Ergänzt 
wird das durch den notorischen Arbeits- 
und Wirtschaftsminister.Vollmundig droht 
er mit einer massiven Verschärfung des 
Qualifikationsschutzes bei Arbeitslosigkeit. 
Nicht vom Tellerwäscher zum Millionär, 
meint Clement,sondern nach (sieben Mona- 
ten) vom Akademiker zum Würstchenver- 
käufer um die Ecke. 
Die sozialpolitische Glaubwürdigkeit der 
SPD wird für ein Jahrzehnt beschädigt blei- 
ben,wenn wir diesen vorgeschlagenen Kür- 
zungennachgeben. 
Fazit: Kommt es nicht zu einer offensiven 
Veränderung im Umgang mit den Stabili- 
tätskriterien, lassen sich von den vorge- 
schlagenen Maßnahmen keine zusätzlichen 
Impulse für den Arbeitsmarkt erwarten. 

Warum hat Schröder diese Rede so und 
nicht anders gehalten? 
Es qinq Schröder in erster Linie um die De- 
monstration von Handlungsfähigkeit. Nach 
monatelanger selbstverschuldeter Rich- 
tungslosigkeit, monatelangem öffentlichen 
neoliberalen Feuerwerk - sattelte der Kanz- 
ler dramaturgisch noch eins drauf. Es ging 
darum, die Blockademöglichkeiten der Uni- 
on im Bundestag zu erschweren bzw.zu ver- 
meiden. Die Debatte verlief in diesen beiden 
Punkten zunächst einmal gut. Der Partei 
und Fraktion ließ und Iässt Schröder keine 
Spielräume, weil er sich selber keine gibt. 
Erfolgskriterien jenseits der 100 %igen Um- 
setzung seiner Vorschläge hat er nicht vor- 
gegeben. Jede Veränderung wird von der 
Opposition mit Häme begleitet (s. die Dis- 
kussion um die Hartz-Vorschläge). Sowohl 
das Verfahren vor als auch nach der Rede 
war und ist unparlamentarisch und kaum 
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mehr demokratisch zu nennen. Mehr noch 
als bei der Vertrauensfrage zu Afghanistan 
- wo es immerhin weltpolitische Zwänge 
und Begründungen für Schröders Entschei- 
dung gegeben hat - wird die Wahlmöglich- 
keit von Fraktion und Partei gebrochen. 
Das Problem: Der begründete Eindruck,dass 
die Politik der Bundesregierung sozial nicht 
ausgewogen ist, hat sich nach der Regie- 
rungserklärung Schröders verfestigt. Das 
öffentliche Einsacken der Initiative zur Ein- 
führung der Vermögensteuer und das als 
ungerecht empfundene (und strategisch 
wie kommunikativ völlig verunglückte) 
Steuervergünstigungsabbaugesetz kombi- 
niert mit der sozialen Unwucht der konkre- 
ten Vorschläge der Regierungserklärung 
lassen selbst gutmeinende ZeitGenossen ir- 
ritiert, skeptisch und manchmal auch wü- 
tend nach dem Kern sozialdemokratischer 
Politik suchen. Schröder - der Pyrrhos der 
SPD. So scheint es. Einer der.siegt und siegt 
-für sich selbst. Unter lnkaufnahme großer 
Glaubwürdigkeits- und Vertrauensverluste. 

In der Hoffnung, dass der nächste Auf- 
schwung alle Grausamkeiten vergessen 
macht.UnterVernachlässigung der,,Spätfol- 
gen" für die SPD als eine bisher noch nicht 
vollständig auf das Niveau von Kadergehor- 
Sam geschrumpften Partei. Einer der nicht 
sät, sondern pflügt. 

Die entscheidende Frage für die Linke 
und für die gesamte Partei ist, wie gehen 
wir mit diesem Kurs um? 
Wir sind in keiner einfachen Situation.Druck 
von oben - ist da.So starkwie selten.Gegen- 
druck von unten? Ich beobachte zur Zeit vor 
allem,dass individuelle Antworten gegeben 
werden. Selten hat es in wenigen Tagen so 
viele begründete Austritte (insbesondere 
von langjährigen) Mitgliedern gegeben. Das 
dürfen wir als Parteilinke (und eigentlich 
auch als Gesamtpartei) nicht einfach so hin- 
nehmen. Öffentlicher Widerspruch, das i s t  
nötig und Orientierung müssen die von uns 
möglichst breit geben, die über entspre- 
chende Funktionen in der Fraktion und im 

Parteivorstand verfügen.Tatsache ist, dass 
die Fraktionsmitglieder noch stärker ins Ge- 
schirr gezwungen werden.Tatsache ist,dass 
die Linke wohl auch deshalb nicht eine Linie 
hat, sondern mehrere. 
Umso wichtiger ist es, eine eigene Stimme 
der Partei zu entwickeln. Hören muß man sie 
auch. Das können wir nicht nur,,obenU ein 
paar Leute machen lassen. Vier Regional- 
konferenzen soll es geben. Leider liegen 
zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Orte und 
Termine fest. Ich fordere dringend dazu auf, 
dass wir diese Regionalkonferenzen poli- 
tisch mit prägen. Wir müssen dort Flagge 
zeigen und das vorher gezielt organisieren. 
Meldet Euch bei www.forum-dl2l .de an.Wir 
geben Euch Ansprechpartner vor Ort und 
helfen, wie wir können. Forum DLZI 

* König der Molosser und Herrscher in Epirus - sieg- 
te 280 bei Herakleia und 279 bei Ausculum unter 
großen Verlusten (daher Pyrrhussieg) über die Rö- 
mer,denen er dann 275 bei Benevent endgültig un- 
terlag. 

Aspekte der Landtagswa hlen in Hessen 
und Niedersachsen 
Von Horst Peter, Norbert Sprufke 

Nach der Niederlage in der Bundes- 
tagswahl am 22. September hat das Kartell 
der Wahlverlierer aus konservativen Medien, 
Wirtschaft, neoliberalen Meinungsträgern 
eine öffentliche Stimmung aufgebaut, man 
könne am 2. Februar mit einer Denkzettel- 
wahl das Wahlergebnis der Bundestagswahl 
korrigieren. Darin liegt der Schlüssel für die 
Wahlsiege der CDU in Hessen und Nieder- 
Sachsen. 
Die Stimmung im Wahlkampf traf am ge- 
nauesten das CDU-Plakat,, Steuererhöhun- 
gen, immer mehr Abzüge, Wahlbetrug. Rot- 
grün braucht Kontrolle. Auf Hessen kommt 
es an. Deshalb am 2. Februar CDU". 
Die Bundesregierung begünstigte die 
Denkzettelkampagne, indem sie den politi- 
schen Entscheidungen, die teilweise not- 
wendig und nachvollziehbar sind,versäum- 
te im Rahmen eines rot-grünen Projekts ei- 
nen Sinn zu geben.Außerdem wurde durch 
ständig neue Vorschläge vor allem von 
Wolfgang Clement (Kündigungsschutz) 
oder Ulla Schmidt die sozialdemokratische 

Horst Peter, spw-Mitherausgeber, und Norb 
in  Kassel 

Wählerklientel weiter verunsichert. So gab 
ein großerTeil der Wähler der SPD,die nicht 
gewählt haben,als Motiv für die Wahlenthal- 
tung fehlende soziale Gerechtigkeit an und 
für den Wechsel zur CDU die Bundespolitik. 
Die Hessen-SPD und der niedersächsische 
Ministerpräsident versuchten mit einer 
Kampagne für die Wiedereinführung der 
Vermögenssteuer als Solidaritätssteuer für 
Bildungsgerechtigkeit,eine öffentliche Aus- 
einandersetzung über Solidarität statt Ego- 
ismus anzustoßen. Dies hätte die Denkzet- 
telkampagne durchaus aufbrechen können. 
Sie hätte der konstruierten Stimmung sozi- 
ale Wirklichkeit entgegengestellt und vor 
allem Gerhard Bökels Image mit einem kon- 
kreten Projekt verbunden. Diese Kampagne 
wurde durch Kanzlermachtwort gestoppt 
und durch die Zinsabgeltungssteuer unter- 
laufen. Damit war der SPD in Hessen und 
Niedersachsen die Basis für eine Mobilisie- 
rungsstrategie im Wahlkampf genommen. 
Der Kanzler stoppte zwar durch Machtwort 
die Kakophonie, soweit sie aus seiner Sicht 

lert Sprafke, SPD-UB-Geschäftsführer, leben 

die wahlkämpfenden Landesparteien be- 
traf. Warum stoppte er nicht mit einem 
Machtwort rechtzeitig auch die Kakopho- 
nie der Bundesminister und Kommissionä- 
re. Das Bild der Bundesregierung litt ja 
nicht unter den Kampagnenvorschlägen 
aus den wahlkämpfenden Ländern, son- 
dern unter dem Vorschlagschaos aus der 
Mitte der Regierung. Die wahlkämpfenden 
Landesparteien wollten mit ihren Kampa- 
gnen ja nur gutmachen, wieder zurechtrü- 
cken, was die Bundesminister schlecht 
machten. 
Die in der Plakatserie,,Das bringt Bökel den 
Hessen" richtig gesetzten Themen der Lan- 
despolitik wie Bildungsgerechtigkeit, Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf,Jugendar- 
beitslosigkeit null hatten unter diesen Rah- 
menbedingungen insbesondere aus der 
Opposition heraus keine Chance sich öffent- 
lich durchzusetzen. Auch wurde versäumt, 
mit denThemen vor Weihnachten die ange- 
sprochenen Milieus zu erschließen und zu 
aktivieren. 
Unter dieser Konstellation wurde gerade die 
traditionelle sozialdemokratische Wähler- 
schaft verunsichert. Das erklärt die über- 
durchschnittlichenVerluste der SPD in ihren 
Hochburgen. Forum DL21 
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ö k o n o m i s c h e  Au fk lä rung?  
Von Felix Welti und Björn Böhning 

Dass Gerhard Schröder mit der Re- 
gierungserklärung vom 14. März die Initia- 
tive in der Sozialpolitik wieder übernom- 
men hat,zeigt,dass das Regieren über Kom- 
missionen an seine Grenzen stößt.Für wich- 
tige Fragen hat er aber auf die Rürup-Kom- 
mission verwiesen. Es ist daran zu erinnern, 
dass Ulla Schmidt gesagt hat,ein demokra- 
tiewidriges ,,eins zu eins" werde es hier nicht 
mehr geben. 

Demokratie ist Diskussion 
Oft i s t  zu hören, die Vorschläge Schröders 
dürften nicht zerredet werden. Aber An- 
spruch auf Umsetzung ,,eins zu eins" hat 
auch der Bundeskanzler in einer parlamen- 
tarischen Demokratie nicht. Was in den Me- 
dien Tag für Tag als ,,Zerredenn bezeichnet 
wird, ist nichts anderes als der demokrati- 
sche Prozess. 
Allergisch reagieren Experten und Kom- 
mentatoren, wenn eine bestimmte Gruppe 
sich einmischt:die Bürgerinnen und Bürger. 
Artikulieren sie sich als Mitglieder von Par- 
teien, Verbänden und Gewerkschaften, so 
gelten sie als Interessenvertreter. Politik ist 
aber das Aushandeln von Interessen. Wozu 
sollte es einen Sozialstaat geben,wenn er in 
niemandes Interesse wäre? 
Dass Experten und Journalisten keine Inte- 
ressen hätten und verfolgten, kann man 
nicht ernsthaft behaupten. Jedenfalls sind 
sie mit einem überdurchschnittlichen Ein- 
kommen versehen, selten gesetzlich kran- 
kenversichert,jederzeit zur Privatvorsorge in 
der Lage oder verbeamtet. Ihr Vorverständ- 
nis durch eigene Beiträge zu korrigieren, 
sind die Gliederungen der SPD ebenso ver- 
pflichtet wie die Gewerkschaften. 

Arbeitslose als Sündenbock? 
Es ist viel von Opfern die Rede gewesen,die 
gebracht werden müssten. lm Altertum wa- 
ren Opfer zumeist Tiere, die geschlachtet 
wurden, um das Wetter und die Ernte zu 
beeinflussen (Sündenbock). Heute sollen 
Arbeitslose und Kranke das Opfer für mehr 
Arbeitsplätze sein. Ein Zusammenhang zwi- 
schen Opfer und Ergebnis bestand damals 
wie heute nicht. 

Das durch Sozialbeiträgevereinnahmte Geld 
verschwindet ja nicht, sondern verbleibt im 
wirtschaftlichen Kreislauf. Als Rente oder Ar- 
beitslosengeld stabilisiert es die Kaufkraft 
von Teilen der Bevölkerung, die sonst weni- 
ger konsumieren würden.Werden die Sozial- 
versicherungsbeiträge gesenkt, wird ein Teil 
des Geldes gespart oder durch Anlage im 
Ausland der Volkswirtschaft entzogen. Gera- 
de bei schlechter Konjunktur wirkt der Sozi- 
alstaat nicht als Last, sondern als Stütze der 
Wirtschaftsentwicklung.Auch empirisch gibt 
es keinen Beleg für die These vom Wettbe- 
werbshindernis.Staaten mit hoher Sozialleis- 
tungsquote und hohen Löhnen wie Däne- 
mark, Schweden oder Österreich haben eine 
deutlich niedrigere Arbeitslosigkeit als 
Deutschland. Weder theoretisch noch empi- 
risch kann ein Zusammenhang zwischen 
Lohnnebenkosten und Arbeitsplatzentwick- 
lung aufgezeigt werden. Bleibt die Frage,ob 
sinkende Sozialbeiträge psychologische 
Wunder bewirken. Als Rot-Grün die Renten- 
beiträge deutlich gesenkt und dafür die Öko- 
Steuer eingeführt hat -was blieb in der Miss- 
stimmungsdemokratie Deutschland in Erin- 
nerung? Wenn in eine'r schwierigen Lage Ar- 
beitslose und Kranke als Sündenbock herhal- 
ten, beweist dies nur die ökonomische Un- 
aufgeklärtheit und Verrohung der Akteure. 

Sozialstaat ist nöt ig 
Sozialstaatliche Sicherung ist nötig, damit 
diese Gesellschaft funktioniert. Es ist ein Irr- 
tum, dass sie im modernen Kapitalismus 
ein Fremdkörper sei. Denn dieser braucht 
qualifizierte Arbeit. Die sie leisten, müssen 
bereit und in der Lage sein, ihre Arbeits- 
kraft zu erhalten, weiterzuquaIifizieren,fle- 
xibel anzubieten. Ohne funktionierende 
Sicherung könnten sich ihre produktiven 
Potenziale nicht entfalten. Deutlich wird 
dies da, wo der deutsche Sozialstaat nicht 
funktioniert. Die Entwertung der Arbeits- 
kraft von Millionen Müttern,die nicht oder 
unterqualifiziert beschäftigt sind, ist ein ge- 
sellschaftliches und ökonomisches Pro- 
blem für Deutschland: nicht weil wir zuviel, 
sondern weil wir zuwenig Sozialstaat ha- 
ben. 

Björn Böhning, stellv. Juso-Bundesvorsitzender, Berlin, Felix Welti, Mitglieder im Arbeitsausschuss 
von spw, Lübeck 

Felix Welti 

Der Sozialstaat soll nicht nur Flexibilität er- 
möglichen, sondern auch ihre Grenzen 
aufzeigen. Wird das versäumt, kann er nicht 
mehr auf Solidarität zurückgreifen. Deutlich 
wird das an der Pf1egeversicherung:Sie setzt 
voraus, dass es Angehörige gibt, die in der 
Lage sind zu pflegen. Werden Mobilitätsan- 
forderungen auf die Spitze getrieben, leben 
immer weniger Menschen in der Nähe ihrer 
Eltern. 

Neue Strukturen - neue Risiken 
In den letzten Jahren hat die Informations- 
technologie Produktion und Konsum verän- 
dert und geprägt. Für die ,,New Economy" 
wurde behauptet,die soziale Sicherung habe 
sich überholt. Es ist Ernüchterung eingetre- 
ten. Wer in Metabox oder Mobilcom inves- 
tiert hat, ist heute froh, wenn ihm BfA und 
AOK geblieben sind.Auch flexible Unterneh- 
mensstrukturen führen nicht zu weniger, 
sondern zu mehr und anderer sozialer 
Schutzbedürftigkeit. Wer seine Arbeitskraft 
mal hier mal da anbietet und auf ständige 
Qualifikation angewiesen ist, braucht eine 
stabile Sicherung, die es ihm etwa ermög- 
licht, nicht nur zu existieren, sondern auch 
sich weiterzuqualifizieren. Die Jusos haben 
hierzu Vorschläge für eine Arbeitsversiche- 
rung gemacht. Notwendig ist eine Diskussi- 
on über die Zielrichtung und Qualität sozial- 
staatlicher Leistungen. Es wäre gut, wenn 
über die Einbeziehung Selbstständiger in die 
Sozialversicherung nicht so gesprochen wür- 
de,als ginge es nur um zusätzliche Einzahler. 
Vielmehr müssen diese neuen Selbstständi- 
gen genauso für die Risiken Krankheit, Alter, 
Arbeitslosigkeit gesichert sein wie andere 
auch. 
Standards durch Gesetz und Tarifvertrag si- 
chern, dass die Konkurrenz der Unterneh- 
men nicht ein Wettbewerb um niedrige 
Löhne und schlechte Arbeitsbedingungen 
ist,sondern um mehr Produktivität und bes- 
sere Produkte.Gewerkschaften undTarifsys- 
tem sind ein positiver Faktor im internatio- 
nalen Wettbewerb und wesentliche Ursa- 
che,dass der Kapitalismus so dynamisch ist. 



Diktatur führt nicht nur i m  politischen Be- 
reich zu Stagnation und Verkrustung, son- 
dern auch im ökonomischen.Öffnungsklau- 
seln können unterschiedliche Bedingungen 
im Wettbewerb berücksichtigen. Wird aber 
die betriebliche Aushandlung der Arbeits- 
bedingungen zum Regelfall, geht die 
Schutz- und Ordnungswirkung verloren. 
Entsprechende Vorschläge sind nicht nur 
verfassungsrechtlich, sondern auch ökono- 
misch bedenklich. 

Arbeitsrecht als Wettbewerbsvorteil 
Auch das individuelle Arbeitsrecht dient der 
Rationalität des'Gesamtsystems. Der Schutz 
vor schneller und willkürlicher Kündigung 
zwingt die Unternehmer, Qualifizierung 
statt ,,hire and fire" zu betreiben. Der Kün- 
digungsschutzgilt in Betrieben mit mehr als 
fünf Beschäftigten. Dieser Schwellenwert ist 
angeblich ein Beschäftigungshemmnis.Em- 
pirische Untersuchungen belegen das nicht 
(vgl. Pfarr e.a. 2003). Die vorgeschlagene 
Nichtanrechnung der befristet Beschäftig- 
ten auf den Schwellenwert setzt einen An- 
reiz, mehr Personen befristet zu beschäfti- 
gen. Damit ist nichts gewonnen. In Spanien 
sind die meisten Arbeitsverhältnisse befris- 
tet - und die Arbeitslosigkeit i s t  an der Spit- 
ze der EU. Die wahlweise Abfindung bei be- 
triebsbedingten Kündigungen könnte sinn- 
voll sein, darf aber nicht die treffen, die sich 
zu Recht gegen willkürliche Kündigung 
wehren. Die Sozialauswahl bei betriebsbe- 
dingten Kündigungen soll durch eine mit 
dem Betriebsrat auszuhandelnde Namens- 
liste ersetzt werden können. Diese Regelung 
gab es - wie den erhöhten Schwellenwert 
- schon in der Spätphase der Kohl-Regie- 
rung, ohne dass damit Arbeitsplätze ge- 
schaffen wurden. Sie ist problematisch, weil 
sie den Betriebsrat in die Rolle bringt, nicht 
mehr lnteressenvertretung zu sein, sondern 
praktisch mitzukündigen. 

Armut durch Arbeitslosigkeit 
In der Arbeitsförderung ist das Tempo von 
Reformen sehr hoch. Es fehlt die Zeit, Neues 
überhaupt umzusetzen.So war dasJob-Aktiv- 
Gesetz kaum erprobt,da kamen Hartz I und II. 
Die Menschen, die Ämter und Betriebe müs- 
sen aberwissen,worauf sie sich einstellen kön- 
nen, sonst bewirkt keines der Instrumente 
mehr etwas. Nun ist vorgeschlagen, das Ar- 
beitslosengeld bis zum 55. Lebensjahr nur 
noch maximal zwölf Monate zu zahlen. Bei 
über 55-jährigen sollen es achtzehn Monate 
sein. Für einen !&jährigen Arbeitslosen be- 
deutet dies eine Halbierung der bisherigen 
Bezugsdauer. Danach soll es nicht mehr Ar- 
beitslosenhilfe geben, sondern eine einheitli- 
che Leistung auf dem Niveau der Sozialhilfe. 
So etwas hätte nur dann mit ,,Fördern und 
Fordern" zu tun, wenn für die Betroffenen Ar- 
beitsplätze angeboten würden. Dies ist aber 
nicht der Fall.Da essich umVersicherungsleis- 
tungen handelt,für die zuvor Beiträge geleis- 

tet wurden, gilt der verfassungsrechtliche 
Schutz der Eigentumsgarantie.Eine Sicherung 
gegen Armut durch längere Arbeitslosigkeit 
besteht so nicht mehr.Wenn wieder mehr Kin- 
der in Familien aufwachsen, die auf Sozialhil- 
feniveau gesetzt sind, kann dies kaum als 
überzeugende zukunftsweisende Sozialre- 
form gelten.Wenn die Kommunen aus der Fi- 
nanzierung der Arbeitslosigkeit entlassen 
werden sollen, ist das grundsätzlich gut und 
vernünftig.Wenn dabei aber die kommunalen 
Beschäftigungsinitiativen kaputt gehen, ist 
nichts gewonnen. 

Vergessene Privilegien 
Aus dem Blickfeld gerückt sind die Familien- 
leistungen. Das ist erstaunlich, wenn von 
Konzentration auf die wirklich Bedürftigen 
gesprochen wird. Ehegattensplitting bedeu- 
tet deutlich verminderte Steuerlast für die 
Verheirateten, bei denen ein Partner mehr 
verdient als der andere,etwa bei Managern, 
Verfassungsrichtern, Abgeordneten und 
Chefredakteuren, bei denen eine Hausfrau- 
enehe zum Lebenszuschnitt gehört.Sie wer- 
den auch dann gefördert, wenn keine Kin- 
der da sind. Auch der Familienleistungsaus- 
gleich für Familien mit Kindern gibt denen 
am meisten,die schon viel haben.Wer durch 
Kinderfreibetrag einen höheren Steuervor- 
teil realisiert als er Kindergeld bekommen 
würde, erhält diesen Vorteil. Das betrifft die 
20% mit den höchsten Einkommen. Im Ge- 
gensatz zu den Sozialversicherungsleistun- 
gen ist dieser Vorteil nicht auf abhängig 
Beschäftigte begrenzt - und er steht nicht 
im Zentrum der veröffentlichten Kritik. Das 
großzügig für alle Kinder ausgeschüttete 
Geld fehlt bei den Einrichtungen der Kinder- 
betreuung. Für die Investitionen, um 
Deutschland auf europäisches Niveau bei 
der vorschulischen Kinderbetreuung zu 
bringen, ist kein Geld da. Bildungskatastro- 
phe, soziale Ungleichheit der Bildungschan- 
cen, Armut Alleinerziehender sind die Fol- 
gen. Das ist Fehlverteilung von Sozialauf- 
wand,die wir uns nicht mehr leisten können. 

Wen trifft die Krankengeldstreichung? 
Die Herausnahme des Krankengeldes aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung löst 
weder kurz- noch langfristige Probleme.Sie 
betrifft jeden, der länger als sechs Wochen 
arbeitsunfähig ist und bisher einen An- 
spruch auf bis zu anderthalb Jahre Kranken- 
geld hatte sowie Eltern mit kranken Kindern. 
Eine private Sicherung wird risikoadäquat 
erfolgen. Das heißt: Menschen mit Kindern, 
mit Vorerkrankungen, chronischen Krank- 
heiten und verschleißenden Berufen be- 
kommen diese Versicherung entweder gar 
nicht oder müssen sie teuer bezahlen.Höhe- 
re Selbstbeteiligung,Selbstbehalte und Pra- 
xisgebühren werden zur Folge haben, dass 
auch notwendige Arztbesuche unterblei- 
ben. Auch mit Härteklauseln: Gesundheits- 
politisch sind diese Maßnahmen problema- 

tisch, weil notwendige Arztbesuche unter- 
bleiben und die soziale Ungleichheit der 
Gesundheitschancen verschärft wird. 

Strukturreform ist richtig 
Viele Vorschläge zur Strukturreform sind zu 
unterstützen: Die Abschaffung des Vertrags- 
monopols der kassenärztlichen Vereinigun- 
gen, unabhängige Qualitätssicherung der 
ärztlichen Behandlung und der Arzneimittel- 
Versorgung sind dringend notwendig, wenn 
Beitragsmittel vernünftig und effizient ver- 
wendet werden sollen. Das Nebeneinander 
von niedergelassenen Fachärzten und Kran- 
kenhäusern in derfachärztlichenversorgung 
ist weltweit einzigartig.Wir brauchen größe- 
re Einheiten und Gesundheitszentren.Dies ist 
auch im Interesse der Patienten, die im ge- 
genwärtigen System keine optimale Versor- 
gung finden,weiI jeder Arzt das Interesse hat, 
möglichst viele eigene Leistungen zu erbrin- 
gen, statt rasch zur bestmöglichen speziali- 
sierten Leistung zu führen.Dervorgeschlage- 
ne elektronische Patientenausweis wird auf 
diesem Weg notwendig sein.Auf der Kassen- 
seite leisten wir uns einen irrationalen Wett- 
bewerb der Krankenkassen um gesundever- 
sicherte. Das führt zu einer ungerechten Bei- 
tragsbelastung und Versorgungsmängeln. 
Die sinnvollste Lösung wäre die regionalisier- 
te Einheitskasse.Auf der Beitragsseite gibt es 
nur wenige befriedigende Gründe,warum es 
eine Pflichtversicherungsgrenze gibt. Ihre 
Heraufsetzung und die Einbeziehung bisher 
ausgenommener Gruppen und Einkom- 
mensarten könnte eben effizienter bei der 
Stabilisierung der Beiträge sein als planloser 
Leistungsabbau. 
Es ist zu hoffen, dass wir zu einer rationalen 
Diskussion über die Zukunft der sozialen 
Sicherungssysteme zurückkehren. Sie für 
die jüngere Generation zu erhalten und zu 
sichern, ist eine Frage der Generationenge- 
rechtigkeit. Denn diejenigen, die im Namen 
der jüngeren Generation nach Abbau rufen, 
sind nicht die, die es mit Blut, Schweiß und 
Tränen zu bezahlen haben. Forum DEI 

Björn Böhning 



Hartz - Gewinner und 
Verlierer 
Jürgen Karasch 

Am 16.8.2002 legte die von der 
Bundesregierung Anfang des Jahres nach 
Affären um getürkteVermittlungszahlen der 
Bundesanstalt für Arbeit (vgl. Karasch, in: 
Arbeit und Beruf 712002) berufene Kommis- 
sion,,Moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt" unter Leitung des Personalvorstan- 
des von W, Hartz, ihre Vorschläge vor. 
Herzstück ist die Personal-Service-Agentur 
(PSA); danach soll jedes Arbeitsamt eine ei- 
gene oder ausgelagerte Leiharbeitsfirma 
gründen. Dort sollen dann Arbeitslose an 
Unternehmen als Leiharbeiter vermittelt 
werden. 
Über die PSA hinaus soll auch die gewerbli- 
che Leiharbeit noch ausgeweitet werden. 
Zur Eindämmung von illegaler Beschäfti- 
gung und Schwarzarbeit sollen sich Ar- 
beitslose in beschränktem Umfang selb- 
ständig machen (,,Ich-AG") sowie Minijobs 
ausgeweitet werden. 
Die Zumutbarkeitskriterien sollen verschärft 
und die entsprechende Beweislast umge- 
kehrt werden;musste bisher das Arbeitsamt 
die Zumutbarkeit der vermittelten Beschäf- 
tigung beweisen, i s t  es künftig an dem Ar- 
beitslosen selbst,darzulegen,weshaIb gera- 
de dieser Job für ihn nicht zumutbar ist. 
Die Arbeitslosenhilfe soll erheblich gekürzt, 
später zeitlich begrenzt und mit der Sozial- 
hilfe zusammengelegt werden. 
Die Umsetzung erfolgte im Wesentlichen - 
umstritten bleibt bis heute, ob 1:l oder nur 
1:O - in den beiden,,Gesetzen für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab 
1.1.2003 (vgl. Sauer, in: spw 128 (6/2002), S. 
7f., Karasch, in: ZfSHISGB 2/2003). 
Die ,,radikalenu Ideen wurden sofort nach 
ihrer Veröffentlichung von verschiedenen 
Seiten hochge1obt;dennoch:der Berg kreiß- 
te - und gebar eine Maus. 

Verschärfung der Zumutbarkeitskri- 
terien 
Kein einziger derVorschläge ist wirklich - im 
Wortsinn - radikal, das heißt packt das Pro- 
blem - Arbeitslosigkeit - an der Wurzel, die 
da schlicht und einfach -man muss es doch 
noch einmal in Erinnerung rufen dürfen - 
lautet: 
Es fehlen Arbeitsplätze, in Millionenhöhe. 
Punkt. (Sondermemorandum der Arbeits- 

gruppe Alternative Wirtschaftspolitik zum 
Hartz-Konzept vom 28.1 1.2002; IAB-Materi- 
alien 3/2002,S.4; Bontrup/Marquardt, in: So- 
zialer Fortschritt 1212002, S. 315). 
Kein einziger der Vorschläge schafft auch 
nur einen zusätzlichen sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsplatz.Die Hartz-Vorschlä- 
ge zielen, genauso wie das Gegenkonzept 
der Union, das bei der Ausweitung gering- 
fügiger Beschäftigungsverhältnisse und der 
Leiharbeit sowie der Verschärfung der Zu- 
mutbarkeitskriterien teilweise über Hartz 
hinausgeht, letztlich nur auf eine effiziente- 
re Verwaltung bestehender Arbeit und Ar- 
beitslosig keit. 

,,Vermittlungsoffensive" als falsche Stra- 
tegie 
Mit der einseitigen Ausrichtung auf effekti- 
vere und schnellere Vermittlung (,,Vermitt- 
lungsoffensive") verfolgt Hartz genau die 
falsche Strategie, denn die bessere Vermitt- 
lung von Arbeitslosen hat zwar für den Ein- 
zelnen Vorteile, steigert jedoch nicht das 
Gesamtangebot an Arbeitsp1ätzen;dies täte 
in der derzeitigen Situation allein - wenn 
auch jeweils befristet - der zweite Arbeits- 
markt, der andererseits ausgetrocknet wer- 
den soll. 
Und anstatt das Heil bei privaten Dritten zu 
suchen, hätte vielmehr die Personalausstat- 
tung der Arbeitsämter quantitativ und qua- 
litativ verbessert werden sollen. Die Bundes- 
anstalt bräuchte, soll die mit viel Aplomb 
bereits am 1.1.2002 begonnene Vermitt- 
lungsoffensive nicht als Fußnote in histori- 
schen Betrachtungen enden, 20 000 zusätz- 
liche Vermittler, aber das Gesetz für moder- 
ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt setzt 
vieles von Hartz um,genau diesen Vorschlag 
- nämlich ein Betreuungsverhältnis von 1 
Vermittler zu 200 bis 250 Arbeitslosen -je- 
doch nicht. 
Behördenintern wurden statt der Abschaf- 
fung überflüssiger Leistungen und weitrei- 
chender Pauschalierungen sowie von Ver- 
waltungsvereinfachungen neue überaus 
aufwändige und überregulierte Verfahren 
geschaffen, zum Beispiel bei der Ausgabe 
von Bildungsgutscheinen oder den Berech- 
nungen von Anspruchsminderungen we- 
gen verspäteter Meldung. 

Jürgen R. Karasch, Dip/.-Politologe, Dip/.-Verwaltungswirt, seit 1976 in der Bundesanstalt für 
Arbeit tätig, zur Zeit Arbeitsvermittler und Arbeitsberater für Angehörige hochqualifizierter Be- 
rufe im Hochschulteam des Arbeitsamtes Köln, lebt in Troisdorf. 

Jürgen Karasch 

Durch die erneute und diesmal massive 
Ausweitung der Leiharbeit und den 
flächendeckenden Ausbau eines Niedrig- 
lohnsektors durch Mainzer Modell, Ich- 
AGs und Minijobs - neben dem bereits 
bestehenden im ganzen Osten Deutsch- 
l a n d s , ~ ~  die durchschnittlichen Stunden- 
löhne gerade mal 78 % derjenigen im 
Westen erreichen und wo er bekanntlich 
nicht zu mehr Beschäftigung geführt hat 
- werden auch die bestehenden Normal- 
arbeitsverhältnisse unter Druck geraten. 
Immer mehr sozialversicherungspflichtige 
Stellen werden in prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse umgewandelt werden, wie 
zum Beispiel heute schon im Reinigungs- 
und Gaststättengewerbe sowie im Einzel- 
handel. Viele weitere Unternehmen wer- 
den zukünftig lieber einen Arbeitnehmer, 
zum Beispiel beim Arbeitsamt, ausleihen 
statt ihn selber fest anzustellen oder eine 
sozialversicherungspflichtige Stelle in 
mehrere Mini-Jobs aufteilen. Der Kündi- 
gungsschutz wird dadurch ausgehebelt 
werden, und noch mehr Lohndumping 
wird sich breit machen. Die geltenden Ta- 
rifverträge werden dem nicht mehr stand 
halten können, die Tarifflucht wird weiter 
zunehmen. 

Verlierer des Hartz-Konzepts 
Verlierer werden deshalb alle Arbeitnehmer 
und die Gewerkschaften als ihre organisier- 
ten lnteressenvertreter sein, die alleine das 
strukturelle Ungleichgewicht zwischen Ar- 
beit und Kapital zu mildern im Stande wä- 
ren. 
Verlierer werden auch die Arbeitslosen sein, 
denen statt Vermittlung in zusätzliche Ar- 
beitsplätze mit einem Verdienst, von dem 
man leben kann, Leistungskürzungen, Leih- 
arbeit,Minijobs und Ich-AGs (von Sprachex- 
perten zum,,UnwortdesJahres2002" gekürt, 
s. FAZ vom 22.1.2003) drohen. 
Gewinnen werden von den Vorschlägen 
von Unternehmern für Unternehmer einzig 



und allein letztere, denn ihnen werden zu- 
künftig allseits flexible und von den Fesseln 
des Arbeits- und Tarifrechts befreite,,freie 
Verkäufer" ihrer Arbeitskraft zur Verfügung 
stehen. 
Jetzt beantwortet sich auch die Frage von 
selbst, warum die Hartz-Kommission nicht 
die Vorschläge öffentlich unterbreitet hat, 
die wirklich radikal sind und die Arbeitslo- 
sigkeit halbieren würden, nicht bloß statis- 
tisch, sondern tatsächlich durch die Schaf- 
fung zusätzlicher Arbeitsplätze,aIs da wären 

- an dieser Stelle nur pars pro tot0 und in 
nuce: 

Ausweitung öffentlicher Investitionen in 
den Bereichen Infrastruktur, Bildung, Kultur, 
Gesundheit 

Ausbau öffentlich geförderter Beschäfti- 
gung und aktiver Arbeitsmarktpolitik - Umverteilung vorhandener Arbeit durch 
Überstundenabbau und Wochenarbeits- 
zeitverkürzung, finanzierbar durch einge- 
sparte Entgeltersatzleistungen, eine sozial 
gerechte Steuerreform, die ertragskräftige 

Präimplantationsdiagnosti k: 
g e s u n d e  K inder  auf 
Beste1 lung? 
Von Helga Kühn-Menge1 

Mit den rasanten Fortschritten der 
Biomedizin, mit der dynamischen Entschlüs- 
selung des genetischen Erbguts, mit der 
Entwicklung genetischer Testsysteme wird 
es in zunehmendem Maße möglich, Eltern- 
schaft, Schwangerschaft und Geburt tech- 
nisch zu beeinflussen und zu kontrollieren. 
Ein Beispiel dafür is t  die Präimplantationsdi- 
agnostik (PID), ein Teilbereich der geneti- 
schen Diagnostik, der sich mit erheblicher 
Dynamik entwickelt. Die PID ist ein Verfah- 
ren, mit dem sich genetische Untersuchun- 
gen an Embryonen, die im Labor gezeugt 
wurden, vornehmen lassen. 

PID heilt nicht, sie selektiert 
Die PID findet notwendigerweise als Teil 
anderer fortpflanzungstechnologischer 
Maßnahmen statt:Grundlage is t  dievoraus- 
gegangene In-vitro-Fertilisation (IVF), die 
sogenannte künstliche Befruchtung. Allge- 
mein bekannt i s t  die pränatale Diagnostik: 
Hier wird der Fötus im Mutterleib unter- 
sucht; die Präimplantationsdiagnostik hin- 
gegen untersucht den Embryo nicht nur 
vorgeburtlich, sondern in vitro, noch im Re- 
agenzglas, vor dem Transfer in den Körper 
der Frau. Die Untersuchungen ermöglichen 
die Feststellung monogenetischer Erkran- 
kungen,die auf dieVeränderung eines Gens 
zurückzuführen sind, oder Veränderungen 
des Chromosoms allgemein. 
Absoluter oder relativer Embryonenschutz? 
Das deutsche Embryonenschutzgesetz be- 
ruht auf einem absoluten Schutzkonzeptfür 
den menschlichen Embryo in vitro ab dem 

Zeitpunkt der Kernverschmelzung. Dieses 
gestattet eine künstliche Befruchtung nur 
zur Herbeiführung einer Schwangerschaft; 
bei PIDaIlerdings wird die Schwangerschaft, 
also die Implantation des Embryos,vom Er- 
gebnis des Gentests abhängig gemacht.Die 
PID impliziert einen Bruch mit dem absolu- 
ten Schutzkonzept des Embryos: Es werden 
mehrere Embryonen geschaffen, und bei 
Vorliegen des nicht gewünschten geneti- 
schen Merkmals wird von einer Implantati- 
on in die Gebärmutter einer Frau abgese- 
hen.Zudem werden im Rahmen der PID aus 
der künstlichen befruchteten Eizelle einzel- 
ne Zellen entnommen, die dann auf geneti- 
sche Merkmale getestet werden. Nach dem 
derzeitigen Stand der Wissenschaft i s t  nicht 
auszuschließen, dass bei diesen Zellen „To- 
tipotenz" vorliegt, also die Möglichkeit der 
Entwicklung zu einem menschlichen Indivi- 
duum. Das Embryonenschutzgesetz aber 
verbietet die Untersuchung an Embryonen 
im Stadium der zellulären Totipotenz. 
Die PID wird in Deutschland nicht durchge- 
führt, sie ist aber in einigen europäischen 
Nachbarländern und in den USA erlaubtim 
deutschen Embryonenschutzgesetz wird 
sie nicht ausdrücklich genannt. Die Mehr- 
heit der Juristen und Juristinnen, ebenso 
wie die Bundesregierung, geht davon aus, 
dass ihre Anwendung durch deutsches 
Recht nicht gedeckt ist. Sie verstößt im Ge- 
genteil gegen verschiedene Regelungen 
des Embryonenschutzgesetzes. 
Immer wieder wird angeführt, dass die In- 
Vitro-Fertilisation inVerbindung mit der Prä- 

Helga Kühn-Mengel, SPD-MdB, gesundheitspolitische Sprecherin, Mitglied in der Enquete-Kom- 
mission,,Ethik und Recht der modernen Medizin". 

Unternehmen und Einkommensstarke 
durch Rücknahme der Steuerfreiheit fürver- 
äußerungsgewinne, Wiedererhebung der 
Vermögenssteuer und Reform der Erb- 
schaftssteuer entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit an der Finanzierung des Gemein- 
wesens beteiligt, 

die konsequente Bekämpfung krimineller 
Steuerhinterziehung und 

Umschichtungen im Bundeshaushalt, 
zum Beispiel zu Lasten der Rüstungsausga- 
ben. Forum D E I  

Helga-Kuhn Mengel 

implantationsdiagnostik für manche Paare 
mit schweren Erberkrankungen im familiä- 
ren Umfeld Hilfe und Entlastung darstellt: 
Sie eröffne die Chance auf eine Schwanger- 
schaft, ohne den Konflikt eines Abbruchs in 
den ersten Schwangerschaftswochen. 
Die Debatte um die PID begann in Deutsch- 
land im Jahr 1995. Damals stellte sich ein 
Ehepaar an der Universitätsklinik Lübeck 
vor,das 1990 nach der Geburt ein Kind infol- 
ge einer schweren Mukoviszidose-Erkran- 
kung verloren hatte. Eine daraufhin erfolg- 
te genetische Diagnostik ergab ein Wieder- 
holungsrisiko von 25 Prozent. Das Paar 
wünschte sich ein weiteres Kind, ließ jedoch 
im Laufe der Schwangerschaft eine Präna- 
taldiagnostik durchführen. Nachdem die 
Untersuchung eine Mukoviszidose-Erkran- 
kung ergeben hatte, wurde ein Schwanger- 
schaftsabbruch durchgeführt. Eine dritte 
Schwangerschaft endete in gleicher Weise. 
Vor diesem Hintergrund ging das Paar den 
Weg der künstlichen Befruchtung und 
wünschte die Durchführung einer PID. Dies 
wurde von der Ethikkommission der Univer- 
sität Lübeck allerdings mit Verweis auf die 
deutsche Rechtslage abgelehnt. 
Für die psychisch belastende Situation die- 
ses Paares und den daraus resultierenden 
Wunsch nach demTesten des in vitro heran- 
wachsenden Lebens habe ich Verständnis. 



Ethik ist meines Erachtens immer nur dann 
menschlich, wenn sie nicht abstrakt argu- 
mentiert, sondern auch den konkreten Ein- 
zellfall mit einbezieht. 

Recht auf ein gesundes Kind 
Allerdings zeigt gerade das Beispiel der Mu- 
koviszidose für mich die Schwierigkeit der 
ethischen Bewertung und politischen Ent- 
scheidungsfindung.Viele Menschen führen 
mit dieser Krankheit aufgrund moderner 
Therapeutika ein durchaus,,normales" und 
erfülltes Leben mit Beruf und Familie.Für sie 
ist die Diagnose ,,Mukoviszidose" keines- 
wegs ein Grund zur Selektion von Embryo- 
nen. Sie fühlen sich in ihrer Würde verletzt, 
wenn gerade von der Ärzteschaft diese 
Krankheit immer wieder als klassisches Bei- 
spiel zur Durchführung einer PID genannt 
wird. Im Falle einer Zulassung der PID stellt 
sich also die Frage: Wer entscheidet über 
den Indikationenkatalog, der zur Durchfüh- 
rung einer Diagnostik in vitro berechtigt? 
Selbst unter Humangenetikern gibt es kei- 
nen Konsens darüber, welche Erbkrankhei- 
ten als besonders schwerwiegend einzustu- 
fen sind. Die PID berührt in der Verfassung 
festgeschriebene Grundrechte,wie die Men- 
schenwürde und das Recht auf Leben. 
Weitere wichtige Fragen stellen sich:Welche 
Auswirkungen haben die neuen Gen- und 
Reproduktionstechniken auf das Leben und 
die Selbstbestimmung der Frau? Vor dem 
Hintergrund staatlicher und gesellschaftli- 
cher Fremdbestimmung haben Frauen in 
den vergangenen Jahrzehnten die Anerken- 
nung unterschiedlicher Lebensentwürfege- 
fordert. Aber:Gibt es ein Recht auf ein Kind, 
und gibt es ein Recht auf ein gesundes Kind? 
Hat andererseits der Staat das Recht, die 
Nutzung der neuen gentechnischen Mög- 
lichkeiten zu verbieten? 
Eine Familiezu gründen, Kinderzu haben,ist 
für viele Menschen wesentlicher Bestandteil 
eines erfüllten Lebens. Aber die nicht ein- 

fach abzuwägenden Fragen lauten: Sollen 
wir dafür den Embryonenschutz aufgeben? 
Und müssen wir uns nicht fragen, ob eine 
solche Beschränkung auf Hochrisikopaare 
einzuhalten ist, wenn einmal die Erlaubnis 
grundsätzlich gegeben wurde? Und gibt es 
ein Recht auf ein eigenes, nicht behindertes 
Kind? Vielleicht ist PID der von einigen Wis- 
senschaftlern gewünschte Einstieg in die 
verbrauchende Embryonenforschung. 
Ich verstehe die Hoffnungen, die mit der 
Möglichkeit verbunden sind, in die Natur 
des Menschen eingreifen zu können. Zur 
PID gehört aber nicht nur der Wunsch nach 
einem eigenen Kind, sondern auch die so 
genannte Verwerfung genetisch belasteter 
Embryonen, die,,Zeugung auf Probe". 
Aber noch herrscht Einigkeit darüber: Wo 
die Menschenwürde berührt ist,zählen wirt- 
schaftliche Argumente nicht. Deshalb darf 
in Deutschland nicht an Embryonen ge- 
forscht werden. 

Gibt es einen Bewertungswiderspruch 
zwischen 5 218, PND und PID? 
Diese Diskussion kommt immer wieder auf: 
Für mich ist es kein Bewertungswiderspruch, 
dass ein Schwangerschaftsabbruch nach Prä- 
nataldiagnostik zulässig ist, die Präimplanta- 
tionsdiagnostik aber nicht. Zum Zeitpunkt 
der individuellen Entscheidung für die PID 
besteht keine Schwangerschaft, der Konflikt 
spielt sich im Labor ab, nicht innerhalb der 
untrennbaren Einheit von Mutter und Kind. 
Im Gegensatz zu anderen Ländern, die einen 
relativen oder prozeduralen Schutz von 
menschlichen Embryonen vertreten, ist eine 
Abwägung gegenüber anderen hochrangi- 
gen Gütern,z.B. hochrangige Forschungsin- 
teressen, Erfüllung des Kinderwunsches von 
,,genetisch belasteten" Paaren, hier nicht 
mögIich.Auf dieser rechtsethischen Grundla- 
ge kann von der Schutzwürdigkeit des Em- 
bryos nur bei Kollision mit gleichrangigen 
Grundrechten abgesehen werden; dies ist 

einzig bei einer bereits vorliegenden 
Schwangerschaft der Fall, sofern die Rechte 
auf Leben, körperliche Integrität und Selbst- 
bestimmung der Frau berührt sind. 

Gesellschaftliche Auswirkungen 
Die PID selektiert Embryonen nach den 
Merkmalen,,lebenswertU bzw.,,unerwünscht". 
Damit geht neben dem frauenpolitischen die 
gesellschaftliche Dynamik mit einher, die ei- 
ner gesetzlichen Öffnung der Präimplantati- 
onsdiagnostik folgen würde. Das Angebot 
der Präimplantationsdiagnostik birgt die Ge- 
fahr, dass der gesellschaftliche Druck weiter 
erhöht wird, die Geburt eines Kindes mit Be- 
hinderung zu verhindern. 
Mir persönlich ist es ein besonderes Anliegen 
zu hinterfragen: Was bedeutet dies alles für 
Menschen mit Behinderungen? Die Zulas- 
sung der PID kann stigmatisierende,ausgren- 
zende und diskriminierende Tendenzen in 
der Gesellschaft gegenüber Menschen mit 
Behinderungen und chronisch Kranken ver- 
stärken. Behinderung wird dann womöglich 
als selbst verschuldet verurteilt werden. 

Des Gesetzgeber ist in der Pflicht 
Auf der Grundlage dieser Argumente kam 
die Enquete-Kommission ,,Recht und Ethik 
der modernen Medizin" der 14. Legislatur zu 
dem eindeutigen Votum gegen eine Zulas- 
sung von PID. Es is t  die Pflicht des Gesetzge- 
bers, diese Fragen politisch zu entscheiden: 
Standesrechtliche Regelungen,etwa in Form 
von Richtlinien der Bundesärztekammer rei- 
chen hier nicht aus. Die Fragen um die Zuläs- 
sigkeit der Präimplantationsdiagnostik sind 
für mich politisch und ethisch längst nicht 
abschließend entschieden. Ich hoffe,dass die 
gerade wieder neu eingesetzte Enquete- 
Kommission,,Ethik und Recht der modernen 
Medizin" ihre erfolgreiche Arbeit fortsetzt 
und die notwendige vorbereitende Arbeit für 
nachhaltige Entscheidungen des Deutschen 
Bundestages leistet. Forum ~ ~ 2 1  

attac - Der Ratschlag 
Bericht vom attac-Ratschlag, 18./19.Januar in Göt t ingen 

von Lars Jeschke 

Fremde Kulturen treffen aufeinander. .. Vielzahl verschiedener Diskussionen und 
Circa 500 der mittlerweile 10.000 Mitglieder Arbeitsgruppen stattfand. Das Spektrum 
waren trotz kurzfristiger Einladung am 18.1 reichte von Diskussionen über die WTO 
19. Januar nach Göttingen gekommen, wo (World Trade Organization),die Hintergrün- 
neben einigen Debatten im Plenum eine de des Irak-Krieges,die inhaltliche und orga- 

Lars Jeschke, stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender, Mitglied im SPD-Landesvorstand Bre- 
men, Vertreter der Jusos im attac-Rat (höchstes beschlussfassendes Organ zwischen den Rat- 
schlägen) 

nisatorischevorbereitung von Veranstaltun- 
gen auf und zu kommenden Ereignissen wie 
Evian und G7-Gipfel bis hin zu Themen wie 
,,Pressearbeit für Regionalgruppen" oder 
,,Moderationstechniken". 
Schon die Themenbreite macht deutlich, 
wie verschieden die Erwartungen der anwe- 
senden attacies waren. Während die einen 
praktische Hilfestellung für die Arbeit vor 
Ort erhofften, wollten andere die Beteili- 
gung an kommenden (Protest-)Veranstal- 
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tungen konkret vorbereiten.Wieder andere 
wollten ihre Kenntnisse über die verschiede- 
nen Organisationen und Prozesse, die die 
Globalisierung gestalten, vertiefen. 
Und so verwundert es auch nicht, dass 
derzeit drei verschiedene politische Kulturen 
bei attac aufeinanderprallen: diejenige mit 
organisationskritischer Haltung, aber auch 
zumeist ohne jede Organisationserfahrung, 
diejenige, die trotz kritischer Haltung einen 
tendenziell pragmatischen Politikansatz 
pflegt (teilweise mit, teilweise ohne Organi- 
sationserfahrung) und diejenige, die ver- 
sucht attacfür ihre eigenen Zweckezu instru- 
mentalisieren.Die letzte Gruppe ist sicherlich 
die kleinste, hat aber zur Zeit großen Einfluss 
auf die Debattenkultur und einzelne Arbeits- 
und Regionalgruppen,da sieattac in den Mit- 
telpunkt ihrer Strategie stellen. 
Dies wurde nicht zuletzt deutlich bei den 
beiden Themen, die die Debatte des Rat- 
schlags prägten: nämlich um das Papier 
,,Globalisierung gerecht gestalten" und der 
,,Friedenstour", einer Veranstaltung, die als 
Reihe bundesweit durchgeführt zur Mobili- 
sierung für die Demonstration am 15. Feb- 
ruar in Berlin beitragen sollte. Heftige Dis- 
kussionen riefen die Rednerlnnen der Frie- 
denstour hervor, beispielsweise wegen ge- 
wagter historischer Vergleiche, die Debatte 
darüber dauert an. Gestritten wurde über 
und anlässlich des gemeinsamen Positions- 
papiers von DGB (Deutscher Gewerkschafts- 
bund),VENRO (Verband Entwicklungspolitik 
deutscher Nichtregierungsorganisationen) 
und attac Deutschland mit demTitel,,Globa- 
lisierung gerecht gestalten". 

Die Debatte um Bündnisse und Positio- 
nen 
Der Streit um das DGBNENROIattac-Papier 
lohnt einer näheren Betrachtung: Auf zwölf 
Seiten haben die drei genannten Organisa- 
tionen sich auf gemeinsame Positionen ge- 
einigt, mit denen sie,,die neue Bundesregie- 
rung [...I zu einem größeren Engagementfür 
eine sozial und ökologisch gerechtere Welt- 
ordnung mit demokratischem Antlitz" (Glo- 
balisierung gerecht gestalten, 5.1) auffor- 
dern will. Umfassend werden Forderungen 
und Anforderungen an Armutsbekämp- 
fung, Nachhaltigkeit, die internationalen Fi- 
nanzmärkte und ihre Institutionen, an die 
WTO und das GATS-Abkommen (General 
Agreement on Trade in Services - hier geht 
es um die Öffnung der Dienstleistungsmärk- 
te, wie Gesundheit, Bildung u.v.m.), kurz zu 
allem was in globalisierungskritischen Krei- 
sen derzeit diskutiert wird, formuliert. 
Die Kritik an dem Papierfand auf verschiede- 
nen Ebenen statt.Viele hatten ein Problem 
mit dem Verfahren, dass der KoKreis (Koordi- 
nierungskreis, ähnlich einem Vorstand) die- 
ses Papier mit den Partnern in einer Presse- 
konferenz veröffentlicht hat, ohne vorab die 
Mitglieder über das geplante Positionspapier 
zu informieren,geschweige denn zur Diskus- 

sion gestellt zu haben. Diese Kritik kam vor 
allem von attacies, die mangelnde Transpa- 
renz der Arbeit der verschiedenen attac-Ebe- 
nen kritisieren. Sie haben große Angst, dass 
sich die Gremien verselbstständigen und at- 
tac letztendlich den Weg der Grünen geht, 
von einer kritischen Bewegung zu einer 
staatstragenden Partei oder zumindest eta- 
blierten Organisation mit den üblichen Um- 
gangs- und Positionsfindungsformen. 
Diese Kritik wurde von einer Gruppe aufge- 
griffen, die sich ganz anderes von attac er- 
hofft. Sie verfolgen die Strategie durch und 
mit attac weltweit die werktätigen Massen 
zu mobilisieren, um eine sozialistische Welt- 
ordnung durchzusetzen. Diese waren ver- 
antwortlich für die Schärfe in der Diskussi- 
on,für persönliche Diffamierungen und Ver- 
letzungen. Ähnlich scharf haben sich die 
geäußert, die sich gegen jede Globalisie- 
rung wenden und sich in einer bloß globa- 
lisierungskritischen Erklärung, die die Insti- 
tutionen der neoliberalen Globalisierung 
wie die WTO indirekt anerkennt, nicht wie- 
derfinden können. 
Auch inhaltlich wurde Kritik geübt. Es wur- 
de bemängelt, dass sich attac hinter eigene 
Positionen zurückgezogen habe. Die,,Frank- 
furter Erklärung", die auf dem vorangegan- 
genen Ratschlag verabschiedete Arbeits- 
grundlage von attac, geht in ihren Positio- 
nen zur Globalisierung wesentlich weiter. 
Während von den Mitautoren die strategi- 
sche Bedeutung der Zusammenarbeit vor 
allem mit den Gewerkschaften hervorgeho- 
ben wurde, wurde genau diese Zusammen- 
arbeit von manchen Kritikern verurteilt. Ei- 
nige attacies haben offensichtlich ein 
grundsätzliches Problem mit den deutschen 
Gewerkschaften, da diese ihrer Meinung 
nach in Betriebs- und Aufsichtsräten eine an 
Wirtschaftsinteressen orientierte Globalisie- 
rung befördern. Andere meinten, dass eine 
Zusammenarbeit nur mit Organisationen 
möglich sei, die die eigenen Positionen tei- 
len. Insbesondere den organisationsuner- 
fahrenen attacies ist es schwer gefallen zu 
verstehen, dass inhaltlich nichts aufgege- 
ben wurde, die gemeinsame Erklärung die 
eigenen Positionen nicht ersetzt. 

Was setzt sich durch: politischer Pragma- 
tismus oder Fundamentalismus 
Für die Zukunftvon attac und damit auch der 
globalisierungskritischen Bewegung in 
Deutschland insgesamt, ist es von großer 
Bedeutung,in welcher Form mit potentiellen 
Bündnispartnern umgegangen wird. Sollte 
sich die Erwartung durchsetzen, dass attac- 
Positionen erst übernommen werden müs- 
sen, um eine Zusammenarbeit zu ermögli- 
chen,wird attacsicher keine Bündnisse mehr 
eingehen können. Die große Skepsis vieler 
attacies gegenüber etablierten Organisatio- 
nen mag berechtigt sein, darf aber nicht zu 
Bündnisunfähigkeit führen. Hier offenbarte 
sich die Meinung vieler Aktiver,sie bräuchten 
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keine Bündnisse, sie seien die globalisie- 
rungskritische Bewegung und nicht bloß ein 
Teil davon. Nicht der kleinste gemeinsame 
Nenner sei richtig, sondern wer mit attac ar- 
beiten wolle, müsse sich eben an deren Posi- 
tionen orientieren. Diese Haltung findet sich 
auch in Bezug auf die Umwelt- und die Frie- 
densbewegung wieder. 
Von ähnlich großer Bedeutung ist die inne- 
re Verfasstheit von attac. Viele Mitglieder 
äußerten die Erwartung,dass zum einen die 
Gremienvertreterlnnen keine Papiere legiti- 
mieren sollen, die hinter gefundene attac- 
Konsense zurückfallen.Zum anderen sollten 
Erklärungen, wie die hier diskutierte, dem 
Konsens-Prinzip von attac (90% Zustim- 
mung=Konsens) unterworfen werden. Das 
würde bedeuten, dass attac, insbesondere 
der KoKreis, handlungsunfähig würde, da 
wichtige Erklärungen und Entscheidungen 
nur alle halbe Jahre auf dem Ratschlag dis- 
kutiert werden könnten. 

attac oder Deutsches Sozialforum -wem 
gehört die Zukunft 
Aus dem KoKreis und dem Rat wurde nach 
dieser Diskussion halblaut die Frage gestellt, 
ob attac in Deutschland noch eine Zukunft 
hat. Sollten sich lnstrumentalisierungsversu- 
che mit ihren gezieltenverletzungen und Dif- 
famierungen wiederholen, werden sich Ein- 
zelpersonen und Organisationen, die die Ar- 
beit derzeit tragen,perspektivisch zurückzie- 
hen. Gleiches gilt in der Frage, ob attac zu ei- 
nem pragmatischen Politikansatz fähig ist. 
Der Spagatzwischen Netzwerkvon Personen 
und Organisationen,deren Spektrum von der 
Hoffnung auf ein bisschen mehr Gerechtig- 
keit in derWelt bis hinzu dem Glauben an die 
kommende Weltrevolution reicht, hat gerade 
erst begonnen. Angesichts des Erfolgs von 
World und European Social Forum (WSF in 
Porto Allegre und ESF im November in Flo- 
renz) erschien den Zweiflern eine Zukunft 
ohne attac durchaus vorstellbar. Die Perspek- 
tive der globalisierungskritischen Bewegung 
hieße dann Deutsches Sozialforum. Ob sich 
die oben beschriebenen Probleme dort nicht 
wiederholen würden, ist allerdings eine an- 
dere Frage. Forum DEI 



Mehr Beschäftigung durch 
weniaer 
Kündigungsschutz? 
von Ulrich Zachert 

Neue Vorschläge zum Kündigungs- 
schutz? 

Vor kurzem erregte ein Vorschlag 
des Wirtschafts- und Arbeitsministers, Wolf- 
gang Clement, Aufsehen, den Kündigungs- 
schutz zu ändern. Clement hatte in einem 
Interview gesagt, der Schwellenwert des 
geltenden Kündigungsschutzgesetzes ab 6 
Beschäftigten führe dazu, dass Kleinstbe- 
triebe nicht mehr als 5 Mitarbeiter einstellen 
würden.Also müsse man darüber nachden- 
ken, ob - und wenn wie - diese harte Gren- 
ze abgeschliffen werden könne. Wie eine 
Neuregelung im Einzelnen aussehen und 
wie weit der Schwellenwert erhöht werden 
soll, ist noch unbekannt. Im Ministerium 
hieß es, es werde an eine gleitende Rege- 
lung gedacht. 
Bevor darauf eingegangen wird,ob es sinn- 
voll ist,in diesem Sinne eine rechtspolitische 
Initiative zu ergreifen,sollen die wichtigsten 
Koordinaten des geltenden Kündigungs- 
schutzrechts kurz in Erinnerung gerufen 
werde 

Kündigungsschutz: Was ist das? 
Wie in allen europäischen Ländern entschei- 
det der Unternehmer in Deutschland im 
Rahmen marktwirtschaftlicher Spielregeln, 
ob und wie viele Arbeitnehmer er beschäf- 
tigen kann und will. Zugleich verpflichten 
ihn verschiedene Gesetze, Kündigungen 
gegenüber den Betroffenen zwar nicht 
immer, aber doch in vielen Fällen zu recht- 
fertigen. Ob die Kündigung im jeweiligen 
Konflikt zulässig war oder nicht,entscheiden 
die Arbeitsgerichte. Hierzu gibt es eine um- 
fassende Rechtsprechung, die durch Rich- 
terrecht über Jahrzehnte Grundsätzefür die 
Lösung des jeweiligen Einzelfalles entwi- 
ckelt hat. Nach geltender Rechtslage wird 
der Verlust des Arbeitsplatzes in aller Regel 
nicht verhindert, jedoch wird erreicht, dass 
Kündigungen vom Arbeitgeber gründlicher 
vorbereitet und besser begründet werden 
müssen.Auch dies entspricht dem Standard 
jedenfalls der übergroßen Mehrheit der eu- 
ropäischen Staaten. 
Die Kernvorschrift des deutschen Kündi- 
gungsschutzrechtes ist § 1 Abs. 2 des Kün- 

digungsschutzgesetzes (KSchG) aus dem 
Jahre 1951. Danach muss eine Kündigung 
,,sozial gerechtfertigt" sein. Unter dem Be- 
griff der,,sozialen Rechtfertigung" werden 
fristgemäße Kündigungen von bestimmten 
Gründen abhängig gemacht,die der Arbeit- 
geber vorzutragen und gegebenenfalls zu 
beweisen hat. Das KSchG unterscheidet 
Gründe in der Person, im Verhalten des Ar- 
beitnehmers sowie dringende betriebliche 
(wirtschaftliche) Gründe. Bei einer betriebs- 
bedingten Kündigung muss der Arbeitge- 
ber zusätzlich im Rahmen einer Auswahl 
soziale Gesichtspunkte ausreichend berück- 
sichtigen. Darüber hinaus ist der Betriebsrat 
vor Kündigungen zu unterrichten und hat 
begrenzte Widerspruchsrechte gegen die 
Kündigung nach dem Betriebsverfassungs- 
gesetz. 
Empirische Untersuchungen weisen aus, 
dass nur ein geringer Teil der gekündigten 
Arbeitnehmer, nämlich etwa 10%, versucht, 
durch eine Kündigungsschutzklage seine 
Rechte vor dem Arbeitsgericht überhaupt 
wahrzunehmen. Von diesen 10% setzt 
lediglich Ca. 2% durch, dass ein Weiterbe- 
schäftigungsanspruch an dem alten Ar- 
beitsplatz besteht. 
Dieser - in seiner Wirkung begrenzte - Kün- 
digungsschutz setzt erst ein, wenn der Ar- 
beitnehmer länger als sechs Monate in 
demselben Betrieb oder Unternehmen be- 
schäftigt war.Außerdem müssen nach aktu- 
ellem Recht im Betrieb oder Unternehmen 
mindestens 6 Arbeitnehmer beschäftigt 
sein. 

Die arbeitsmarktpolitische Kontroverse 
u m  den Kündigungsschutz 
Die Kontroverse i s t  nicht neu. Im Gegenteil 
wurde über nur wenige arbeitsrechtliche 
Themen in den letzten Jahren in Wissen- 
schaft und Politik so intensiv gestritten, wie 
über den Kündigungsschutz. Hintergrund 
sind unterschiedliche Positionen, die seit 
langem die ökonomische und arbeitsmarkt- 
politische Debatte beherrschen. 
Vor allem in der volkswirtschaftlichen Dis- 
kussion hat eine neoliberale Strömung er- 
hebliches Gewicht. Danach führt der Abbau 
kündigungsrechtlicher Schutzstandards 
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dazu, dass die Konkurrenzfähigkeit der Un- 
ternehmen gestärkt und zugleich ihre ar- 
beitsmarktpolitische Situation verbessert 
wird. Dagegen gehen politisch-institutionel- 
le (Arbeitsmarkt-) Theorien davon aus, dass 
sich die Beschäftigungsstabilität, die mit 
dem Kündigungsschutz verfolgt wird, 
grundsätzlich positiv auf Motivation und 
Vertrauen der Beschäftigten auswirkt und 
damit einen Beitrag zur Steigerung der Pro- 
duktivität leistet. 

Der Gesetzgeber:,,Rein i n  die Kartoffeln 
und raus aus den Kartoffeln" 
Alles dies blieb kein wissenschaftliches Glas- 
perlenspiel.Vielmehr hat die konservativlli- 
berale Regierung im Jahr 1996 dem neolibe- 
ralen Ansatz in gewisser Weise Rechnung 
getragen. Der Kündigungsschutz wurde 
nämlich in verschiedener Hinsicht abgebaut 
oder eingeschränkt. 
Unter anderem wurde die Schwelle der Gel- 
tung des KSchG heraufgesetzt. Nunmehr 
war das Gesetz lediglich für Betriebe ab 11 
Arbeitnehmer - vorher ab 6 - anwendbar. 
Dies hört sich harmlos an, führte jedoch 
dazu, dass etwa 80% der (Klein-) Unterneh- 
men mit knapp 20% der Beschäftigten aus 
dem Kündigungsschutz völlig herausfielen. 
Ferner hat die Novellierung von 1996 bei 
der Sozialauswahl, die der Arbeitgeber bei 
betriebsbedingten Kündigungen vorneh- 
men muss, stärker auf Qualifizierung und 
weniger auf soziale Gesichtspunkte abge- 
stellt. 
Nach dem Wechsel der politischen Mehrheit 
im Herbst 1998 haben SPD und Grüne diese 
Änderungen weitgehend rückgängig ge- 
macht und damit den ursprünglichen 
Rechtszustand wieder hergestellt. Die Ände- 
rungen des Jahres 1996, vor allem die Her- 
ausnahme von zusätzlichen Kleinbetrieben 
aus dem Kündigungsschutz, hatten nämlich 
keine zusätzliche Beschäftigung erbracht.Bei 
allem Streit um Statistiken kann als gesichert 
gelten, dass die Senkung der Schutzstan- 
dards keinen wesentlichen Abbau der Ar- 



beitslosigkeit zur Folge hatte.Darüber hinaus 
zeigen empirische Untersuchungen, dass - 
im Unterschied zu einem verbreiteten Ein- 
druck - der deutsche Arbeitsmarkt bereits 
durch eine hohe Flexibilität gekennzeichnet 
ist.Jedes Jahr werden nämlich etwa ein Vier- 
tel der Beschäftigungsverhältnisse, das sind 
ca.7 Millionen von etwa 32 Millionen Arbeit- 
nehmern, durch Abgänge und Zugänge er- 
neuert. Hier spielt eine Rolle, dass in vielen 
Fällen der Kündigungsschutz durch Alterna- 
tiven des Personalabbaus vermieden werden 
kann. Dazu zählen u.a. Aufhebungsverträge 
und auch Befristungen, die nach geltendem 
Recht bis zu 2 Jahren ohne gerichtliche Kon- 
trolle zulässig sind. 
Schließlich ergeben international verglei- 
chende Analysen,etwa der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (OECD), dass kein klarer Zusam- 
menhang zwischen nationaler Regelungs- 
dichte des Kündigungsschutzes und der 
Arbeitsmarktsituation besteht. Die Fähigkeit 
der Wirtschaft, Arbeitsplätze zu schaffen, 
hängt vor allem davon ab,ob sie in der Lage 
ist, neue Produkte und Dienstleistungen zu 
entwickeln und zu verkaufen sowie Hinder- 
nisse für Neugründungen von Unterneh- 
men,etwa dieverfügbarkeit von Risikokapi- 
tal, abzubauen. Ferner geht es um die Ver- 
breitung von unternehmerischem Denken 
in der Bevölkerung und die räumliche Mo- 
bilität,also die Bereitschaft den Wohnort zu 
wechseln. Im Ergebnis scheint der Beitrag 
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des Arbeitsrechts weitaus geringer als die- 
jenigen meinen,die im Abbau arbeitsrecht- 
licher Schutzstandards geradezu einen Kö- 
nigsweg zur Lösung arbeitsmarktpolitischer 
Probleme sehen. 
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Kündigungsschutz:Quo vadis - wo gehst 
Du hin? 
Alles dies stimmt skeptisch, ob ein Drehen 
am Kündigungsschutz dazu führt, dass 
mehr Arbeitsplätze geschaffen oder 
zumindest die bestehenden erhalten wer- 
den können. Gleichwohl greift die Rot-Grü- 
ne Regierung unter dem Druck der,,Moder- 
nisierungspropheten" die alten Ideen von 
1996 wieder auf, die sie selbst bei Regie- 
rungsantritt im Jahre 1998 bereits gewogen 
und für zu leicht befunden hatte. Zwar wird 
versichert, man werde den Kündigungs- 
schutz auch nicht teilweise durch eine Ab- 
findungsregelung oder ein Wahlrecht 
hierauf ersetzen, wie es von der Opposition 
gefordert wird. Daran, dass die Schutz- 
schwelle für die Betroffenen gesenkt wer- 
den soll, kann jedoch kein ernsthafter Zwei- 
fel bestehen, denn sonst machte die Initia- 
tive Clements keinen Sinn. Vertreter der 
Wirtschaft mahnen bereits, die Änderung 
dürfe nicht nur symbolischen Charakter ha- 
ben. Eine Lockerung müsse auf den gesam- 
ten Mittelstand, also auf Betriebe mit bis zu 
500 Beschäftigten ausgedehnt werden. 
Dies würde jedenfalls in der Tendenz dazu 
führen,dass Deutschland sich aus dem,,eu- 

S o n n i g e  Auss ichten? 
Die Energ iewende  als nachhalt igstes Pro jekt  
dieses Jahrhunderts.  

Von Marco Bülow 

ropäischen Geleitzug" entfernte. Denn in 
Art. 30 der Europäischen Grundrechtschar- 
ta vom Dezember 2000 wird ein Mindest- 
standard eines europäischen Kündigungs- 
schutzes prinzipiell anerkannt.Auch unsere 
höchstrichterliche Rechtsprechung setzt 
Mindestbedingungen,die nicht unterschrit- 
ten werden dürfen. 

,,Die Spuren schrecken" 
Die Kontroverse dauert an und an Vorschlä- 
gen zum Abbau des bestehenden Kündi- 
gungsschutzes -, gestützt durch wissen- 
schaftliche Expertisen -, wird es nicht man- 
geln.Churchill wird der Satzzugeschrieben: 
,,Traue keiner Statistik, die du nicht selbst 
gefälscht hast". 
Lassen wir den gesunden Menschenver- 
stand zu seinem Recht kommen. Wir haben 
Bundesländer mit einer Arbeitslosigkeit um 
5-6% und andere, vor allem ,,neuen Länder, 
wo sie sich um 20% herum bewegt. Überall 
gilt der gleiche Kündigungsschutz. Damit 
liegt der Gedanke nicht fern, dass wir Grün- 
de für die Arbeitslosigkeit nicht -,jedenfalls 
nicht vorrangig -, im Kündigungsschutz zu 
suchen haben. 
So ist man geneigt,die Betroffenen an diegrie- 
chische Fabel vom Fuchs und dem kranken 
Löwen zu erinnern. Der krank in seiner Höhle 
liegende Löwe fragt den Fuchs,warum er nicht 
hereinkomme. Der Fuchs antwortet:,,Weil ich 
sehe, dass viele Spuren hineinführen, aber we- 
nige herauskommen . . .". Forum DLZI 
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Wende DichderSonneentgegen UndDuIässtden sie ist zu bewältigen,weil die Alternative nicht 1 

Schatten hinterDir!(AfrikanischesSprichwort) nur den Kollaps verhindern kann, sondern 
gleichzeitig eine riesige Chance bedeutet. Die 

Dem wichtiaem Hinweis auf die Ge- Eneraiewende könnte zum nachhaltiqsten - - 
fahren der Globalisierung sollte immer der globalen Projekt dieses Jahrhunderts werden. 
Nachsatz folgen, dass wir die drohenden Sze- 
narien nicht als unabwendbares Schicksal hin- 1. Gerader Kurs zum Kollaps 
nehmen müssen. Seit jeher war Energie die Grundlage für die 
Paradebeispiel dafür ist die Energiewende. menschliche Entwicklung, den wirtschaftli- M~~~~ ~~l~~ 
Unser Umgang mit den fossilen Energieres- chen Fortschritt.Dies stellte so lange kein Pro- 
sourcen führt zu einem Horrorszenario,wenn ' blem dar, wie nur wenige Menschen an die- Nahes Ende der Ressourcen 
wir das Ruder nicht noch herumreisen kön- sem Fortschritt partizipierten und der Ver- Wir wissen heute,dass die fossilen Energieres- 
nen.Sicher eine Aufgabe,zu der man Sisyphos brauch noch nicht so explodierte,wie wir es im sourcen nicht nur endlich, sondern in naher 
und Herkules gleichermaßen benötigt. Doch letzten Jahrhundert erlebt haben. Zukunft erschöpft sind.Wir haben in den ver- 

gangenen Jahrzehnten fossile Vorräte ver- 
braucht, die in der Natur in Jahrmillionen von 
Jahren entstanden sind.Auch wenn dasgenaue 
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sogar dem Ende der fossilen Ressourcen zu 
kämpfen. Noch schneller holt uns die Realität 
ein, wenn der Anstieg des Energieverbrauchs 
weiter so fortschreitet wie bisher: 

Seit 1960 hat sich der Weltenergiever- 
brauch etwa verdreifacht. Bis 2030 wird er 
sich um mindestens weitere65%erhöhen. 
Durch fortschreitende industrielle Ent- 
wicklung in bevölkerungsreichen Ländern 
wie China wird der Zuwachs im Verbrauch 
explodieren. 
Durch die immer seltener neu entdeckten 
Erdöl- oder Erdgasfelder wird der Welt- 
energiehunger nurfür Stunden, höchstens 
für wenigeTage gestillt. 

Das Ende von Öl, Gas und Uran ist selbst bei 
den optimistischsten Berechnungen noch in 
der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts erreicht. 

Weite Wege für fossile Energien 
Nur wenig Energie wird dort verbraucht,wo sie 
der Natur entzogen wird. Die Förderung von 
fossilen Ressourcen zieht viele Umwandlungs- 
schritte und häufig viele Meilen des Transpor- 
tes nach sich. Nur etwa 30% der tatsächlich ge- 
förderten Primärenergie landet als Nutzenergie 
beim Verbraucher. Dabei wurde durch die För- 
derung, die Umwandlungsprozesse und den 
Transportzum Endkunden bereits haufenweise 
CO2 in die Atmosphäre gepustet. 

Dicke Luft und Chaos-Klima 
Der Klimawandel findet bereits statt und seine 
Auswirkungen werden zunehmend spürbar : 

Die Durchschnittstemperatur steigt und 
wird unsere Klimazonen verschieben. 
Seit Jahren schmelzen die,,ewigenU Eisbe- 
stände undverursachen ein Ansteigen des 
Meeresspiegels. Dies bedeutet weniger 
Landmasse bei steigenden Bevölkerungs- 
zahlen. 
Eine Zunahme von Sturmfluten fordert 
Tote,Verelendung und Massenmigration. 
Selbst in reichen Staaten fordert sie 
mindestens hohe ökonomische Schäden 
mit heftigen sozialen Auswirkungen. Hier 
genügt als Beispiel die Elbflut von 2002 an- 
zuführen. 

Derweil steigt der Ausstoß des Hauptklimakil- 
lers CO2 kontinuierlich an. Bei gleichbleiben- 
dem Verlauf wird 2030 etwa 70% mehr CO2 
produziert als 2001. Dabei belastet dieser An- 
stieg nicht,,nur"unsere Umwelt und das Klima. 
In wenigen Jahrzehnten ist ein rapider Anstieg 
der CO2-Konzentration in unserer Atemluft 
verzeichnet worden. Wir dürften nicht einmal 
die Hälfte aller vorhandenen Ressourcen ver- 
brauchen, weil ansonsten die COZ-Konzentra- 
tion in der Atemluft lebensbedrohliche Aus- 
maße annehmen würde. 

Wachsende Konflikte um Öl 
Man braucht kein besonders aufmerksamer 
Beobachter zu sein, um zu erkennen, dass in 
zunehmenden Maße das Öl im Mittelpunkt 
sicherheitspolitischer und militärischer Erwä- 
gungen steht.Die Sicherung dieses begehrten 

Energieträgers wird umso wichtiger, je weni- 
gervon ihm vorhanden ist. Diese Entwicklung 
erhöht das weltweite Konfliktpotential und 
steigert die Kriegsgefahr. 
Verlierer sind natürlich die Menschen,die unter 
den Konflikt- und Kriegsfolgen zu leiden haben. 
Verlierer dieser Entwicklung sind zudem die 
ärmeren Länder insgesamt, da sie kaum die 
Mittel besitzen,den Kampf um die Ressourcen 
aufzunehmen. Letzte Wälder werden der Ab- 
holzung dann nicht mehr entkommen. Aber 
auch für die reichen Länder ergeben sich die 
bekannten unkalkulierbaren Risiken und Ge- 
fahren. Zudem erhöhen sich die Energiepreise, 
was wiederum die Wirtschaft extrem belastet. 
Diesallesum so mehr,da die Energieabhängig- 
keit der europäischen Länder von politisch in- 
stabilen Regionen immer größer wird.Bei einer 
gleichbleibenden Entwicklung verdoppelt sich 
die fossile Energieabhängigkeit Europas bereits 
in den nächsten 25 Jahren. 

2. Rettungskurs Richtung Sonne 
Seit Rio ist die Welt voll von gut gemeinten 
Absichtserklärungen und freiwilligen Verein- 
barungen ohne größere Wirkung. Dabei darf 
es nicht bleiben. Erfolgversprechender ist das 
mutige Handeln einzelner Staaten und der 
engagierte Kampf einzelner Initiativen und 
Organisationen. 
Deutschland hat sich nach dem Regierungs- 
wechsel1998 auf die Fahnen geschrieben,die 
Energiewende voranzutreiben. In der Tat sind 
in den letzten Jahren zahlreiche Maßnahmen 
getroffen worden,allmählich eine Wende ein- 
zuläuten. Dazu gibt es sicherlich eine Menge 
kritisch anzumerken. Das deutsche Beispiel 
zeigt uns aber, dass selbst mit Ansätzen in ei- 
nem Land einiges erreicht werden kann, was 
bei Erfolg seine Nachahmer finden wird. 
Modellbeispiel dafür ist die Förderung der Er- 
neuerbaren Energien durch das Erneuerbare- 
Energien-Gesetz (EEG.) Diese Förderung hat in 
Deutschland einen regelrechten Boom ausge- 
Iöst.Die deutsche Bilanz nach zwei Jahren hat 
die meisten Erwartungen übertroffen: 
Der Anteil der Erneuerbaren Energien soll bis 
201 0 auf über 12% verdoppelt werden. Bereits 
2002 sind die 8% überschritten worden. 
Allein 2001 wurden durch die Erneuerbaren 
Energien 35 MillionenTonnen des Klimakillers 
CO2 eingespart. 
Die Erneuerbaren Energien sichern heute 
insgesamt etwa 130.000 Arbeitsplätze. Dies 
sind mehr Arbeitsplätze,aIs die Atom- und Koh- 
lebranche zusammen aufbringen, obwohl ihr 
Anteil am Strommarkt fast 10 mal so groß ist. 
Weltweit folgen Länder dem deutschen Er- 
folgsweg und setzen ähnlicheGesetze in Kraft. 

Erneuerbar statt,,ex und hop" 
Die unglaublichen Chancen der Erneuerbaren 
Energien sind bei weitem noch nicht ausge- 
schöpft. Die bei den fossilen Energieträgern 
aufgezeigten Gefahren werden durch den 
Austausch mit Erneuerbaren Energien zu 
enormen Chancen: 

Die Erneuerbaren Energiequellen sind uner- 
schöpflich. Damit gelten die Investitionen in 
die Erneuerbaren Energien für alle kommen- 
den Menschenzeitalter. 
In allen Regionen der Welt sind Erneuerbare 
Energien vorhanden. Sie können meist sehr 
dezentral nutzbar gemacht werden und sich 
den örtlichen Begebenheiten anpassen. Es 
gibt weniger Umwandlungsprozesse und ein 
größerer Anteil an Nutzenergie landet auch 
tatsächlich beim Verbraucher. 
Durch die Dezentralität werden zusätzlich 
deutlich mehr Arbeitsplätze (darunter viele 
handwerkliche Berufsgruppen) geschaffen. 
Die klimaschädlichen Emissionen werden ein- 
gespart und die Klimaveränderungen könn- 
ten gestoppt werden. 
Die abnehmende Energieabhängigkeit dros- 
selt die Konflikt- und Kriegsgefahr.Dagegen ist 
der Einsatz moderner Technologien zur Ge- 
winnung Erneuerbarer Energien nicht nur ein 
lohnendes Exportgeschäft, sondern auch ein 
sinnvoller Beitrag zur Entwicklungshilfe 

Ein Spiel auf Zeit 
Trotz der absoluten Dominanz dervorteile der 
Erneuerbaren Energien gibt es noch keinen 
unaufhaltbaren Siegeszug.Einflussreiche Län- 
der mit großen fossilen Ressourcen, mächtige 
herkömmliche Energie-Branchen verharmlo- 
sen die Gefahren, wettern wider besseren Wis- 
sens gegen eine Wende.Viele Politiker beugen 
sich diesem Lobbyismus, bremsen den Fort- 
schritt. Sogenannte Modernisierer werden zu 
unbeweglichen Dinosauriern.Doch auch hier 
wird die Entwicklung nicht aufzuhalten sein. 
Die Frage ist allerdings, ob die Wende noch 
rechtzeitig kommt. Um eine wirkliche Wende 
hinzubekommen, bedarf es aber mehr, als die 
positiven Ansätze zur Förderung der Erneu- 
erbaren Energien in Deutschland: 
Viele Staaten müssen nachziehen, ein ökono- 
mischer Wettkampf muss entstehen, der die 
Technologien immer effizienter macht, die 
Nutzungsmöglichkeiten verbreitert. 
Die Kommunikations- und Aufklärungsarbeit 
muss noch besser in Gang kommen. Die von 
Deutschland im nächsten Jahr ausgerichtete 
Internationale Erneuerbare Energie Konferenz 
spielt dabei eine wichtige Aufgabe. 
Die Forschung zu den Erneuerbaren Energien 
muss intensiviert werden. So werden sie 
schneller preislich konkurrenzfähig und es 
können weitere Potentiale entdeckt werden. 
Besonders wichtig is t  die Ergänzung der Er- 
neuerbaren Energien durch die EnergieefFizi- 
enz.Ohneeinen effizienteren Umgang mit der 
Energie werden die Erneuerbaren Energien zu 
spät kommen. 
Die Energiewende könnte nicht nurzum nach- 
haltigsten Projektdieses Jahrhunderts werden, 
sie ist zum Erfolg verdammt. Es sind keine uto- 
pischen, gar illusorischen Spinner, sondern 
knallharte Realisten,diefür die Wende kämpfen. 
Sie bedürfen jedweder Unterstützung.Die Kraft 
von Herkules und die Ausdauer von Sisyphos 
liegt in jedem von uns. Forum DLZI 
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Nicht erst seit der fulminant ange- 
kündigten Kanzlerrede sind Diskussionen 
um qualitative Reformen in der deutschen 
Politik im Rückzug begriffen. Finanzie- 
rungsmöglichkeiten und Finanzpolitik ste- 
hen im Vordergrund der Debatten um die 
Zukunft sozialer Sicherung, von Bildung 
und Ausbildung sowie dem Ausmaß regio- 
naler Infrastruktur. Ganz abgesehen davon, 
dass die Entscheidung, aus welchem Blick- 
winkel diese Politikfelder betrachtet wer- 
den, auch schon eine Richtungsentschei- 
dung ist,wundert sich der politische Konsu- 
ment doch darüber,dass die Frage nach der 
Ausgestaltung und der Organisation dieser 
Reformfelder kaum noch mehr diskutiert 
wird (werden kann). Erschwerend hinzu 
kommt,dass über fast alle politischen Lager 
hinweg, der programmatische Vorrat der 
90er Jahre aufgebraucht ist und damit kurz- 
fristige Finanzfragen im Vordergrund ste- 
hen. Mittel- und langfristige Reformvorstel- 
lungen werden dabei immer seltener arti- 
kuliert. Der Slogan,,Geiz ist geil" bekommt 
h i e r  angesichts der Politikleere - eine ganz 
neue Bedeutung. Diese Rahmenbedingun- 
gen haben wir zum Anlass genommen,ein 
Thema aufzugreifen,an dem sich Zukunfts- 
chancen junger Menschen entscheiden, 
aber auch beispielhaft Veränderungen in 
den Lebens- und Erwerbsläufen dargestellt 
und entsprechende Reformbedarfe abge- 
leitet werden können: Die Berufliche Orien- 
tierung. 
Die konjunkturelle Schwächephase wirkt 
sich derzeit insbesondere auf eine massive 
Steigerung der Jugendarbeitslosigkeit aus. 
Insgesamt haben wir derzeit - auch auf- 

Berufliche 
Orientierung 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Ulf Banscherus, Björn Böhning und Tanja 
Breuer 

grund des Zurück- Die berufliche Orientierung ist in Zeiten der 
fahren der JUMP- ,,Globalisierungn untrennbar mit der regio- 
Maßnahmen - nalen Wirtschaftsstruktur verbunden. Zwar 
580.000 junge Ar- werden die (gesetzlichen) Anforderungen 
beitslose. Auf dem an die individuelle Mobilität immer größer, 
Ausbildungsmarkt gleichzeitig fehlen aber sozialstaatliche Ab- 
sieht es ähnlich aus. Sicherungs- und Anreizstrukturen. Die Be- 
Nicht zuletzt des- 
halb hat der Bundes- 

kanzler noch einmal eindringlich (wenn 
auch ohne Fristen) auf die Möglichkeit der 
Ausbildungsplatzumlage hingewiesen. Die- 
se Zahlen bedeuten aber auch, dass viele 
junge Menschen ohne Zukunftsperspektive 
aufwachsen und sich bei ihnen die Ökono- 
mischen Krisenentwicklungen besonders 
abladen. 
Gleichzeitig ändern sich die Anforderungen 
an das Management des eigenen Lebens- 
laufs und der Erwerbsbiografie. Unsichere 
Rahmenbedingungen und gesteigerte An- 
forderungen an Kompetenzen, Gestaltungs- 
und lntegrationsleistungen gerade in der 
Zeit der beruflichen Orientierung müssen 
von jedem jungen Menschen in einem 
höchst individualisierten Maß bewältigt 
werden.Andreas Lange weist in seinem Arti- 
kel auf die Öffnung der Handlungsräume 
von Jugendlichen hin und beschreibt, wie 
gesellschaftliche wie ökonomische Ansprü- 
che an das individuelle,,Selbstmanagement" 
gewachsen sind. Dies verlangt eine Vielzahl 
von Anpassungsleistungen im Lebenslauf, 
die darüber hinaus mit Ansprüchen an das 
eigene Leben und Arbeiten korrespondieren 
können - häufig diesen aber entgegenlau- 
fen. 
Übergänge im Lebenslauf, sei es zwischen 
Arbeitsplätzen oder zwischen Bildung und 
Beruf,werden immer mehr auch zu entschei- 
denen Wegweisern des eigenen Lebenswe- 
ges. Soziale Benachteiligungen wirken sich 
hier fort oder werden nivelliert. Wie Lebens- 
laufübergänge gestaltet werden bzw. wer- 
den können, und wo Unterstützungsleistun- 
gen notwendig wären, bedarf tiefer gehen- 
der Analysen. 

Ulf Banscherus lebt und studiert in Berlin, Björn Böhning, stellv. Juso-Bundesvorsitzender, Berlin, 
Tanja Breuer, stellv. Juso-Bundesvorsitzende, Trier 

deutung regionaler Bildungslandschaften 
für die Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik 
nimmt lngo Benzenberg in den Blick.Erzeigt 
deutlich, dass Berufsschulen als zentraler Be- 
standteil einer abgestimmten Arbeitsmarkt- 
, Regional- und Strukturpolitik einen wichti- 
gen Beitrag zur Qualifizierung und Weiterbil- 
dung und damit zum regionalen Struktur- 
wandel leisten können. 
Wie das Thema berufliche Orientierung in 
die politische Diskussion eingespeist wer- 
den kann und dabei zum Ausgangspunkt ei- 
nes populären Reformansatzes in der jun- 
gen Generation werden kann, zeigen Gom- 
bert,Böhning und Banscherus in ihrem Arti- 
kel.Sie fordern ein,dass die berufliche Orien- 
tierung auf die gesamte Erwerbsbiografie 
ausgedehnt werden muss und leiten daraus 
Anforderungen an die Bildungs- und Sozial- 
politik ab. Sie versuchen dabei durch unter- 
stützende und dienstleisterische soziale Si- 
cherungsmaßnahmen während der Berufs- 
orientierung ein positives Staatsverständnis 
zu etablieren. 
Zum Abschluss vergleicht Tanja Breuer das 
französische und britische Berufsausbil- 
dungssystem mit dem deutschen dualen 
System. Es zeigt sich, dass die deutsche Be- 
rufsausbildung obwohl sich die Unterneh- 
men aus derVerantwortung für die betriebli- 
che Ausbildung zurückziehen, entscheiden- 
de Vorteile gegenüber einem rein staatli- 
chen oder einem rein marktorientierten Sys- 
tem hat. 
Dieser spw-Schwerpunkt soll den Bogen 
aufspannen für die Diskussion um Qualität 
und Zielrichtung fortschrittlicher Politik.Dies 
wird am Beispiel der Berufsorientierung bei- 
spielhaft deutlich. Die soziale, bildungs- und 
strukturpolitische Frage beruflicher Orien- 
tierung wird insbesondere die Jusos bei ihrer 
Diskussion um ein solidarisches Generatio- 
nenprojekt weiter begleiten. Es gilt darüber 
hinaus,an weiteren Fragestellungen diezen- 
tralen Reformfelder einer linken ,,Agenda 
2010" zu bestimmen. SPW 2 /zoo3 



Qualifikationsentwicklung in einer sich 
wandelnden Arbeitswelt 
Von Anja Hall 

Einleitung 

Der Wandel der Wirtschaft und der 
Arbeitswelt hat unmittelbare Auswirkungen 
auf die Beschäftigten- und Qualifikationsent- 
wicklung sowie die Qualifikationsanforderun- 
gen an die Beschäftigten. Angestoßen sind 
die Veränderungen in der Arbeitswelt u.a. 
durch die Globalisierung der Wirtschaft und 
des Handels sowie durch sinkende Marktein- 
trittsbarrieren. Diese lassen den Wettbe- 
werbsdruck unter den Anbietern steigen und 
verändern die Angebotsstrukturen. Die wich- 
tigsten Folgen von Strukturwandel und Glo- 
balisierung sind verstärkter Kostendruck,zu- 
nehmende lnnovationen und eine erweiterte 
Produktpalette, so die Ergebnisse einer Be- 
triebsbefragung zur Weiterbildung in 
Deutschland.(Vgl.Grünewald, U. u.a.) 
Vorangetrieben werden diese Entwicklungen 
durch die modernen Informations- und Kom- 
munikationstechnologien,die wie kaum eine 
andere technologische Basisinnovation des 
20. Jahrhunderts Un- 

nisse der Prozesse gleichermaßen Aufga- 
benzuschnitte und Zuständigkeiten. (Vgl. 
Schumann, M.: 2002) 
Der Wandel der Arbeitswelt wird im ersten Teil 
dieses Beitrags näher beschrieben und zwar 
anhand von in deutschen Betrieben einge- 
führten lnnovationen und deren Auswirkun- 
gen auf die Arbeitssituationen der Beschäftig- 
ten. Im zweiten Teil des Beitrags wird die Be- 
schäftigten- und Qualifikationsentwicklung 
nach Sektoren,Tätigkeitsfeldern und Qualifi- 
kationen bis 201 0 sowie die Reaktionen des 
Systems der beruflichern Bildung auf die Ver- 
änderungen der Arbeitswelt untersucht. 

Wandel der Arbeitswelt 
Veränderungsdynamik i n  den Betrieben 
und deren Folgen für die Beschäftigten 
Drei von vier Erwerbstätigen haben zwi- 
schen 1997 und 1999 Veränderungen in ih- 
ren Betrieben wahrgenommen; die persönli- 
che Arbeitssituation hat sich dadurch bei je- 
dem zweiten Befragten verändert. Dies sind 

Ergebnisse einer re- 
ternehmen,Volkswirt- präsentativen Er- 
schaften und Gesell- Die Urnstrukturierung oder werbstätigenbefra- 
schaften nachhaltig 
beeinflusst haben. Als 
Katalysator für Wachs- 

Umorganisation von gung von 1998199 
zum Wandel der Ar- 

Abteilungen hat im beitswelt und seinen 
tum und Produktivität Durchschnitt fast jeder Auswirkungen auf die 
durchdringen sie Arbeitsbedingungen 
nahezu alle Bereiche dritte Befragte in den und die Arbeitsbelas- 
der Wertschöpfung in letzten zwei Jahren erlebt. tungen. Hierbei han- 
allen Branchen und delt es sich um eine 
ermöglichen die Ent- 
wicklung neuer Produkte, Dienstleistungen 
und Geschäftsmodelle und die Optimierung 
von Beschaffungs-, Herstellungs- und Ver- 
triebsprozessen. 
Der zunehmende Technikeinsatz und die 
steigende Marktdynamik wie auch Verände- 
rungen der Kundenstruktur, des Kundenver- 
haltens und der Kundenbedürfnisse führen 
des Weiteren zu einem nachhaltigen Struk- 
turwandel in den Organisationen. Prozess- 
orientierte Betriebs- und Arbeitsorganisatio- 
nen beginnen sich durchzusetzen, mit dem 
Ziel rascher auf Wandlungen der Märkte und 
differenzierter auf die Bedürfnisse unter- 
schiedlicher Kunden reagieren zu können. 
Im Unterschied zur traditionellen Organisati- 
on nach Fachabteilungen und entsprechen- 
den Berufen strukturieren in prozessorien- 
tierten Arbeitsorganisationen die Erforder- 

Befragung von rund 
34,3 Millionen Erwerbstätigen in Deutsch- 
land (0,l-% Stichprobe). (Informationen zum 
Datensatz: www.bibb.de/forum/projekte/ 
bibb-iab/start.htm) 
Über die Einführung neuer Produktionstech- 
niken, Maschinen, Werkstoffe oder neuer 
Computerprogramme in den Betrieben be- 
richten 44 Prozent der Befragten. Neue oder 
deutlich verbesserte Produkte bzw. neue 
Dienstleistungen nennen 34 Prozent. Von 
Prozess- oder Produktinnovationen persön- 
lich betroffen ist fast jeder zweite Befragte. 
Die Umstrukturierung oder Umorganisation 
von Abteilungen1 Arbeitsbereichen hat im 
Durchschnitt fast jeder dritte Befragte in den 
letzten zwei Jahren erlebt (29%). Dies war 
deutlich häufiger der Fall, wenn neue Pro- 
duktionstechniken, Maschinen, Werkstoffe 
oder neue Computerprogramme in den Be- 
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trieben eingeführt wurden (48%) als ohne 
diese technischen lnnovationen (14%). Für 
44 Prozent hatten derartige Umstrukturie- 
rungen eine unmittelbare Auswirkung auf 
die persönliche Arbeitssituation. (Das Aus- 
maß, in dem Veränderungen in den Betrie- 
ben auftreten, steigt generell mit der Be- 
triebsgröße, insbesondere im Falle von be- 
trieblichen Umstrukturierungen: 1- 49 Be- 
schäftigte (1 7%), 50-499 Beschäftigte (44%), 
500 und mehr Beschäftigte (63%). Die per- 
sönliche Betroffenheit der Arbeitnehmer i s t  
allerdings in Kleinbetrieben (51%) höher als 
in Großbetrieben (41%)) 
Weitere Organisationsinnovationen sind Ver- 
änderungen im Managementbereich (22%), 
die Auslagerung von AufgabenlArbeitsberei- 
chen bzw.die vermehrtevergabe von Aufträ- 
gen an Fremdfirmen (1 2 %) sowie die Modifi- 
kationen der Unternehmensstrukturlder Ei- 
gentumsverhältnisse (1 0 %). Diese Verände- 
rungen haben bei jedem dritten Befragten 
die persönliche Arbeitssituation verändert. 
35 Prozent der Befragten sagen, dass in den 
letzten zwei Jahren zusätzliche Mitarbeiterln- 
nen eingestellt wurden; 21 Prozent der Be- 
fragten haben erlebt,dass vermehrt freie Mit- 
arbeiterlnnen oder Aushilfen eingesetzt wur- 
den. Persönlich betroffen i s t  von diesen Per- 
sonalentwicklungen lediglich jeder vierte Be- 
fragte. Personalreduktion, Stellenabbau bzw. 
Entlassungen wurden zwar nur von 29 Pro- 
zent der Befragten berichtet,doch hat sich bei 
40 Prozent von diesen die persönliche Ar- 
beitssituation verändert. So kann sich durch 
Personalreduktion etc.der Zuschnitt des eige- 
nen Arbeitsplatzes, der eigenen Arbeitsaufga- 
be, der Arbeitsdruck oder der Grad der Ar- 
beitsteilung verändern. (Vgl. Dostal, W.: 2001) 
Fast jeder zweite Befragte (43%) sieht sich 
infolge dieser veränderten Arbeitssituation 
seit 1997 mit gestiegenen fachlichen Anfor- 
derungen konfrontiert. Für Befragte, deren 
Arbeitssituation sich durch die beschriebe- 
nen Veränderungen gewandelt haben, trifft 
dies deutlich häufiger zu (58%) als für Be- 
schäftigte, die von lnnovationen nicht be- 
troffen waren (33%).Auch werden Befragte, 
die mit einer neuen Arbeitssituation kon- 
frontiert wurden, bei ihrer Arbeit häufiger 
vor neue Aufgaben gestellt, in die sie sich 
erst mal hineindenken und einarbeiten müs- 
sen (44%), als Beschäftigte, deren Arbeitssi- 
tuation seit 1997 gleich geblieben ist (28%). 
Demzufolge sagen Beschäftigte in neuen Ar- 
beitssituationen auch häufiger, dass 
zumindest immer mal wieder Dinge ver- 
langt werden, die nicht erlernt wurden 



(29%), als nichtbetroffene Befragte (19%). bestätigt sich nicht:In Deutschland haben Be- 
Die Bewältigung neuer Aufgaben, die vom rufstätige, die mit neuer Technik arbeiten, 
normalen Arbeitsablauf abweichen, erfor- überdurchschnittlich häufig ein Hochschul- 
dern Problemlösungskompetenz und die studium,eine Fachschulausbildung oder eine 
ständige Bereitschaft sich weiterzubilden. betriebliche Ausbildung abgeschlossen. (Vgl. 
In den letzten zwei Jahrzehnten hat die Wei- Troll,L.:2002) 
terbildungsbeteiligung von Erwerbstätigen Gerade als überwiegend verwendetes Ar- 
in Westdeutschland stetig und deutlich zu- beitsmittel nehmen computergesteuerte 
genommen:Waren es 1979 noch 20 Prozent, Geräte an Bedeutung zu. Waren es 1979 
so stieg der Anteil noch 6 Prozent, stieg 
199811 999 auf 41 Pro- der Anteil 1998199 
Zent der Erwerbstäti- Motor des Wandels in der auf 38 Prozent. Das 
gen, die an einer be- Verhältnis von haupt- 
ruflichen Weiterbil- 

Arbeitswelt ist die rasante 
s,chlicher und geie- 

dung teilgenommen Verbreitunq der gentlicher Nutzung - 
haben. (Die entspre- programmgesteuer- 
chende Fraqe lautet: 

lnformationstechnologie ter Arbeitsmittel hat 

,,Haben Sie in den letz- 
ten 5 Jahren Lehrgänge, Kurse oder Semina- 
re besucht, die der Weiterbildung im Beruf 
oder der beruflichen Umschulung dienen?) 
Dabei liegt die Beteiligung von Beschäftig- 
ten in Dienstleistungsberufen (46%) deut- 
lich über dem Anteil für gewerblich-techni- 
sche Berufe (33%).Aus der hohen Weiterbil- 
dungsbeteiligung kann allerdings nicht 
zwangsläufig der Schluss gezogen werden, 
dass die benötigten Kenntnisse nicht ausrei- 
chend vorhanden wären. Sie belegt aber, 
dass zur Erhaltung der Chancen auf dem Ar- 
beitsmarkt berufliche Qualifikationen lau- 
fend ergänzt bzw.erweitert werden müssen 
(bedingt durch die eingangs beschriebenen 
Entwicklungen). Mit anderen Worten: die 
hohe Weiterbildungsbeteiligung ist ein Indi- 
kator für die hohe lnnovationsdynamik in 
der Arbeitswelt. 
Die von den Beschäftigten wahrgenomme- 
nen betrieblichen Veränderungen spiegeln 
sich wider in der Sicht der Betriebe.Als Ursa- 
chen für die Förderung von Weiterbildungs- 
maßnahmen nennen die Betriebe haupt- 
sächlich: die Entwicklung neuer Produkte 
(47%), neue Prozesse in der Produktion bzw. 
zur Leistungserbringung (41%) und neue 
Organisationsstrukturen (25%). (Quelle: IAB- 
Betriebspanel2000) 

Verbreitung der lnformationstechnolo- 
gie als Motor des Wandel 
Motor des Wandels in der Arbeitswelt ist die 
rasanteVerbreitung der Informationstechno- 
logie. Ende der siebziger Jahre geben 13 Pro- 
zent der Erwerbstätigen an,zumindest gele- 
gentlich mit computergesteuerten Geräten 
zu arbeiten. Bis 1985186 stieg dieser Anteil auf 
22 Prozent, bis 1991192 auf 39 Prozent. 1999 
arbeiten zwei von drei Beschäftigten (65%) 
zumindest gelegentlich mit programmge- 
steuerten Arbeitsmitteln. Dabei haben com- 
putergesteuerte Arbeitsmittel Werkzeuge 
und Arbeitsmittel einfacher Art nicht ver- 
drängt, sie ergänzen sie vielmehr; die Vielfalt 
des Arbeitsmitteleinsatzes hat im Zuge des 
Vordringens neuer Techniken sogar Zuge- 
nommen. Auch die früher geäußerte These, 
,,moderneTechnik entwerte Qualifikationen" 

sich Ende der 90er 
Jahre zugunsten des Hauptarbeitsmittels 
verschoben (1 979: 40%-60%, 1998199: 60%- 
40%). 
Die neuenTechniken berühren nahezu jeden 
Wirtschaftszweig und Arbeitsbereich und 
weisen alle Merkmale einer Schlüsseltechno- 
logie auf. Selbst im Berufsbereich,,Naturpro- 
dukte gewinnen" (Gärtner, Landwirte) setzten 
sich diese langsam durch (8 % 1991192 auf 27 
% 1998199). Am häufigsten werden compu- 
tergesteuerte Arbeitsmittel in den Dienstleis- 
tungsberufen eingesetzt:Verwaltungs-, Büro- 
berufe (93%), Planungs-, Laborberufe (93%), 
Dienstleistungskaufleute (73%). (Vgl.Troll, L.: 
2000) 
Die zunehmende Verbreitung und der Ein- 
satzvon lnformationstechnologien in fast al- 
len Bereichen verlangen in nahezu allen Be- 
rufen EDV-Kenntnisse, wobei die Beschäftig- 
ten auf diese Anforderungen unterschied- 
lich vorbereitet sind. Fast jeder dritte Be- 
schäftigte (30%) benötigt 1998199 bei seiner 
Tätigkeit EDV-Kenntnisse, die über Grund- 
kenntnisse hinausgehen, so die Ergebnisse 
der BIBBIIAB-Erwerbstätigenbefragung von 
1998199. Beschäftigte in technischen Beru- 
fen, Büroberufen, Organisations- und Ver- 
waltungsberufen sowie Dienstleistungs- 
kaufleute benötigen signifikant häufiger 
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(rund 60%) besondere EDV-Kenntnisse.Weit 
unter dem Durchschnitt liegen Beschäftigte 
in Fertigungs- und Verkehrsberufen (1 2%). 
Der Weiterbildungsbedarf ist in allen Berufs- 
bereichen sehr hoch:36 Prozent der Beschäf- 
tigten, die diese Kenntnisse benötigen, se- 
hen es als erforderlich an, diese durch Wei- 
terbildung zu ergänzen, aufzufrischen oder 
zu erweitern. Zahlenmäßig betrifft dies z.B. 
884.000 Beschäftigte in Büroberufen, 
445.000 Beschäftigte in Fertigungsberufen, 
332.000 Beschäftigte in Sozial-/Erziehungs- 
berufen. Hinzu kommen 2,l Millionen Be- 
schäftigte (9%), die zwar zum Befragungs- 
zeitpunkt keine besonderen EDV-Kenntnisse 
im Beruf benötigen, aber dennoch einen 
Weiterbildungsbedarf voraussehen. 

Beschäftigten- und Qualifikationsent- 
wicklung 
Entwicklungstrends nach Sektor, Tätig- 
keitsfeld,Tätigkeits- und Qualifikations- 
niveau 
Projektionen (vgl.Dostal, R.: 1999) bestätigen 
für die Beschäftigungsentwicklung in 
Deutschland innerhalb der Sektoren eine 
weitere Verlagerung zum Dienstleistungs- 
bereich auf 69 Prozent in 201 0 (1 995: 62%). 
Die damit verbundene allgemeine Höher- 
qualifizierung ist dabei weniger auf die Be- 
schäftigungsverschiebung zugunsten des 
Dienstleistungsbereichs zurückzuführen als 
vielmehr auf eine intrasektorale Verschie- 
bung der Qualifikation in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen. So setzt sich die Zunah- 
me von Planungs- und Verwaltungsberufen, 
die einen höheren Anteil von Hochqualifi- 
zierten aufweisen als die Fertigungsberufe, 
branchenübergreifend durch. Hinzu kommt 
der Stellenabbau in den Fertigungsberufen, 
der bis Anfang der 90er Jahre fast nur Unge- 
lernte traf. (vgl. Alex, L.: 2000) 
Die Veränderungen auf der Ebene der Tätig- 
keitsfelderverdeutlichen diese intrasektoralen 
Qualifikationsverschiebungen: Bei den Pro- 
duktionstätigkeiten werden Arbeitsvolumen 
und Beschäftigte deutlich abnehmen. Dabei 
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sind nicht nur die primären Produktionstätig- 
keiten wie,,Gewinnen und Herstellen" betrof- 
fen, sondern auch die sekundären Produkti- 
onstätigkeiten wie,,Maschinen einrichten, Re- 
parieren" (Anteilsrückgang seit 1995: 6,7 Pro- 
zent-Punkte). Hoffnungsträger der künftigen 
Beschäftigungsentwicklung sind die sekundä- 
ren Dienstleistungen (insbesondere,,Organisa- 
tion/Management", ,,Betreuen/Beraten/Leh- 
ren/PublizierenU, ,,Forschen/Entwickeln") mit 
einem Anteilszuwachs von 5,3 Prozent-Punk- 
ten seit 1995. 
Auf der Ebene der Tätigkeiten zeigt sich: Die B e  
deutung von anspruchsvolleren Tätigkeiten wie 
Führungsaufgaben,Organisation und Manage 
ment,qualifizierte Forschung und Entwicklung, 
Betreuung , Beratung, Lehren, u.ä. nimmt bis 
201 0 deutlich auf 41 Prozent zu (Anteil 1985: 
28%, Anteil 1995: 35%). Einfache Tätigkeiten 
werden hingegen immer weniger nachgefragt, 
so dass zukünftig mit weiter steigenden Qualifi- 
kationsanforderungen zu rechnen ist. 
Der Bedarf an (Fach-) Hochschulabsolventen 
wird daher bis 2010 auf 29 Prozent wachsen 
(1 995: 23%); für gering Qualifizierte werden 
hingegen Beschäftigungseinbußen von 17 
Prozent 1995 auf 1 1 Prozent bis 201 0 erwar- 
tet. Die mittlere Qualifikationsebene (Lehre) 
wird im Volumen ihren Anteil von 61 Prozent 
nahezu beibehalten, wobei auf der Fach- 
schulebene ein Anstieg auf 12 Prozent bis 
201 0 (1 995: 9%) zu verzeichnen sein wird. Die 
Kombination Realschule plus Lehre wird 201 0 
mit 33 Prozent (Anteil 1995: 24%) in ihrer Be- 
deutung gegenüber der Kombination Haupt- 
schule plus Lehre mit einem Anteil von 30 
Prozent in 201Ozunehmen (Anteil 1995:39%). 

Beschäftigungsfähigkeit durch berufli- 
che Bildung 
Aufgrund der eingangs beschriebenen ho- 

schen Weiterentwicklungen und Verfahrens- 
veränderungen offen zu halten (Prinzip der 
Gestaltungsoffenheit) werden Ausbildungs- 
berufe dynamisch konzipiert: Zum einen be- 
steht ein Kern von relativ stabilen Qualifikati- 
onen und Kompetenzen (die wichtigsten Be- 
rufsfunktionen); zum anderen ein Flexibili- 
tätskorridor, der dafür sorgt, dass branchen- 
und betriebsspezifischen Anforderungen im 
Rahmen eines Berufs entsprochen werden 
kann. Nach diesem Muster sind z.B. die im 
Jahre 1997 in Kraft getretenen vier IT-Ausbil- 
dungsberufe konstruiert. 

Dynamische Beruflichkeit und Flexibilität 
durch vielfältige Strukturierung 
Mit der Neuordnung und Modernisierung 
von Ausbildungsberufen sind vielfältige 
Strukturierungsmöglichkeiten entstanden: 
Durch Pflicht- und Wahlqualifikationseinhei- 
ten, Fachbereiche, Einsatzgebiete, Sparten 
und Wahlbereiche wird üblicherweise im 
letzten Drittel der Ausbildung auf ein breites 
Spektrum späterer Tätigkeits- und Beschäfti- 
gungsfelder vorbereitet. Hervorzuheben ist 
dabei insbesondere die modulare Strategie, 
d.h. Betriebe und Auszubildende haben die 
Möglichkeit,aus einer vorgegebenen Anzahl 
von Qualifikationen zu wählen und so be- 
triebsspezifische und individuelle Ausprä- 
gungen eines Gesamtprofils zu erreichen. 

Dynamische Beruflichkeit und Flexibilität 
durch Zusatzqualifikationen 
Zusatzqualifikationen als zertifizierbare 
(Teil-) Qualifikationen, die über das hinaus- 
gehen, was die Ausbildungsordnungen for- 
dern (z.B. berufsorientierte Sprachkenntnis- 
se oder IT-Qualifikationen) eröffnen als Mit- 
telstück zwischen Aus- und Weiterbildung 
für die Betriebe vielfältige Möglichkeiten, 

onsentwicklung kontinuierlich zu beobach- 
ten und frühzeitig zu identifizieren. (Der 
Früherkennungsinitiative des BMBF gehö- 
ren mittlerweile elf Institute und Institutio- 
nen an. Für den Ergebnistransfer steht die 
elektronische Informations- und Kommuni- 
kationsplattform http://www.frequenz.net 
zur Verfügung.) 
Da in BereichenIBranchen mit etablierten 
(staatlich anerkannten) Qualifizierungswe- 
gen in der Regel funktionsfähige Sozialpart- 
nerstrukturen bestehen, die solche Monito- 
ringfunktionen übernehmen, gilt das beson- 
dere Interesse neuen Beschäftigungsfeldern, 
in denen Tarif- bzw. Sozialpartnerstrukturen 
in der Regel wenig entwickelt sind. Aus dem 
Forschungsnetz FreQueNz liegen beispiels- 
weise Ergebnisse zu folgenden Branchen-,Tä- 
tigkeitsfeldern vor: IT,Multimedia, E-Commer- 
Ce, Logistik, Einzelhandel, kaufmännische und 
technische Bürotätigkeiten, Facility-Manage- 
ment, Finanzdienstleistungen, Gesundheit, 
Pflege,Wellness,Tourismus, Bau/ KFZ/ Elektro, 
Call-center. Diese Beispiele zeigen: Neben der 
Analyse der längerfristigen strukturellen Ent- 
wicklungen auf der Makroebene müssen 
insbesondere die Entwicklungen auf der Mik- 
roebene der Tätigkeitsfelder und Tätigkeiten 
beobachtet werden. SPW 2 12003 
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Die Lebensführung Jugendlicher und ihre 
beruflichen Perspektiven in einer 
Bildungs- und WissensgeseIIschaft 
Von Andreas Lange 

1. Der Grundwiderspruch heutigen Kriterien gemessene erfolgreiche Handeln turelle Modernisierung vollzogen (Ziehe 
Jungseins:virtuelle Öffnung der Handlungs- die Herausbildung von ,,GenerativitätU sein 1998), welche die Orientierungshorizonte 
räume bei gleichzeitiger Steigerung der An- könnte: Sie bezeichnet eine Position und der jungen Generation seit den sechziger 
sprüche an Selbstorganisation und -ma- Haltung psychischer und sozialer Wirkmäch- Jahren explosionsartig vervielfältigt hat. Der 
nagement tigkeit, Fürsorgefähigkeit und Produktivität, amerikanische Kulturforscher James Lull 
Will man nicht in den vielstimmigen Chor die sich auf die unterschiedlichen Bereiche umschreibt die durch das Ineinandergreifen 
der Kulturkritiker von Jugendlichen einstim- und Aktivitäten beziehen kann und eben von technologischen und inhaltlichen Inno- 
men und dem eine sozial- sowie kulturwis- nicht alleine auf die eigene Person gerichtet vationen entstandenen neuen kulturellen 
senschaftlich fundierte Zeitdiagnose heuti- ist, sondern auf andere Personen, Gruppen Ökologien als ,,Superkultur" und stellt die 
gen Jungseins entgegensetzen, muss man und Sozialverbände. sich daraus ergebende entscheidende Frage: 
sich von Beginn an mit den Widersprüchen Ausgangspunkt meiner Betrachtungen ju- „Wie können sich Menschen in einer Weltzu- 
unserer Epoche auseinandersetzen. Der fun- gendlicher Lebensführung ist erstens der rechtfinden, in der sich der stabilisierende 
damentalste Widerspruch ist dabei die virtu- historisch einmalige Wohlfahrtsschub der Einfluss der Kultur als gemeinsames Projekt 
elle Öffnung von Handlungs- und Orientie- sechziger Jahre (Geißler 2001:98ff.).Er hatte immer stärker in ein symbolisches und per- 
rungsräumen für junge Menschen bei für alle Bevölkerungs- sonalisiertes Pano- 
gleichzeitiger Steigerung der Anforderun- schichten, nicht zuletzt rama von Bildern 
gen an deren Selbstdisziplin,Selbstorganisa- die Jugendlichen, eine Der fundamentalste und Träumen, Fan- 

tionsfähigkeiten und,,Selbstmanagement". nachhaltige Verbesse- Widerspruch ist  die tasien und Illusio- 
Die Erweiterung der Möglichkeiten und die rung der materiellen Le- nen, Reisen und 
mit ihr verbundene wachsende Selbstver- bensgrundlage zur Fol- virtuelle öff nung von Zuf~uchtsorten ver- 
antwortung ist mit dem Verlust traditioneller ge. Beispielsweise wur- Handlungs- und wandelt? Die histo- 
Selbstverständlichkeiten,der Sicherheit des- de ein Jugendzimmer risch beispiellose 
Sen, was sich wann wo und für wen gehört vom Privileg der Kinder Orientierungsräumen für Entwicklung der 
und was nicht, verbunden (Liebau 1999). der Besserverdienenden junge Menschen bei K o m m u n i k a t i -  
Allerdings - das ist eines der konsensfähigen zur ,,privaten Standard- onstechnologien 
Ergebnisse der modernen Jugendforschung Ökologie" heutiger Ju- gleichzeitiger Steigerung und der uns heute 
- reagieren die jungen Menschen in der gend, was auch unter der Anforderungen an umgebenden,weit 
überwiegenden Mehrzahl nicht anomisch der Perspektive einer reichenden Globa- 
oder panisch auf diese Herausforderungen, gelingenden Identitäts- deren Selbstdisziplin, Iisierung verän- 
sondern mit einer gehörigen Portion Prag- ausbildung -das eigene 
matismus. Sie entpuppen sich als,,virtuose Zimmer als Rückzugs- 

Selbstorganisations- die Natur und 
Bedeutung von 

Schnäppchenjäger der Moderne" (Zinn- und Experimentierraum fähigkeiten und Kultur.Obwohl,,Ge- 
ecker/Behnke/Maschke/Stecher 2002). Das -als nicht unbedeutend ,fSelbstmanagement". meinschaft" ein 
entbindet wiederum nicht davon, sich näher angesehen werden darf. zentrales Merkmal 
mit den widersprüchlichen Lebensbedin- Neben diesen unmittel- bleibt, wird Kultur 
gungen, ihrer möglichen Zuspitzung in be- baren Steigerungen der Wohlfahrt profitier- jetzt ein individualistischeres und stark dis- 
stimmten sozialen Lagen auseinander zuset- ten die Jugendlichen erheblich vom mas- kursives Projekt." (Lull2002: 751). 
Zen. Zudem kann ein Pragmatismus zwar senhaften sozialen Aufstieg ihrer Eltern,vor Die auf der materiellen wie ideellen Ebene 
dem einzelnen Jugendlichen in seiner indivi- allem im Dienstleistungssektor (Vester prinzipiell vermehrten Handlungschancen, 
duellen Lebenssituation zum Erfolg gerei- 1993). Auch wenn heute diesen Öffnungs- die virtuelle Einsicht in viele voneinander 
chen, muss aber nicht unbedingt für den ge- Prozessen solche der Schließung entgegen- verschiedene Lebensformen sowie der Ab- 
sellschaftlichen Zusammenhalt nützlich stehen, bleibt die säkulare Wohlstandsstei- bau von relativ rigiden Verhaltensnormie- 
sein. gerung als Grundlage jeder Diskussion über rungen im Miteinander der Geschlechter 
Mit Vera King (2002) möchte ich zur Diskussi- Jugendliche und ihre Lebensführung ernst und Generationen bilden die eine,sicherlich 
on stellen, ob nicht eine der wesentlichen zu nehmen. positiv zu bewertende Seite der Modernisie- 
Entwicklungsaufgaben des Jugendalters, Verschränkt mit der wirtschaftlichen Moder- rungsmünze.Die andere Seite hängt eng mit 
über das bloße pragmatische, an äußeren nisierung hat sich zudem zweitens eine kul- dem Umbau der Wirtschaft und des Sozial- 

staates in Zeiten von Finanzierungs- und 
Strukturkrisen zusammen. Er wird nämlich 
auf einer ideologisch-rhetorischen Ebene 
von mächtigen Interessengruppen und ih- 
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aktiv in die Hand zu nehmen habe - auch Fertige soziale Schnittmuster für die alltagli- gend heute unbestritten. So unterstreicht 
wenn Dutzende von soziologischen Studien che Lebensfuhrung verlieren ihren Ge- Fend (1 997: 88) die Relevanz des Bildungs- 
Ijelegen,dass es immer noch enorme Unter- brauchswert. Sowohl die individuelle Identi- Systems fur die moderne Lebensplanung 
schiede in den Startchancen und Erfolgs- tatsarbeit als auch die Herstellung von ge- und Lebensführung wie folgt:,,Ahnlich wie 
chancen je nach Herkunftsmilieu gibt. Die meinschaftlich tragfahigen Lebensmodellen die gesellschaftliche Moderne hat auch das 
besten Chancen fur Karrieren in Wirtschaft unter Menschen, die in ihrer Lebenswelt Bildungswesen eine Geschichte, es hat sich 
und Wissenschaft haben Promovierte, die aufeinander angewiesen sind,erfordern ein in der heutigen Form erst in den letzten 
dem gehobenen oder dem Großburgertum eigenständiges Verknüpfen von Fragmen- zweihundert Jahren entwickelt, ist erst in 
entstammen (Hartmann 2002). Die mit gro- ten." (KeuppIKraus 1999: 21 7). diesem Zeitraum zu einem Instrument des 
Rem publizistischen Aufwand betriebene Vor dieser theoretischen Folie gilt es, die sozialen Aufstiegs und zu einem lnstrument 
Stilisierung der individuellen Leistung als Musterjugendlicher Lebensfuhrung als Gan- der personlichen Lebensplanung geworden. 
Garant fur Erfolg in der Marktgesellschaft zes zu betrachten, Erst durch die histo- 
vernachlassigt nicht nur diese herkunftsbe- will man den Stellen- risch entstandene Ver- 
dingten Unterschiede in der Ressourcenba- wert von Ausbil- Fertige soziale Schnittmus- koppelung zwischen 
sis fur die Erbringung arbeitsmarktrelevan- dungs- und Berufs- ter für die alltägliche Ausbildungsabschlus- 
ter Leistungen,sondern sie führt auch dazu, fragen nicht von sen und beruflichen 
dass ein Scheitern,sei es bei der Ausbildung, vornherein einseitig Lebensführung verlieren Moglichkeiten, die in 
sei es im Beruf,dem Jugendlichen als indivi- auf eine okonomisti- ihren Gebrauchswert. den letzten Jahren 
duelles Versagen zugerechnet wird. Ausge- sche, jugendkulturell immer dichter wurde, 
blendet wird in der individualisierenden Zu- und alltagsweltlich hat das Bildungswe- 
schreibungslogik, dass der finanzielle Erfolg, blinde Nachfrage-Angebots-Perspektive Sen eine große lebensgeschichtliche Bedeu- 
die Entlohnung einer Tätigkeit in vielen em- verengen. Eine ubergreifende, qualitative tung bekommen." 
pirischen Fallen nicht viel mit der tatsachli- und quantitative Befunde kombinierende Jugendliche befinden sich heute insgesamt 
chen Verausgabung und dem Engagement Herangehensweise ist in diesem Sinne not- gesehen wesentlich fruher - Kindergarten 
in einem Berufsfeld zu tun hat (NeckelIDrö- wendig, um die voraussetzungsreichen,pre- und Vorschule - sowie für wesentlich lan- 
ge 2002). karen,,Yo-Yo-Biographien" heutiger Jugend- gere Zeit in den unterschiedlichen pädago- 
Weitet man den Blick dann noch auf die zu Iicher beim Ubergang ins Erwachsenenle- gischen Einrichtungen der Schul- und Aus- 
erwartenden Umschichtungen in der Ar- ben im hier und jetzt ihrer alltäglichen Le- bildungssysteme. lmmer mehr Jugendliche 
beitsteilung der gesamten Gesellschaft, die bensfuhrungen (Lange 2002) zu stabilisieren besitzen den Status des Schulers bzw. der 
zunehmend die Fesseln, aber auch Sicher- und Generativität im oben definierten Sinne Schulerin,so dass man ohne weiteres sagen 
heiten des fordistischen Regimes abstreift, zu ermoglichen. kann, dass Jugend die außere Form von 
dann sind Jugendliche heute als Generation Schuljugend oder des Schulerlnnenseins 
sehr stark auf sich selbst verwiesen:,,ln einer 2. Lebensführung von Jugendlichen in angenommen hat. lmmer mehr Lebenszeit 
individualisierten Gesellschaft, in der die der Bildungs- und Wissensgesellschaft: wird von der Schule beschlagnahmt. 
Menschen ihre Biographien immer weniger Entgrenzung von ,,Freizeitu und ,,Lern- Inzwischen bleiben in der Bundesrepublik 
in den gesicherten ldentitatsgehausen der reit"? (fast samtliche) Jugendliche durch ein zwei- 
Berufsarbeit einrichten konnen und in der 2.1. Formelle Bildung: Jugend heute als maliges Heraufsetzen der Vollzeitschul- 
ihr Lebenssinn zur Eigenleistung wird, sind Schuljugend pflicht in den meisten alten Bundeslandern 
vermehrt Fähigkeiten zur Selbstorganisati- Trotzaller gesellschaftlichen Turbulenzen ist seit den siebziger Jahren, aber auch in den 
on in den sozialen Mikrowelten gefordert. die Bedeutung des Bildungssektors fur Ju- neuen Bundeslandern mindestens 10 

Schuljahre bis zum Alter von ca. 16 Jahren 
in den Einrichtungen des Bildungssystems, 

F- '=X;_ so dass Schafers (1 998: 136) die Verschie- 
bung der Altersstruktur der Berufsausbil- 
dung als Begründung anfuhrt, sie in einer 

-. Einfuhrung in die Soziologie des Jugendal- 
,F j T ters gar nicht mehr umfassend abhandeln - Ali  I 

zu mussen. Auch die immense Ausweitung 
des Besuchs weiterführender schulen 
(gymnasiale Oberstufe, Fachoberschule, be- 
rufsbildende Einrichtungen im dualen Aus- 
bildungssystem: Berufsschule, Fachschule, 
Berufsaufbauschule usw.) sowie die enorm 
gestiegene Zahl der Studierenden an Hoch- 
und Fachhochschulen haben sowohl hori- 
zontal zur Verbreitung des Jugendphäno- 
mens (insbesondere auch für Mädchen und 
Unterschichten) als auch lebensbiogra- 
phisch vertikal zur Verlängerung der Ju- 
gendphase geführt. Gleichzeitig i s t  eine 
hohe Bildung heute nicht mehr Garant für 
einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz - das 
sogenannte ,,Qualifikationsparadox" lässt 
grüßen! Verlierer sind aber trotz aller Bil- 
dungsexpansion eindeutig die Jugendli- 
chen aus niedrigeren Milieus, die oftmals 
die Schule ohne Abschluss verlassen. 
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Festzuhalten bleibt ferner, dass den Jugend- 
lichen in den Bildungsinstitutionen einer- 
seits durchaus Chancen zu einer breiten Bil- 
dung offeriert werden - andererseits aber 
sind ihnen viele Bildungsinhalte und -for- 
men vorgegeben. Nicht die lnteressen der 
Lernenden bestimmen diesen Vermittlungs- 
Prozess, sondern die lnteressen derjenigen 
Gruppen,die über die Definitionsmacht ver- 
fügen,welches Wissen überliefert und weiter 
vermittelt werden soll (LüdersIMack 2001). 

s Zudem verfügen Jugendliche immer noch 
über wenig echte Partizipationschancen in 
wichtigen schulischen Angelegenheiten.An 
dieser Stelle klafft also ein Graben zwischen 
dem neuen gesellschaftlichen Imperativ der 
Selbstorganisation und den schulisch-insti- 
tutionellen Strukturen,die dies in nur einge- 
schränktem Ausmaß zulassen. 
Eine nachvollziehbare Reaktion auf diese 
weitgehende Fremdbestimmung eines 
nicht unbeträchtlichen Anteils an Lebenszeit 
in einer Gesellschaft,die ansonsten die Wer- 
te der Autonomie und Freiheit propagiert, 
ist, dass schulisches Lernen nicht gerade be- 
liebt ist. In der Studie,,null zoff & voll busy" 
(Zinnecker/Behnken/Maschke/Stecher 2002: 
42ff) bezeichnen sich nur 31 Prozent der 10- 
18-Jährigen als Schülerlnnen, die gerne ler- 
nen;55 Prozent hingegen halten das Lernen 
für ein notwendiges Übel.Wenn aber gleich- 
zeitig die Bildungsaspirationen der Jugendli- 
chen immer weiter steigen, so wie in der 
jüngsten Shell-Studie eindrucksvoll belegt 
(Linssen/Leven/Hurrelmann 2002: 64), dann 
ergibt sich hier eine ziemlich ungesunde Mi- 
schung, muss man doch als Jugendlicher für 
eine relativ lange Zeit einer ziemlich unbe- 
liebten, negativ eingefärbten Hauptbeschäf- 
tigung nachgehen. 

2.2. Informelle Selbstbildung: Neue Lern- 
orte und -formen i n  der ~ i ssens~es 'e l l -  
schaft 
Die Arbeitsteilung in den Sozialwissenschaf- 
ten verführt dazu, lebensweltlich zusam- 
menhängende Bereiche künstlich analytisch 
zu trennen. Das gilt mit besonderer Schärfe 
für die oftmals wenig miteinander in Verbin- . dung gebrachten Forschungszweige der 

Freizeit- und der Bildungs- bzw. Berufsfor- 
schung, gerade bezogen auf Jugendliche. 
Damit aber vergibt man die Chance, wesent- 
liche Transformationsprozesse gegenwärti- 
ger Gesellschaften aufzuschlüsseln, die ge- 
nau die Verknüpfungen von ,,Freizeitn und 
,,Beruf" betreffen. Denn diese Trennung, so 
die These, entspricht nicht mehr den tat- 
sächlich zu beobachtenden Lerngelegen- 
heiten und Lernmodi. Interessiert man sich 
hingegen für die gesamte Lebensführung, 
dann geraten genau die Wechselwirkungen 
der Bereiche in den Blick. 
Es ist nämlich davon auszugehen, dass ein 
großer Teil von grundlegenden Kompeten- 
zen zur Lebensbewältigung in den Jugend- 
jahren auch im Freizeitbereich erworben 

und fortentwickelt wird.Genannt sei auf ei- setzen werden. Kinder und Jugendliche sit- 
ner ersten Ebene zum Beispiel der Umgang zen dabei mehrheitlich nicht, wie oft gearg- 
mit zunächst fremden Personen, beispiels- wöhnt wird, irgendwelchen ,,Hirngespins- 
weise in Form des Trainers oder Übungs- ten" auf. Design, Mode, Medien und Sport 
gruppenleiters, die Orientierung in unbe- sind keine niedlichen Außenseiterbereiche 
kanntem Räumen, die Erprobung des eige- oder exotischen Nischen der Wirtschaft 
nen Mutes und der eigenen Kräfte in riskan- mehr - ganz im Gegenteil: Kulturwirtschaft 
ten Situationen,das Austragen von Konflik- im weitesten Sinne i s t  ein immer wichtiger 
ten in Freundschaften (Cornelißen u.a.2002). werdendes Segment der volkswirtschaftli- 
Freizeitaktivitäten sowie insbesondere Pro- chen Wertschöpfung (Arbeitsgemeinschaft 
jekte im Ehrenamt oder im Verein können Kulturwirtschaft NRW 2001).Am Beispiel der 
eine wichtige Brücke auf dem Weg in ein op- Techno-Szene haben HitzlerIPfadenhauer 
tionsreiches, individualisiertes Erwachse- (2000) dies bekräftigend aufgezeigt, wie aus 
nenleben sein.Gleichzeitig aber bergen eini- einem Freizeitvergnügen ein durchaus luk. 
ge Freizeitfelder erhebliche Risiken, bis hin rativer Broterwerb werden kann. 
zur Ausbildung von Suchtverhaltensweisen. Mit Manuela DuBois-Reymond (2000) ist zu 
Aber auch mittelbar und unmittelbar berufs- vermuten, dass es bestimmte Gruppen von 
relevante Fähigkeiten können in der Freizeit Jugendlichen sind,die diese neuen Lernpfa- 
erworben werden.Das Erlernen eines Musik- de nutzen können. Mit den,,jugendkulturel- 
instrumentes, die Erprobung der eigenen lenTrendsetternU bezeichnet sie eine Frakti- 
gestalterischen Fähigkeiten, das regelmäßi- on von Jugendlichen,die selbstbewusst mit 
ge Training im Sportverein, die Aneignung neuen Lernkulturen experimentiert und so 
von Computer- oder Sprachkenntnissen neue Lernkulturen schafft. Die gesellschaftli- 
mag für einen Teil der Jugendlichen bloßes chen Lebenschancen sind in postkapitalisti- 
Hobby sein,für andere aber zu einer wichti- schen Gesellschaften nicht egalitär - 

gen Voraussetzung für ihren Erfolg in Ausbil- allerdings sind jugendkulturelle Lerneliten 
dung und Beruf werden. nicht mehr so eindeutig an das kulturelle 
Die hier angeführten Fertigkeiten und Fä- und soziale Kapital ihrer Eltern gebunden 
higkeiten sind überdies von Belang, weil sie wie früher. 
die Grundlage für ein erfolgreiches Handeln Im Schlepptau der angeführten gesell- 
in der neuen Gesellschaft des 21. Jahrhun- schaftlichen Prozesse erfährt auch das klas- 
derts indizieren. Parallel zum offiziellen Bil- sische Verständnis von Berufswunsch und 
dungskanon eignen sich Kinder und Ju- Berufsplanung einschneidende Verände- 
gendliche oftmals Kompetenzen im infor- rungen. Die Differenzierungs- und Subjekti- 
mellen Bereich an, die vierungstendenzen 
geradezu pionierhaft führen zu individuell 
auf die Bedinqunqen ES klafft ein Graben abzuarbe i t enden  - - 
der,,postfordistischen zwischen dem neuen A n f o r d e r u n g e n .  
Bildungs-/ Wissens-/ Keineswegs kann 
Kulturgesellschaft" gesellschaftlichen pauschal, wie das oft 
abgestimmt sind. Auf Imperativ der Selbstorgani- geschieht, von einer 
diesen Punkt weist in . . . .  . Abnahme der Be- 
seinen Beiträgen be- ~ati0n und den schulisch- deutung des Er- 
harrlich immer wieder institutionellen Strukturen. werbssektors ge- 
der Bremer Kultur- sprochen werden. Es 
und Kindheitsforscher ist vielmehr eine Ver- 
Heinz Hengst hin. In Anlehnung an Gerd- schiebung im Gange, die sich zum einen 
Günter Voß (1998), der die zentralen und übergreifend als Subjektivierung der Er- 
letztlich entscheidenden Kompetenzen ei- werbsarbeit verstehen lässt: Mit dieser For- 
nes neuen Typs von Arbeitskraft als basale mel ist gemeint, dass Erwerbsarbeit nach 
Lebens- und Persönlichkeitskompetenzen wie vor die Grundlage der materiellen und 
charakterisiert hat, die sich in der gesamten sozialen lntegration in die Gesellschaft dar- 
Lebenspraxis manifestieren müssen, stellt stellt,dass sich aber gleichzeitig die Bedeu- 
Hengst (2000) seine Anschlussthese auf:Kin- tung von Arbeit aber immer weniger auf 
der und Jugendliche,die in modernen Kon- die Existenzsicherung alleine bezieht. Sie 
sum- und Dienstleistungsgesellschaften auf- wird vielmehr aufgeladen mit Bedürfnissen 
wachsen, nehmen in ihren Lebenswelten 
entsprechende Weichenstellungen in Rich- 
tung eines Systems vielfältiger Lernorte und 
-formen und einer produktiven Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben in vielen Arran- 
gements schon heute vor. Jedenfalls gelte 
dies für bestimmte Milieus.Die Art, in der die 
Jugendlichen ganz unterschiedliche soziale 
Bühnen gestalten und koordinieren, neh- 
men Muster von Karrieren und Lebensver- 
Iäufen vorweg, die sich immer mehr durch- 

nach Sozialkontakten und Sinnsuche, die 
ihrerseits Teilaspekt eines generell gestie- 
genen Bedürfnisses nach Selbstverwirkli- 
chung als Kriterium individueller Lebens- 
planung darstellen. Diese Ansprüche bele- 
gen einmütig alle neueren Jugendstudien. 

3. Ausblick: Neue Sichtweisen für die Bil- 
dungs- und Ausbildungspolitik 
Mit Krafeld (2001) ist das Hin- und Herge- 
rissensein zwischen Lebenskonzepten und 
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Lebensrealitäten die Grundmelodie der ju- 
gendlichen Lebensführung mit Blick auf 
Ausbildung und Erwerbstätigkeit. Das Le- 
benskonzept der Moderne ist immer noch 
um die Erwerbstätigkeit herum gestaltet. 
Sie wird als unabdingbare Voraussetzung 
für die Lebensverwirklichung und die sozi- 
ale Orientierung angesehen. Allerdings 
kann eine erhebliche Anzahl von jungen 
Menschen den Übergang von der Schul- 
zur Berufskarriere nicht mehr problemlos 
bewältigen. Damit scheint aber auch der 
Schritt ins Erwachsenenleben blockiert, 
trotz zum Teil großer Anstrengungen in 
Form von Vorbereitungs- und Weiterquali- 
fizierungsmaßnahmen. Jugendliche und 
junge Erwachsene müssen in unserer ar- 
beitszentrierten Gesellschaften also zu- 
nehmend damit zurechtkommen, dass sie 
im Moment keine Arbeit haben. Nimmt 
man den Anspruch ernst, allen Menschen 
ein Grundrecht auf gesellschaftliche Teil- 
habe und entsprechende persönliche Ent- 
faltung zuzugestehen, unabhängig von ih- 
rer Karriere auf dem Arbeitsmarkt, dann 
kommt man mit rein arbeitsmarktfixierten 4.Literatur 
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Ist das  d e u t s c h e  Sys tem d a s  Ideal? 
Berufsausbildung und -0r ient ierung im internationalenvergleich 

Von Tanja Breuer 

Das Orientieren an internationalen 
,,Erfolgsmodellen" i s t  nicht erst seit PISA 
auch für Bildungssysteme in Mode gekom- 
men. Bachelor- und Master-Abschlüsse als 
mehr oder weniger erfolgreiche Orientie- 

rung am anglo-amerikanischen Hochschul- 
system,die Orientierung an den skandinavi- 
schen Ländern im allgemeinbildenden 
Schulsystem und - interessanterweise in der 
Öffentlichkeit kaum offensiv vermittelt - kei- 
ne Orientierung an anderen Systemen der 
Berufsausbildung. Im Gegenteil: Das deut- 
sche System der dualen Berufsausbildung 
gilt sowohl innerhalb als auch außerhalb Eu- 
ropas als vorbildlich. Insbesondere die Ver- 
knüpfung von schulischer und betrieblicher 
Ausbildung wird in den vergangenen Jahren 
von der EU verstärkt gefördert,und sogar die 
USA griffen in den 90ern auf Elemente des 
Systems zurück (so etwa geschehen durch 
den ,,School-to-Work Opportunities Act" 
1994). Was macht aber nun das deutsche 
System der dualen Berufsausbildung inter- 
national so konkurrenzlos und wo liegen die 
zweifellos vorhandenen Schwächen? 

Jugendarbeitslosigkeit als Vergleichs- 
maßstab 
Als wesentlicher Indikator für die Güte von 
Berufsausbildungssystemen wird in interna- 
tionalen Vergleichen zumeist auf die Ju- 
gendarbeitslosenquote, d.h. die Arbeitslo- 
senquote der 15-24jährigen, zurückgegrif- 
fen (vgl. u.a.OECD 1998). Liegt diese in einem 
Land höher als die Gesamtarbeitslosigkeit, 
scheint der Übergang von der Schule ins Er- 
werbsleben, die sog.,School-to-Work-Transi- 
tionl(Diese kann definiert werden als,,period 
between the end of compulsory schooling 
and the attainment of full-time, stable emp- 
loyment" (Ryan 2000: I)), mit strukturellen 
Problemen behaftet zu sein, deren Ursachen 
zumindest teilweise in der Ausgestaltung . der Bildungssysteme und deren Abstim- 
mung mit dem Beschäftigungssystem zu su- 
chen sind.Welche Merkmale dabei entschei- 
dend sein können,soll im Folgenden durch 
einen Vergleich des französischen und briti- 
schen Systems mit dem deutschen verdeut- 
licht werden. Ein Vergleich dieser Länder ist 
gerade deshalb von Interesse, da die Syste- 
me der (Berufs-) Ausbildung als idealtypisch 
gelten: Während das französische System 

durch einen sehr hohen Grad an schulischer 
Ausbildung gekennzeichnet ist, basiert das 
britische weitestgehend auf der Vermittlung 
beruflicher Qualifikationen durch ,,Training 
on the Job". Das deutsche System nimmt 
hier eine Position zwischen diesen beiden 
Extrema ein.Gleichzeitig zeigt Abbildung 1, 
dass sowohl in Großbritannien als auch in 
Frankreich die Jugendarbeitslosigkeit in den 
gesamten 90er Jahren weit über der Ge- 
samtarbeitslosigkeit lag, während beide 
Quoten für Deutschland parallel verliefen. 

Das deutsche System: dual und korpora- 
tistisch 
Grundlegendes Charakteristikum des deut- 
schen Berufsausbildungssystems ist be- 
kanntermaßen seine Dualität, d.h. die Inte- 
gration von betrieblicher und schulischer 
Ausbildung.Diese wurde 1969 durch diever- 
abschiedung des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) gesetzlich festgeschrieben, welches 
die Kompetenzen und Mindestanforderun- 
gen im Rahmen des Ausbildungsverhältnis- 
Ses detailliert regelt. Dabei obliegt die Zu- 
ständigkeit für die berufliche Bildung in den 
Betrieben dem Bund, wohingegen die Zu- 
ständigkeit für das (Berufs-) Schulwesen bei 
den Ländern angesiedelt ist. Demnach kann 
man also von einer,,doppelten Dualität" im 
Berufsausbildungssystem sprechen, nämlich 
zum einen der Dualität der Bildungsträger 
(private Betriebe und öffentliche Schulen) 
und zum anderen einer verfassungsrechtli- 
chen Dualität, d.h. der Kompetenzaufteilung 
zwischen Bund und Ländern. 
Die Ausbildung in den aktuell ca.350 Ausbil- 
dungsberufen (vgl. BlBB 2000) ist geregelt 
durch Ausbildungsordnungen, in denen die 
zu vermittelnden Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Kenntnisse beschrieben werden. Beim 
Verfahren zur Erstellung dieser Ausbildungs- 
ordnungen wird ein weiteres zentrales Merk- 
mal des deutschen Berufsausbildungssys- 
tems deutlich, nämlich seine sozialpartner- 
schaftliche Struktur. An diesem Verfahren, 
wie auch in allen anderen Institutionen und 
Ausschüssen, die mit Fragen der Berufsaus- 
bildung befasst sind,werden sowohl Arbeit- 
geber- als auch Arbeitnehmervertreter bzw. 
die Gewerkschaften paritätisch beteiligt. 
Die Dualität der Ausbildung vollzieht sich - 
ebenso wie bei der inhaltlichen Planung - 
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auch bei der Finanzierung des Berufsausbil- 
dungssystems. Während der Staat die Res- 
sourcen für die Finanzierung der Berufsschu- 
len bereit stellt, zahlen die Betriebe ihren 
Auszubildenden eine Vergütung, die - 
anders als Löhne und Gehälter - nicht allein 
die Funktion eines Entgelts für im Betrieb 
geleistete Arbeit hat, vielmehr soll sie dem 
Auszubildenden auch eine finanzielle Hilfe 
zur Durchführung der Berufsausbildung si- 
chern. Bei der Festlegung der Ausbildungs- 
vergütungen wird wiederum der Einfluss der 
Sozialpartner deutlich, denn deren Höhe 
wird im Rahmen von Tarifverhandlungen 
bestimmt (vgl. ebd.), das heißt, dass es keine 
gesetzliche Mindesthöhe für diese gibt. Je- 
doch variieren die Vergütungen sehr stark 
nach Wirtschafts- bzw. Tarifbereichen; im 
Durchschnitt machten die Ausbildungsver- 
gütungen im 3. Ausbildungsjahr 1999 32% 
der Ecklöhne für Facharbeiter aus. Die Zwi- 
schen- und Abschlussprüfungen sind bun- 
deseinheitlich geregelt, und dementspre- 
chend sind die erworbenen Zertifikate bun- 
desweit anerkannt. 
Diese Merkmale des dualen Systems bilden 
die wesentliche Grundlage für dessen hohe 
Stabilität und -wenn auch sinkender - Ak- 
zeptanzvon Seiten der Arbeitgeber und der 
Schulabgänger. Nach wie vor beginnt der 
größteTeil der Jugendlichen nach Abschluss 
der allgemeinbildenden Schule eine be- 
triebliche Ausbildung (1992-1 997 57% eines 
Abgangsjahres). Die Begründung dafür, dass 
Betriebe in der Vergangenheit meist ohne 
staatlichen Druck ausreichend Ausbildungs- 
plätze angeboten haben,wird in der wissen- 
schaftlichen Diskussion - neben der Rekru- 
tierung und Ausbildung von Fachkräften 
zum eigenen Bedarf - darin gesehen, dass 
die Auszubildenden über international 
vergleichsweise niedrige Ausbildungsvergü- 
tungen ihre Ausbildung mitfinanzieren. 
Frankreich:verschult und zentralisiert 
Im Gegensatz zur deutschen dualen Berufs- 
ausbildung lässt sich das französische Be- 
rufsausbildungssystem als ein sequentielles 
charakterisieren,da die Vorbereitung auf das 
Arbeitsleben weitgehend innerhalb des all- 
gemeinbildenden Schulsystems erfolgt. 
Nach Abschluss der Sekundarstufe 1 (9. 
Schuljahr) besteht die Möglichkeit, im be- 
rufsbildenden Schulwesen innerhalb von 
zwei Jahren ein Berufsbefähigungszeugnis 
(CAP) oder ein Berufsbildungszeugnis (BEP) 
zu erwerben oder innerhalb von vier Jahren 
ein berufsorientiertes Abitur abzulegen. 
Das Certificat diAptitude Professionelle 



(CAP) attestiert die Qualifikation zur Ausü- 
bung eines Berufs, während das Brevet 
d'Etudes Professionelles (BEP) für ein größe- 
res Berufsfeld qualifiziert. 
Darüber hinaus gibt es das technologisch- 
fachliche Schulwesen, in dem die Abschlüsse 
mit dem Fachabitur vergleichbar sind, und 
auch die Hochschulen bieten auf allen Ni- 
veaus berufsqualifizierende Studiengänge an. 
Neben dem CAP und dem BEP besteht auch 
die Möglichkeit, eine Lehre zu absolvieren, 
die der dualen Berufsausbildung ähnelt. 
Allerdings spielt diese quantitativ eine eher 
geringe Rolle, da die französische Tradition 
eine Lehre nur für diejenigen vorsah, die 
nicht über die Fähigkeiten verfügten, im all- 
gemeinbildenden Schulwesen bis zum Abi- 
tur zu verbleiben. Dem gegenüber wurden 
in den 80er Jahren aufgrund der seit den 
70er Jahren permanent hohen Jugendar- 
beitslosigkeit nach und nach eine Vielzahl 
staatlicher Maßnahmen eingeführt, die die 
berufliche Eingliederung erleichtern sollten. 
Seit 1974 wurden insgesamt ca.fünfzig Maß- 
nahmen eingeführt,von denen aktuell zehn 
noch angewendet werden. Normalerweise 
werden diese als Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik bezeichnet, allerdings 
werden sie hier - aufgrund ihrer großen Be- 
deutung für die berufliche Eingliederung Ju- 
gendlicher - in die Darstellung des Ausbil- 
dungssystems integriert. 
Die staatlichen Maßnahmen lassen sich im 
wesentlichen in drei Gruppen einteilen: 
- hoch subventionierte Arbeitsplätze im öf- 
fentlichen Sektor (Contrats d'Emploi Solida- 
rite - CES) überwiegend für gering Qualifi- 
zierte, 

- Betriebspraktika und alternierende For- 
men,die betriebliche und schulische Ausbil- 
dung verknüpfen (Contrat de Qualification, 
Contrat diAdaption) und 
- indirekte staatliche Subvention von Ar- 
beitsplätzen durch die Befreiung der Betrie- 
be von Sozialabgaben für Jugendliche. 
Flankiert wurden die Maßnahmen 1989 
durch die Einführung des ,,individuellen 
Rechts auf Ausbildung", durch das versucht 
wurde, zielgerichtete Qualifizierung zu er- 
möglichen und alle Maßnahmen in einem 
kohärenten Rahmen zu integrieren. Dies 
spiegelt in besonderem Maße die starke Rol- 
le des Staates wider: Die Verantwortung für 
die berufliche Qualifizierung wird nicht - wie 
in Deutschland - durch das Zusammenspiel 
zwischen Sozialpartnern und Staat über- 
nommen,sondern der Staat übernimmt die- 
se weitgehend ohne Beteiligung der Arbeit- 
geber und Gewerkschaften. 
Auch bei der Finanzierung der Berufsausbil- 
dung und der beruflichen Eingliederung 
übernimmt der Staat die Hauptverantwor- 
tung. Er stellt die finanziellen Ressourcen für 
das Schulsystem bereit und befreit die Ar- 
beitgeber von Sozialabgaben während der 
Ausbildungszeit. Die Belastung der Arbeit- 
geber beschränkt sich auf die Zahlung einer 
Lehrlingsabgabe in Höhe von 0,5% der jähr- 
lichen Lohn- und Gehaltssumme und einer 
Abgabe für die angeführten alternierenden 
Ausbildungsformen, mit denen die,,LöhneU 
der Jugendlichen in den entsprechenden 
Maßnahmen finanziert werden. Diese wer- 
den nicht in Tarifverhandlungen vereinbart, 
sondern werden in Abhängigkeit des Alters 
der Jugendlichen und je nach Maßnahme 

Abbildung 1: 
Gesamtarbeitslosigkeit und  Jugendarbeitslosigkeit 1990-1 999* 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien 

Gesamtarbeitslosigkeit: Jugendarbeitslosigkeit: 
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als prozentualer Anteil des nationalen Min- 
destlohns (SMIC) festgelegt. 
Demnach kann man das französische Ausbil- 
dungssystem im wesentlichen als ein,,staat- 
liches, zentralisiertes Einheitssystem" be- 
zeichnen. Der Staat übernimmt die Initiative 
bei der Eingliederung Jugendlicher in den 
Arbeitsmarkt, zum einen durch die Sicher- 
Stellung und Finanzierung des Bildungswe- 
Sens insgesamt, zum anderen durch die Fi- 
nanzierung von zusätzlichen Maßnahmen 
zur Qualifizierung außerhalb des regulären 
Bildungssystems. Zwischen 1986 und 1994 
lag die Zahl der Jugendlichen, die nach der 
Schulzeit eine staatliche Maßnahme absol- 
vierten, permanent zwischen 600.000 und 
950.000 und man kann daher von einer sys- 
tematischen,,Zwischenschaltung" bzw.auch 
von einer lnstitutionalisierung des Über- 
gangs in das Berufsleben sprechen. 

Großbritannien: dereguliert und markt- 
orientiert 
Ebenso wie das französische Berufsausbil- 
dungssystem lässt sich auch das britische als 
sequenziell charakterisieren, jedoch erfolgt 
hier die Vermittlung beruflicher Qualifikatio- 
nen nicht bereits im regulären Bildungssys- 
tem, sondern diese werden im Wesentlichen 
,,on the job" erworben, d.h. dass Berufsaus- 
bildung in eigens dafür eingerichteten Schu- 
len eher unüblich ist. 
Die Ausbildung in den Betrieben ist - anders 
als in Deutschland - wenig standardisiert,was 
vor allem auf die unklare Kompetenzauftei- 
lung zwischen den verschiedenen staatlichen 
und regionalen Stellen zurückzuführen ist. 
Mit der Einführung der sog. National Vocatio- 
nal Qualifications (NVQs) wurde zu Beginn 
der 90er Jahre der Versuch unternommen,ei- 
nen transparenten Rahmen zur Standardisie- 
rung beruflicher Qualifikationen zu schaffen. 
Die NVQs können auf fünf abgestuften Ni- 
veaus erworben werben, die den Auszubil- 
denden bestimmte Kompetenzen bescheini- 
gen, die sie in ihrem Betrieb nachgewiesen 
haben. Das Verfahren der Entwicklung und 
Anerkennung eines NVQs ist sehr kompliziert, 
da bis zur allgemeinen Anerkennung durch 
das National Council forvocational Qualifica- 
tions (NCVQ) eine Vielzahl unterschiedlicher 
Akteure involviert sind. 
Besondere Bedeutung innerhalb dieses Sys- 
tems kommt den Training and Enterprise 
Councils (TECs) im Hinblick auf regionale 
Ausbildungsfragen zu, die 1989 eingerichtet 
wurden und deren Aufgabe es ist, Unterneh- 
men dazu zu bringen, sich angemessen an 
der Berufsbildung zu beteiligen. Sie werden 
von leitenden Angestellten der lokalen Fir- 
men geleitet, Gewerkschafts- bzw. Arbeit- 
nehmervertreter spielen darin keine Rolle. 
Dies entspricht der traditionellen britischen 
Auffassung, dass Ausbildung einzig Aufgabe 
der Arbeitgeber ist. 
Neben dieser auf Freiwilligkeit der Arbeitge- 
ber basierenden Möglichkeit, formale Be- 



rufsqualifikationen zu erwerben, wurde zu 
Beginn der 80er aufgrund steigender Ju- 
gendarbeitslosigkeit das Youth Training 
Scheme (YTS) eingeführt, ein einjähriges 
Programm, bei dem Firmen finanzielle Un- 
terstützung für die Ausbildung Jugendlicher 
erhielten. Dies wurde 1990 umgewandelt in 
ein in bezug auf die Dauer flexibleres Trai- 
ningsprogramm (Youth Training - YT), das 
von den TECs verwaltet wird. Im Rahmen 
dieser Programme werden Qualifikationen 

I auf den Niveaus,,eins" und,,zwei" der NVQs, 
d.h. auf den beiden niedrigsten Stufen, er- 
worben. Seit Mitte der 90er wird YT 
schrittweise durch landesweite Ausbil- 
dungs- und moderne Lehrprogramme er- 
setzt, die auch die Qualifizierung bis zum 
NVQ-Niveau drei vorsehen. 
Während der Ausbildung im Rahmen der 
NVQs erhalten die Jugendlichen einevergü- 
tung,die in Abhängigkeit des Alters festge- 
legt wird und nur geringfügig unterhalb des 
Lohns für gleichaltrige Arbeitnehmer liegt. 
Geschätzt wird, dass die Ausbildungsvergü- 
tungen zwischen 70 und 90% der Facharbei- 
terlöhne ausmachen. Jugendliche, die ihre 
Ausbildung im Rahmen von YT absolvieren, 
verdienen deutlich weniger. Allerdings be- 
steht der Anreiz zur Teilnahme an YT darin, 
dass die Vergütung höher als die Arbeitslo- 
senunterstützung ist; zudem geht der An- 
spruch auf diese verloren, wenn die 16 bis 
18jährigen einen angebotenen Ausbil- 
dungsplatz ablehnen. 
Zwischen 1990 und 1995 nahmen bis zu 
300.000 Jugendliche an YT teil. Damit wird 
die Ambivalenz des britischen Ausbildungs- 
Systems deutlich: Auf der einen Seite kann 
das System als marktorientiert bezeichnet 
werden, da berufliche Qualifizierung weder 
für die Arbeitgeber noch für die Arbeitneh- 
mer gesetzlich vorgeschrieben bzw. gere- 
gelt ist und eine sozialpartnerschaftliche 
Struktur, wie sie in Deutschland anzutreffen 
ist, nicht existiert. Auf der anderen Seite wur- 
de und wird allerdings von staatlicher Seite 
immer wieder versucht, durch Programme 
und Maßnahmen, Berufsqualifikationen zu 
vermitteln. 

Warum scheint das duale System überle- 
gen? . In der wissenschaftlichen Diskussion erge- 
ben sich aus den dargestellten Elementen 
eine Reihe von Gründen, warum das duale 
System bei der Eingliederung Jugendlicher 
in den Arbeitsmarkt erfolgreicher zu sein 
scheint als andere Systeme. 
Zum einen erfolgt während der Ausbil- 
dungszeiten im Betrieb die Vermittlung von 
praktischen Kenntnissen am Arbeitsplatz, 
und während der Schulzeiten werden be- 
rufsbezogene und -übergreifende theoreti- 
sche Ausbildungsinhalte, die nicht an den 
Ausbildungsbetrieb gebunden sind,vermit- 
telt. Damit erwerben die Jugendlichen eine 
Einstiegsoption in den Ausbildungsbetrieb 

nach abgeschlossener Ausbildung, können 
aber auch innerhalb ihres Berufsfeldes den 
Betrieb wechseln. Unterstützt wird dies 
insbesondere durch die relativ hohe Aussa- 
gekraft der erworbenen Abschlusszertifika- 
te, die aufgrund der Standardisierung der 
Ausbildungsordnungen für potenzielle Ar- 
beitgeber signalisieren, dass ein fest vorge- 
gebener Leistungsstandard erreicht wurde. 
Der Vorteil der auf Sozialpartnerschaft ange- 
legten Struktur des deutschen Berufsausbil- 
dungssystems resultiert vor allem daraus, 
dass es von Seiten der Gewerkschaften eine 
hohe Sensibilität für Fragen der Qualifizie- 
rung von Jugendlichen gibt,die zu höherem 
Druck auf die Arbeitgeber, Ausbildungsplät- 
ze bereit zu stellen, führt. Die Begrenzung 
der Ausbildungskosten, die Übernahme der 
Kosten für die schulische Ausbildung durch 
die öffentliche Hand und das arbeitgebersei- 
tige Interesse an qualifizierten Arbeitskräf- 
ten bilden die Grundlage dafür,dass sich die 
Unternehmen - bisher zumindest - am Sys- 
tem beteiligen. Die Jugendlichen akzeptie- 
ren die vergleichsweise niedrigen Ausbil- 
dungsvergütungen, weil sie davon ausge- 
hen können,am Ende ihrer Ausbildung über 
festgelegte und ,,marktfähigen Qualifikatio- 
nen zu verfügen, die ihre Chancen auf einen 
Arbeitsplatz wesentlich verbessern. 
Dagegen besteht das Hauptproblem des 
französischen Bildungssystem in der im 
Vergleich mangelhaften Verknüpfung 
schulischer (Berufs-) Ausbildung mit der Ar- 
beitswelt in den Betrieben,d.h.JugendIiche 
verfügen zwar als Schulabgänger über the- 
oretische Kenntnisse über einen Beruf oder 
ein Berufsfeld, praktische Fähigkeiten und 
Kenntnisse über Betriebsabläufe etc. müs- 
sen allerdings erst noch erworben werden. 
Dies geschieht dann allerdings unter Zah- 
lung von ,,normalenn Löhnen und nicht zu 
niedrigeren Ausbildungsvergütungen in 
Form eines prozentualen Anteils am Min- 
destlohn. 
Die zahlreichen und systematisch zwischen 
den Schulabschluss und eine feste Arbeits- 
stelle geschalteten staatlichen Maßnahmen 
zur beruflichen Eingliederung sollten dazu 
dienen, berufspraktische Erfahrung in einem 
Betrieb zu sammeln. Jedoch lässt sich fest- 
stellen, dass diese Programme, neben 
zweifelsohne positiven Effekten u.a. durch 
die bessere Abstimmung von Arbeitsange- 
bot und -nachfrage, die Chancen für gering 
qualifizierte Jugendliche nicht wesentlich 
verbessert haben. 
Allerdings spielen in Frankreich nicht alleine 
diese qualitativen Probleme des Systems 
eine Rolle. Betrachtet man die Struktur der 
Schulabgänger, kann man feststellen,dass - 
weitestgehend bedingt durch die steigende 
Arbeitslosigkeit und wachsende Qualifikati- 
onsanforderungen des Arbeitsmarktes - die 
Bildungsbeteiligung und damit auch das 
Qualifikationsniveau der Schulabgänger in 
den letzten Jahrzehnten kontinuierlich an- 

stieg. Aufgrund dessen, dass die parallel 
dazu steigende Nachfrage nach qualifizier- 
ten Arbeitskräften nicht ausreichte, die gut 
ausgebildeten jungen Arbeitskräfte zu ab- 
sorbieren, entwickelte sich auch beim Zu- 
gang zu den staatlichen Maßnahmen eine 
starke Hierarchie: Je qualifizierter die Perso- 
nen sind, umso leichter haben sie Zugang zu 
Maßnahmen, die den Ruf haben, ausbil- 
dungsintensiv zu sein. Dies bedeutet, dass 
durch dieses System für die Jugendlichen, 
die durch fehlende schulische Qualifikatio- 
nen ohnehin die schlechtesten Aussichten 
auf eine Beschäftigung haben, die Unter- 
schiede hinsichtlich der Beschäftigungsfä- 
higkeit durch die Maßnahmen eher noch 
vergrößert werden, bzw. sie noch weiter in 
die,,precariteU gedrängt werden. Man kann 
also davon ausgehen, dass, obwohl es in 
Frankreich keinen ,,Ausbildungsstellen- 
markt" wie in Deutschland gibt, die erste 
Schwelle für Jugendliche darin besteht, in 
eine ,,guteu Maßnahme einzumünden, die 
die Beschäftigungsaussichten an der zwei- 
ten Schwelle,also dem Eintritt in ein stabiles 
Arbeitsverhältnis,wirklich verbessert. 
Anders gelagert sind dagegen die Probleme 
des Berufsausbildungssystems in Großbri- 
tannien. Die extreme ,,Marktorientierungl', 
d.h. die fehlende staatliche oder sozialpart- 
nerschaftliche Regulierung des Ausbil- 
dungssystems, führt dazu, dass berufliche 
Qualifikationen zwar als hilfreich aber nicht 
unbedingt erforderlich beim Einstieg ins Er- 
werbsleben gesehen werden. Die Iängerfris- 
tige Perspektive rückt damit sowohl für die 
Jugendlichen als auch für die Unternehmen 
zunächst in den Hintergrund. 
Im Gegensatz zu Deutschland gibt es hier 
mit den NVQs einen nur ansatzweise institu- 
tionalisierten Rahmen, innerhalb welchem 
Berufsqualifikationen,,on the job" erworben 
werden können. Das wesentliche Problem 
besteht darin, dass der Qualifikationserwerb 
an den Arbeitsplatz gebunden ist und dem- 
entsprechend kein Verständnis für ein brei- 
teres Aufgabenfeld vermittelt wird. Diese 
Vermittlung von betriebsspezifischen Quali- 
fikationen senkt die individuelle Flexibilität 
der Jugendlichen und damit die Bereitschaft, 
sich auf eine Ausbildung einzulassen. 
Allerdings resultiert daraus dann auch ein 
Desinteresse von Seiten der Arbeitgeber an 
formaler Qualifizierung,da diese nicht bereit 
sind, etwaige allgemein qualifizierenden Be- 
standteile einer Ausbildung über 
vergleichsweise hohe Löhne alleine zu tra- 
gen. 
Zwar war es das erklärte Ziel von YT,durch die 
Zahlung von Subventionen an Arbeitgeber 
und die Sanktionierung der Jugendlichen bei 
Nicht-Teilnahme, die Ausbildungsbereit- 
Schaft zu erhöhen und die Jugendarbeitslo- 
sigkeit zu senken,allerdings kam es auch hier 
zu Mitnahmeneffekten,da viele Betriebe dies 
als ,,Screening-Mechanismus" für ohnehin 
einzustellende Arbeitskräfte nutzten.Ähnlich 



als vielmehr in der frühen Segmentierung 
des allgemeinbildenden Schulsystems. So 
kritisiert u.a. das International Labor Office 
(ILO), dass die Entscheidung zum Eintritt in 
eine duale Berufsausbildung meist bereits 
im Alter von zwölf Jahren, also mit der Ent- 
scheidung für den allgemeinbildenden 
Schulzweig, getroffen werde,da die spätere 
Durchlässigkeit kaum gegeben ist. Dieser 
Mangel kann prinzipiell nur durch ein ver- 
nünftiges integratives Schulsystem beho- 
ben werden, das die Neigungen und Talente 
von Jugendlichen klar herausarbeitet und 
sie bei der Berufswahl unterstützt. 
Die quantitative Erosion des Systems durch den 
Abbau an Ausbildungsplätzen kann jedoch nur 
gestoppt werden, wenn wir ausnahmsweise 
von Frankreich lernen und endlich die Umlage- 
finanzierung einführen. SPW 2 I 2003 
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wie in Frankreich kann man also auch für 
Großbritannien davon ausgehen, dass durch 
die ergänzenden Maßnahmen diejenigen mit 
den schlechtesten Beschäftigungschancen, 
d.h. gering qualifizierte Jugendliche, am we- 
nigsten davon profitiert haben. 

Versuche zur Ausweitung alternierender 
Ausbildungsformen kaum Erfolge zeigten. 
Der wesentliche Grund besteht wohl darin, 
dass bei der Einführung solcher Ausbil- 
dungsformen nicht berücksichtigt wurde, 
dass das Zusammenspiel von Staat, Arbeit- 
gebern und Gewerkschaften die Rahmenbe- 
dingungen für die Funktionsfähigkeit des 
Systems schafft. Ein solcher korporatistischer 
Ansatz würde allerdings sowohl dem franzö- 
sischen als auch dem britischen Verständnis 
davon,wer dieVerantwortung für die Ausbil- 
dung tragen sollte, nicht entsprechen. 
Der zentrale Mangel des dualen Systems 
liegt aus internationaler Perspektive weniger 
in der Ausgestaltung des Systems als solches 
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Einen detaillierten Überblick über und aktuelle Entwick- 
lungen der Systeme der Berufsausbildung liefert das 
Europäische Zentrum für die Förderung der Berufs- 
bildung (CEDEFOP) unter WWW.TRAININGVILLAGE,GR und 
WWW.CEDEFOP.GR. 

Grenzen der Übertragbarkeit und die 
Mängel des Systems aus internationaler 
Perspektive 
Wenn nun also das duale System der Berufs- 
ausbildung in Bezug auf die Eingliederung 
Jugendlicher in das Erwerbsleben ver- 
gleichsweise viele Vorteile bietet, stellt sich 
die Frage, warum die sowohl in Frankreich 
als auch in Großbritannien unternommenen 
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lem die sozialdemokratische Forderung Bi I d U n q sf  i n a nzi e ru n q U n d nach,,Unentgeltlichkeitl'. 
Konnten Arbeiterfamilien dem Versuch der 
politischen Disziplinierung durch Stipendien 
auf der Stufe der Volksschulen noch auswei- B i ldungsgerecht ig keit 
chen, so war dies auf der nächsten Bildungs- 
stufe, dem Gymnasium, völlig unmöglich. 
Den Besuch dieser Schulen zu bezahlen,ge- 

Von Christoph Ehrmann 
lang auch noch so sparsamen und opferbe- 

Der schwerwiegendste Verstoß ge- weiteren Ausbildung geeignet erachtet wer- reiten Eltern aus der Arbeiterschicht nicht. 
gen das Gebot der Chancengleichheit im Bil- den." Denn mit den Schulgeldern für den Gymna- 
dungswesen ist die gleiche Behandlung von Eine Beschränkung der Förderung auf ein- sialbesuch, 90 bis 100 Mark, wurden rd. 50 
Menschen mit ungleichen Voraussetzungen. kommensschwache Familien war nicht vor- Prozent der Schulkosten gedeckt. Aber nur 
Denn unter der Revolutionsfahne der egalite gesehen. ein Viertel der preußischen Bevölkerung ver- 

\ stabilisiert die gleiche Förderung von Un- Die weitgehende Umsetzung dieser Forde- fügte damals über ein Jahreseinkommen 
gleichem die Ungleichheit. Dass das konser- rungen in die Bildungspraxis führte im Ar- von mehr als 900 Mark. Entsprechend wir- 
vative Lager an der Aufrechterhaltung sol- beiter- und Bauernstaat DDRzu einer Selbst- kungsvoll war die soziale Selektion. 
cher Ungleichheiten stets ein starkes Inter- ergänzung der Akademiker in einem Aus- Wenn man aber diese Bildungsstufe durch- 
esse hatte,es gar zum konstitutiven Element maß,das schon etwas Feudalistisches an sich laufen hatte, ging es wieder moderat zu. 
aller Gesellschaften erklärte, ist hinlänglich hatte: Denn durch Studiengebühren mussten nur 
kritisiert worden.Aber es ist nicht zuletzt der Zum Vergleich: Zur gleichen Zeit lag diese noch etwa 20 Prozent der Universitätskosten 
Politik sozialdemokratischer und sozialisti- Selbstergänzungsquote unter Einschluss der gedeckt werden.Und Universitätsstipendien 
scher Parteien zu verdanken, dass die gute Fachhochschulen in der BRD (alt) bei knapp gab es für die zuvor Disziplinierten durchaus 
Vision von der Chancengleichheit im Bil- 40 Prozent. Nur bezeichnete sich die BRD in größerer Zahl, wenn auch häufig nur für 
dungswesen zur GleichheitsfaIle,zur miesen auch nicht als ,,Arbeiter- und Bauernstaat" ein eingeschränktes Fächerspektrum. 
Praxis der Gleichbehandlung verkommen ist und fand die Selbstergänzung nicht ver- Das Schulgeld für den Volksschulbesuch 
und weiter verkommt. werflich. wurde in Deutschland noch im 19.Jahrhun- 

Wie kommt so etwas zustande? dert abgeschafft, das für den Besuch der 
Gleiche Volkserziehung? Und wie hängt das mit der Finanzierung des Gymnasien im Laufe der 50er Jahre des 20. 
Wie kam es dazu? Fangen wir bei dem Be- Bildungswesens zusammen? Jahrhunderts. Aber in den 2Oer Jahren und 
kannten an: Marx und Engels haben in ihrer In der Kaiserzeit,ausderdiezitierten und seit verstärkt nach 1945 hatten sozialdemokra- 
Kritikdes Gothaer Programms 1875 u.a.auch dieser Zeit heiliggehaltenen Parteitagsbe- tisch regierte Kommunen dafür Sorge getra- 
jenen Passus abgelehnt,der sich mit der,,All- schlüsse stammen, gen, dass die Zahl der 
gemeinen und gleichen Volkserziehung" war die eigentliche fi- Freiplätze an den 
und dem ,,Unentqeltlichen Unterricht" be- nanzielle Barriere für Unter der Revolutionsfahne Gymnasien stieg,alro - 
fasste. Ich zitiere etwas ausführlicher: das Erreichen eines der ~ ~ ~ l i t ~  stabilisiert die auch einkommens- 
,,Gleiche Volkserziehung? Was bildet man Hochschulabschlus- schwache Familien 
sich unter diesen Worten ein? Glaubt man, ses nicht der Aufwand gleiche Förderung von ihre Kinder zur höhe- 
dass in der heutigen Gesellschaft (und man für das Hochschulstu- Ungleichem die ren Schule schicken 
hat nur mit der zu tun) die Erziehung für alle dium, sondern es wa- konnten. In der Regel 
Klassen gleich sein kann? ren die Kosten des Ungleichheit. bekamen sie auch die 
,Unentgeltlicher Unterrichti.Wenn auch,,hö- Gymnasial besuchs. Lehrbücher kostenlos 
here" Unterrichtsanstalten ,unentgeltlicht 1888, dem letzten ausgeliehen. In eini- 
sind, so heißt das faktisch nur, den höheren Jahr, in dem in Preußen auch für den Besuch gen Landesverfassungen wie der hessischen 
Klassen ihre Erziehungskosten aus dem all- der Volksschulen noch Schulgeld genom- und der bremischen war dies ausdrücklich 
gemeinen Steuersäckel bestreiten. men wurde - 6 Pfennig pro Woche oder 2,40 vorgesehen worden. Auch im Artikel 26 
Der Paragraph über die Schulen hätte Reichsmark im Jahr - betrug der Anteil der Abs.2 der DDR-Verfassung von 1968 heißt es 
wenigstens technische Schulen (theoreti- Schulkosten, die mit diesen Beiträgen ge- noch: ,,Ausbildungsbeihilfen und Lernmittel- 
sche und praktische) in Verbindung mit der deckt werden konnten,etwa 20 Prozent. freiheit werden nach sozialen Gesichtspunk- 
Volksschule verlangen sollen." Nun muss man wissen, dass es zahlreiche tengewährt." 
Statt den Mahnungen der,,Alten in London", wohltätige Stiftungen gab, in Hamburg z.B 
wie Bebel sie nannte, zu folgen, setzte die weit über 100, die für Jungen und Mädchen Kostenlos für alle - wer profitiert? 
Sozialdemokratie mit dem Erfurter Pro- aus dem Volke diese Schulgelder übernah- Das aber,nämlich die gezielte Förderung tat- 
gramms von 1891 noch eins drauf: men.Allerdings nur für wohlgeratene Schü- sächlich Bedürftiger, reichte den sozialde- 
,,Unentgeltlichkeit des Unterrichts,der Lehr- lerinnen und Schüler. Diese Stipendien wa- mokratischen und sozialistischen Bildungs- 
mittel und der Verpflegung in den öffentli- ren also nicht nur wohltätig, sondern auch politikerinnen und Bildungspolitikern, 
chen Volksschulen sowie in den höheren Bil- ein Mittel der Disziplinierung, sowohl der zumeist Lehrerinnen und Lehrern, nicht.Sie 
dungsanstalten für diejenigen Schüler und Kinder als auch oder sogar vor allem der El- verkündeten, dass das Bildungsrecht ein 
Schülerinnen,die kraft ihrer Fähigkeiten zur tern.Dagegen richtete sich denn auch vor al- Bürgerrecht sei und daher für alle kostenlos 

zugänglich sein müsse.Was so ganz neben- 
bei den Vorteil hatte, dass dann auch sie,die 
sie längst den einkommensschwachen 

Christoph Ehrmann, Tätigkeiten beim Deutschen Bildungsrat, Fernuniversität Hagen, Bundesins- Schichten entwachsen waren,von dieser so- 
titut für Berufsbildung, 1986- 1994 Leiter des Amtes für Berufs- und Weiterbildung derschulbehör- zialen Errungenschaft für die Bedürftigen 
de Hamburg, 1994- 1997 Staatssekretär im Kultusministerium Mecklenburg-Vorpommern. würden profitieren können. 
Referat auf der Tagung,,Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit? Wege aus einem alten Nun waren aber in den 50er Jahren längst 
Schulsystem" von ProMS Norddeutschland und Jusos Lübeck am 18. Januar2003 in Lübeck zwanzig bis dreißig Prozent der Schüler- 
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innen und Schüler an Gymnasien von Schul- ganz 22 £ pro Person und Jahr oder 1,80 € 
geldzahlungen befreit und konnten sich pro Kind und Monat. Dies ist erkennbar kei- 
auch die Lernmittel über die Schülerhilfsbü- ne ernstzunehmende Förderung bildungs- 
chereien besorgen. Das Gleiche galt für die ferner Schichten. Und keine der heute ihre 
Studiengebühren. Hier hatten die Kultusmi- Kinder zu weiterführenden Schulen schi- 
nister vereinbart, dass dreißig Prozent aller ckenden Eltern würde diese Entscheidung 
Studierenden zu befreien seien.Dazu qehör- unterlassen, wenn sie die 22 € im Jahr auch 
ten vor allem Stipendienempfänger und noch zahlen müssten.Allerdings würde man 
weitere,die sich nach Auffassung der Univer- mit 273 Millionen £,würden sie gezielt ein- 
sitäten als würdig und bedürftig erwiesen. gesetzt,durchaus Bildungsförderung betrei- 
Von den neuen Errungenschaften - der ben können. In Hamburg hätte man dann 
Schulgeld- und Studi- 5,6 Mio € mehr zur 
engebührenbefrei- Verfügung, in Schles- 
ung und der Lernmit- Der Anteil der Arbeiterkin- wig-~01stein 7,7 und 
telfreiheit - konnten der unter den Studienan- in Mecklenburg-Vor- 
also nur jene profitie- pommern 4,l und in 
ren, die zuvor ent- fängern lag 1979 Um das Niedersachsen gar 
sprechende Zahlun- Zweieinhalbfache über 22.0 Millionen €. 
gen hatten leisten Die von den Marktfor- 
müssen, also die nach dem von 1966167. schungsinstituten er- 
damaligen Verständ- mittelten Gelder, die 
nis Besserverdienen- Kindern und Jugend- 
den. Da die Abschaffung den einkommens- lichen im schulpflichtigen Alter im Jahr 2002 
schwachen Schichten also keinerlei Nutzen zur weitgehend freien Verfügung standen, 
brachte, stieg auch die Bildungsteilnahme werden mit 15 Mrd. £ beziffert. Das i s t  das 
dieser Bevölkerungsgruppe nicht.Aber dar- 70-fache dessen, was den Familien an Aus- 
um ging es ja auch nicht. Erreicht werden gaben für Schulbücher angeblich nicht zu- 
sollte ja, dass die einkommensschwächeren gemutet werden darf, weil sonst die Bil- 
nicht weiterhin geringer belastet werden. dungsbereitschaft dramatisch zusammen zu 
Alle sollten gleich gering belastet werden. brechen und die soziale Segregation unge- 
Neben der angenehmen Auswirkung auf die ahnte Schärfen zu erreichen drohe. 
Geldbeutel der Besserverdienenden hatte Nun muss man anerkennen, dass Sozialde- 
und hat dieses scheinsoziale Geschenk bis mokraten und Gewerkschaften von den spä- 
heute aber auch deutlich negative Auswir- ten 50er bis zu den frühen 70er Jahren, wie 
kungen, nämlich auf die Landeshaushalte. viele andere auch berauscht von dem unge- 

brochenen weltweiten Wirtschafts- und 
Auswirkungen auf die Bildungshaushalte Wohlstandwachstum seit dem Ende des 2. 
Die öffentlichen Schulbuchausgaben betru- Weltkriegs, nicht nur für die Abschaffung 
gen 2001 bundesweit 273,5 Millionen €. Das von Schulgeldern und Studiengebühren 
sind, da von dieser Segnung ja alle profitie- und für die Lernmittelfreiheit eintraten. Der 
ren sollen, bei rd. 10 Millionen Schülerinnen DGB forderte 1972 in seinem,,Bildungspoliti- 
und Schülern in allgemeinbildenden und 2,6 schen Vorstellungen" die Übernahme der 
Millionen in berufsbildenden Schulen nicht Weiterbildung in die öffentlicheverantwor- 

tung und Finanzierung. Und Nordrhein- 
Westfalen verabschiedete z.B. im gleichen 
Jahr ein Kindergartengesetz, in dem der 
schrittweise Abbau der Kita-Beiträge vorge- 
sehen war. 
Die weltwirtschaftliche Entwicklung in der 
Folge des Vietnam-Krieges verhinderte die 
Realisierung solche Wünsche. Dass die frü- 
heren Schenkungen beibehalten wurden, 
mochte zunächst noch mit der Hoffnung auf 
andere, bessere Zeiten begründbar sein. 
Dass die Kostenverteilung aber heute noch 
praktiziert wird, obwohl sie weit weniger zur 
Steigerung der sozialen Gerechtigkeit bei- 
trägt als dies eine Gebührenbefreiung im 
Kita-Bereich z.B. bewirken würde, ist denn 
nichts als reaktionäre Politik im alleinigen In- 
teresse der besitzenden Klassen und ihrer 
Claqueure unter den kleinbürgerlichen Auf- 
steigern. 

Schüler-Bafög und seine Folgen 
Aber bald stellte sich heraus,dass mit dieser 
Art der Gleichbehandlung, nämlich der Ab- 
schaffung von Mehrbelastungen der Ein- 
kommensstarken, das Ziel nicht erreicht 
werden konnte. Es musste auch die gezielte 
Förderung von Einkommensschwachen so 
rasch wie möglich,,platt gemacht" werden. 
Denn es gab eine Errungenschaft aus den 
ersten Jahren der sozialliberalen Koalition, 
die ein wirkungsvoller Schritt zu mehr sozia- 
ler Gerechtigkeit im Bildungswesen war, - 
und die gerade deshalb auch 1982 von der 
KohlIGenscher-Wenderegierung sofort ab- 
geschafft wurde. Ich meine das Bafög und 
hier insbesondere das Schüler-Bafög. 
Die Stipendienprogramme alter Art beruh- 
ten und beruhen auf der Idee der Schen- 
kung, des Gewährens einer Vergünstigung, 
zunächst durch den Landesherrn, dann 
durch die Kirche, schließlich auch durch 
wohltätige oder partei- und gewerkschafts- 
nahe Stiftungen. 
Mit dem Bundesausbildungsförderungsge- 
setz wurde die Förderung eine grundlegend 
andere. Gegen den heftigen Widerstand der 
CDUICSU setzte die sozialliberale Koalition 
1970 durch,dass jeder junge Mensch,der die 
schulischen Voraussetzungen zum Besuch 
einer zur Hochschulreife führenden Sekun- 
darstufe II erfüllte, dieses auch tun können 
und entsprechend gefördert werden solle. 
Im Kern war das nichts anderes als die endli- 
che Einlösung eines Verfassungsgrundsatz, 
der z.B. in der Bayrischen Verfassung so lau- 
tete: 
Art. 128: ,,Jeder Bewohner Bayerns hat An- 
spruch darauf, eine seinen erkennbaren Fä- 
higkeiten und seiner inneren Berufung ent- 
sprechende Ausbildung zu erhalten. 
(2) Begabten ist der Besuch von Schulen und 
Hochschulen, nötigenfalls aus öffentlichen 
Mitteln zu ermöglichen." 
Es ging hier um Begabte,nicht nur um Hoch- 
begabte.Und es ging also nicht mehr um Be- 
lohnung oder Erkaufen von Wohlverhalten, 
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sondern um die finanzielle Absicherung des 
Rechts auf Bildung. 
Das Schüler-Bafög setzte zudem an einer 
Stelle an, die den bislang weitgehend aus 
dem Bildungsbürgertum stammenden Bil- 
dungsverwaltern und Kultuspolitikern ent- 
gangen war. Erst die vielen Gespräche in 
Dörfern und Betrieben im Rahmen der stu- 
dentischen Bildungswerbungskampagnen 
der 60er Jahre und die Beteiligung von Ge- 
werkschaftern an der Bundesregierung seit 
1966 hatten dem Argument Gehör ver- 
schafft,dass es nicht das Schulgeld war,auch 
in der Vergangenheit nicht, dass die Eltern 

3 davon abgehalten hatte, ihre Kinder auf wei- 
terführende Schulen zu schicken. Sondern 
dass es das entgangene Einkommen plus die 
mit dem Alter der Kinder steigenden Kosten 
für deren Unterhalt waren,die die Entschei- 
dungen gegen die Fortsetzung des schuli- 
schen Bildungsgangs nach Abschluss der 
Vollzeitschulpflicht bestimmten. 
Ich bin im Ruhrgebiet aufgewachsen und 
weiß deshalb, was meine Altersgenossen 
schon in den 50er Jahren vom Pütt an Bar- 
geld mit nach Hause brachten. Selbstver- 
ständlich lieferten sie zu Hause einen nen- 
nenswerten Teil als,,Kostgeldn ab und kauf- 
ten sich ihre Kleidung allemal selbst. Sie la- 
gen also den Eltern ab 15 nicht nur nicht 
mehr auf dieTasche,sondern trugen für eine 
Reihe von Jahren, bis zur Hochzeit, Erhebli- 
ches zum Familieneinkommen bei. 
Das Schüler-Bafög sprang genau hier ein. Es 
versorgte die Schüler und Schülerinnen mit 
bis zu rd. 400 DM, mit denen unter Berück- 
sichtigung des Kindergelds weitgehend die 
Kosten des weiteren Schulbesuchs aufge- 
fangen werden konnten. Und das Schüler- 
Bafög bewirkte genau das, was man sich er- 
hofft hatte: Die Übergangszahlen in die zur 
Hochschulreife führende Sekundarstufe II 
schnellten hoch. Eine Förderung nach dem 
Honnefer Modell erhielten Ende der 60er 
Jahre nur noch weniger als 15 Prozent der 
Studierenden.Schüler-Bafög erhielten 1975 
aber mehr als 40 Prozent der Schülerinnen 
und Schüler der zur Hochschulreife führen- 
den Sek II und Bafög sogar mehr als 43 Pro- 
zent der Studierenden. Die Wirkung war 
phänomenal. Der Anteil der Arbeiterkinder 
unter den Studienanfängern lag 1979 um 
das Zweieinhalbfache über dem von 19661 
67.ln nur 12 Jahren war ervon 5,7 auf 14 Pro- 
zent gestiegen. Dazu hatte auch die Aufstu- 
fung einiger Fachschulen zu Fachhochschu- 
len beigetragen. Aber die weitere Entwick- 
lung und schließliche Abschaffung dieser 
Förderung zeigt,dass der Faktor,,Schüler-Ba- 
fög" ein entscheidender war in dem ehrli- 
chen Bemühen, ,,mehr Demokratie zu wa- 
gen." 
Dass es vor allem um die Finanzierung des 
Lebensunterhalts und die Sicherung des Fa- 
milieneinkommens gehen muss,wenn man 
die Bildungsteilnahme fördern will, hätten 
eigentlich alle, die jemals Oliver Twist gele- 

Sen hatten,wissen müssen.Aber auch heute Bereich der politischen Bildung, allerdings 
schaut man fast nur in staunende Gesichter, sehr viel sparsamer ausgestaltet, sollten 
wenn man von einer - nicht repräsentativen dann die Bildungsurlaubsgesetze der Län- 
- Befragung von Schülern und Schülerinnen der ab 1974 bringen. 
der Sek II an drei Berliner OberschulenIGym- Der Erfolg des AFG war durchschlagend.Jun- 
nasien aus dem Jahr 2001 berichtet, die er- ge Männer,vor allem, bildeten sich in großer 
brachte,dass etwa 20 Prozent vorrangig des- Zahl fort, machten für zwei Jahre einen Ar- 
halb arbeiteten, weil sie einen Beitrag zum beitsplatzfrei und konnten trotzder steigen- 
Familieneinkommen leisten mussten. Wir den Arbeitslosigkeit relativ sicher sein, mit 
haben verlernt, im Bildungsbereich auf die der neuen Qualifikation im gleichen oder ei- 
wachsende Armut inTeilen der Bevölkerung nem anderen Betrieb einen neuen Arbeits- 
zu achten. Beim Einkommen von Studien- platzzu finden. 
ratsehepaaren mit,,A 28" auch kein Wunder. Ein solches Verhalten bringt aber nicht nur 
„Das gesellschaftliche Sein bestimmt das Be- Freunde, ist es doch auch eine offene, wenn 
wusstsein." auch nonverbale Kritik an allen, die sich 

nicht fortbilden.50 wurde denn auch diesen 
Förderung nach dem AFG jungen Leuten vorgehalten, sie machten 
Die Erkenntnis, dass eine die sozialen Barrie- sich mit Versicherungsgeldern eine faulen 
ren überwindende Bildungsfinanzierung bei Lenz, schließlich sei Lernen keine Arbeit. 
der Förderung der Bildungszeit der Teilneh- Auch die Bafög-finanzierten Studenten de- 
merinnen und Teilnehmer ansetzen müsse, monstrierten ja nur rum und spielten Revo- 
war auch der Grund dafür, im Arbeitsförde- luzzer mit Steuergeldern. Die seit drei Jahr- 
rungsgesetz 1969 die zweckmäßige Förde- zehnten spürbare Abwertung von Lernen als 
rung von Fortbildung und Umschulung,also einem nur wenig getarnten Nichtstun hat 
der Förderung von Personen, die nicht ar- hier ihren Ursprung. 
beitslos oder unmittelbar von Arbeitslosig- Man müsse deshalb wie früher bei den Sti- 
keit bedroht waren, sondern sich aus freien pendien wieder mehr disziplinieren und 
Stücken für ein ,,Sab- Wohlverhalten ein- 
batjahr" oder auch fordern und das ge- 
zwei entschieden,vor- Wir haben verlernt, im schehe am besten 
zusehen. Das Arbeits- BildungSbereich auf die präventiv, indem die 
förderungsgesetz si- individuelle finanziel- 
cherte allen, die sich wachsende Armut in Teilen Ie Belastung jedes 
vollzeitlich fortbilden der Bevölkerung zu achten. einzelnen deutlicher- 
wollten, also die Meis- höht würde. So wur- 
terschule oder die den denn der Zu- 
Technikerschule besuchen wollten und des- schuss zunächst gesplittet in einen Zuschuss 
halb nicht erwerbstätig sein konnten,90 Pro- und einen Darlehensanteil, um schließlich 
Zent des letzten Nettolohnes sowie die den Zuschussanteil ganzzu kippen.Das alles 
Übernahme der Schulgelder zu. Das,,BafögU half nichts, die Zahl derjenigen, die diese 
für junge Facharbeiter.Es war die Zeit reif,für Möglichkeitzur Weiterbildung nutzten, blieb 
solche Gedanken. Eine Ergänzung für den fast ungebrochen hoch. Erst als auch die 
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Darlehensgewährung gestrichen und durch Hans-Böckler-Stiftung deutlich erhöht.Denn noch rd. 20 Prozent der Studierenden.Zwar 
das ,,Meister-Bafög" - korrekt trägt es die auf Stipendien hat man ja keinen Rechtsan- wurde der Darlehensanteil 1990 wieder auf 
Bezeichnung ,,Aufstiegsfortbildungsförde- Spruch, sondern muss sich ,,würdigu erwei- die Hälfte reduziert,aber eineVerschuldung 
rungsgesetz" - ersetzt wurde, sank die Fort- Sen. im Bereich von bis zu 10.000 ist bis heute 
bildungsbereitschaft rapide auf unter ein Schließlich wurde aus der AFG-Förderung gesetzlich vorgesehen. Während die Erhe- 
Drittel desl'ergleichszeitraums. Es gibt eben des,,Meister-Bafög". Das nun war Gleichbe- bung von 10.000 Studiengebühren,dievon 
viele Methoden, Bildungsbereitschaft zu un- handlung nach christlich-liberaler Art in den 60 Prozent Studierenden bzw. ihren El- 
terdrücken. Reinkultur: Studierende und angehende tern zu zahlen wären,die 1t.Studentenwerks- 

Meister bekamen beide zumindest um- statistikzu den 30 Prozent gehören,die über 
Reaktion auf die Fortschritte der 1970er gangssprachlich ,,Bafög1' und das Studium die höchsten Einkommen in Deutschland 
Die messbaren Erfolge waren es auch, die wurde, zumindest verfügen,einem sozia- 
das Bafög und vor allem das Schüler-Bafög wenn es um die Art len Kahlschlag gleich- 
zum Hauptangriffsziel der Reaktion mach- und Weise der Teil- PISA hat gezeigt, dass in kämen, glaubt man 
ten. Weil die Zahl und der Anteil der Hoch- na h m e f ö r d e r u n g  dem auch von der 
schulzugangsberechtigten stieg und ging, der beruflichen allen anderen Ländern - den der 

darunter der Arbeiterkinderanteil deutlich We i t e r b i l d U n g mit oder ohne Studienge- PD5 etc. mitgetrage- 
zunahm, bemühten sich die Besitzstands- gleichgestellt. Aber nen ,,Aktionsbündnis 
wahrer darum, diesen Zustrom von mögli- dennoch durfte na- bühren - der Zusammen- 

gegen Studiengebüh- 
chen Konkurrenten für ihren eigenen Nach- türlich kein Meister hanq zwischen sozialer renn. Währenddessen - 
wuchs zu stoppen. Der politischen und pu- studieren und keine fordert die PDS die Fa- 
blizistischen Vorbereitung diente die von der Ha U s W i r t  s C h a f  t s- Herkunft und Bildungs- milien-, d,h. einkam- 
letzten sozialliberalen Koalitionsregierung meisterin wurdezum Chancen deutlich geringer mensunabhängige 
auf Bundeseben eingesetzte so genannte Studium der Ökotro- Ausbildungsförde- 
,,Transfer-Enquete-Kommission", die sich mit phologie und keine ist im gebührenfreien rung für alle Studie- 
den Sozialtransfers - von der Sozialhilfe bis Krankenschwester Deutschland. rende, wahrscheinlich 
zum Bafög - befassen sollte und der von Sei- zum Studium der gefallen ihr die ausder 
ten der FDP als Begründung beigegeben Medizin zugelassen. DDR-Zeit bekannten 
wurde, dass mittlerweile sich das Arbeiten Soweit ging die Gleichstellung wieder nicht. Zahlen (s.Tabelle vorne) so gut. 
nicht mehr lohne,da man, ein gewisses Ge- Zum Studium berechtigt bleiben allein die PISA hat gezeigt,dass in allen anderen Län- 
schick vorausgesetzt,von den Transfers gut ,,Hochschulzugangsberechtigten", die nun dern - ob mit oder ohne Studiengebühren 
leben könne. Und die Schüler-Bafög-Emp- wieder nahezu alle der eigenen Klasse ange- und Schulgeldern - der Zusammenhang 
fänger ja auch deutlich schickere Klamotten hörten. zwischen der sozialen Herkunft und den Bil- 
trügen als die Kinder der,,Besserverdienen- dungschancen deutlich geringer ist als in 
den" usw. Folgen der Reaktion dem partiell gebührenfreien Deutsch1and.E~ 
Also wurde das Schüler-Bafög 1983 weg ge- Der Anteil der Abiturienten am Altersjahr- sind andere Faktoren als die Gebühren, die 
strichen, das Bafög wie die zweckmäßige gang stagniert seit 1985,als die letzte Grup- das deutsche Bildungswesen ins Abseits ge- 
Förderung voll auf Darlehen umgestellt.Nun pe der Schüler-Bafög-Geförderten die Sek ll bracht haben. 
waren endlich alle gleich: Keiner musste verließ. Der Anteil der Arbeiterkinder unter Ich komme zum Schluss und auf meine 
mehr zahlen und keiner bekam zusätzliche den Hochschulzugangsberechtigten liegt Eingangstabelle zurück. In der DDR wur- 
Förderung.Dafür aber wurden die Stipendi- heute unwesentlich höher als zu Beginn der den alle gleich gefördert. Die individuellen 
enfonds der parteinahen Stiftungen und der 70er Jahre. Studenten-Bafög erhalten nur und familiären Unterschiede aber waren - 

wie bei Menschen üblich - erheblich.Weil 
man meinte. mit der finanziell oleichen - - -  , ~ - -  - - -  

4 - -  - 

Förderung auch gleiche Chancen geschaf- 
fen zu haben und auf die anderen Unter- 
schiede nicht geachtet wurde, konnten die 
ungleichen familiären, kulturellen und in- 
dividuellen Voraussetzungen sowie die Be- 
sonderheiten im Umfeld voll durchschla- 
gen, weil sich niemand um eine Korrektur 
bemühte. 
Wir sind auf dem gleichen Weg. So lange So- 
zialdemokraten und Sozialisten im Westen 
noch bereit waren, von der Klassengesell- 
schaft zu reden, war damit untrennbar ver- 
bunden, dass sie fordern mussten, dass die 
klassenbedingten Ungleichheiten zumin- 
dest im Bildungswesen durch ungleiche För- 
derungen ausgeglichen würden. Und sie 
hatten und haben bis heute dabei auch die 
liberalen Länderverfassungen und das 
Grundgesetz auf ihrer Seite. Seit wir uns alle 
aber in der,,neuen Mitte" versammelt haben 
oder auf sie hindrängen, i s t  der Blick auf sol- 
che Klassenunterschiede - oder schichten- 
spezifische Benachteiligungen - offensicht- 
lich verstellt. SPW P 12003 
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Berufsor ient ierung und sozialer Um bau 
als sozialistisches Re fo rm konzept 
Das drohende Gespenst  - Jugendarbe i ts los igke i t  und se ine  Wirkung 
für die Zukunft von Jugend l i chen  - Ein Diskuss ionsbei t rag 

Von Ulf Banscherus, Tobias .Gombert und Björn Böhning 

I ,,Unsicher schlittern wir nun vorwärts. Unsi- 
cher und ängstlich, weil es nie eine wirkliche 
lnteressensfindung gegeben hat, unsere 
Köpfe wurden hervorragend trainiert, nur, 
was von dem Gelernten uns selbst angeht, 
haben wir nie heraus gefunden,^^ beschäf- 
tigt waren wir mit der Jagd nach Noten." 
(aus: Rutar 2003) 
Diese Einschätzung einer Schulabgängerin 
ist symptomatisch für viele Jugendliche aus 
unserer Generation, die die Erfahrung ge- 
macht haben,dass sie einer ungewissen Zu- 
kunft entgegen gehen, ohne durch Schule, 
Familie oder staatliche lnstitutionen ausrei- 
chend auf den Übergang in ein neues Leben 
vorbereitet worden zu sein. Die Notwendig- 
keit für Jugendliche, bereits während der 
Schulzeit eine individuelle Strategie zur Ent- 
faltung der eigenen Stärken und der Organi- 
sation der späteren Berufsbiographie zu ent- 
wickeln, nimmt erheblich zu. Immer weniger 
taugt die Biographie der Eltern als Wegwei- 
serfür das eigene Leben.Während in bürger- 
lichen Milieus die Fähigkeit,sich flexibel auf 
neue Anforderungen einstellen zu können, 
eingeübt wird, gilt dies für andereTeile der 
Gesellschaft nicht. Nach wie vor spiegeln die 
Berufswahlwünsche von jungen Frauen und 
Männern nicht dieVielfalt der modernen Ar- 
beitswelt wieder. 
Die Schulen sind auf die neue Anforderun- 
gen der Berufsorientierung nicht vorberei- 
tet. Sie sind nicht hinreichend in der Lage, 
Schülerlnnen auf die Anforderungen der Ar- 
beitswelt vorzubereiten. Ein erhebliches Pro- 
blem is t  dieTrennung von Schule, Berufsbe- 
ratung, Jugendhilfe und Arbeitsmarktpolitik. 
Die unterschiedlichen lnstitutionen sind un- 
zureichend miteinander vernetzt. Es muss 
uns gelingen, Jugendlichen und jungen Er- 
wachsenen in ihren Orientierungsphasen 
eine individuelle Beratung und ein Coaching 
aufbauend auf ihren Potentialen zu bieten. 
Die sozioökonomische Entwicklung hin zum 
flexiblen Kapitalismus bringt viele Unsicher- 
heiten mit sich. Der Versuch,die bislang dif- 
fuse und kaum abgesicherte Multioptionali- 
tät als Chance für wirtschaftlichen und ge- 

sellschaftlichen Erfolg umzudeuten, führt 
vor dem Hintergrund wachsender sozialer 
Ungleichheiten in die Irre. Die Tendenz einer 
weiteren Spaltung des Gegensatzes zwi- 
schen Arm und Reich is t  unübersehbar.Trotz 
des zunehmenden Aufweichens festgefüg- 
ter gesellschaftlicher Hierarchien in Form 
von Klassen oder Schichten bleibt die soziale 
Herkunft entscheidend für die soziale, öko- 
nomische und kulturelle Entwicklung des In- 
dividuums. Die Zugehörigkeit zu sozialen 
Milieus setzt den Rahmen, in dem die indivi- 
duelle Ausprägung von Persönlichkeits- 
merkmalen und Lebensstilen möglich wird. 
Die Ausdehnung dieses Rahmens, also die 
individuellen Möglichkeiten zu sozialem, 
ökonomischem und kulturellem Aufstieg, 
hängt entscheidend von der Kapitalausstat- 
tung des Elternhauses ab. Dies gilt gerade 
auch für die Chancenstrukturen im Bildungs- 
bereich. Zwar gibt es auch Ausnahmen, im 
Regelfall ist der vorgegebene Rahmen aber 
weitgehend stabi1,weshalb die gesellschaft- 
lichen Spaltungen und Gegensätze nicht nur 
reproduziert, sondern unter den Bedingun- 
gen des flexiblen Kapitalismus weiter ver- 
schärft werden. 
Die Zugehörigkeit zu sozialen Milieus be- 
stimmt weitgehend die Interessen und Ori- 
entierungen der jungen Menschen. Dies gilt 
sogar bis hin zu beruflichen Fort- und Wei- 
terbildungen, die nur unterdurchschnittlich 
von Angehörigen sozial schwacher Milieus 
genutzt werden. Für die Frage nach der be- 
ruflichen Orientierung ist die soziale Her- 
kunft aus verschiedenen Gründen bedeut- 
sam.So ist das Streben nach fordernden und 
selbstbestimmten Tätigkeiten bei Angehöri- 
gen sozial schwacher Milieus nur schwach 
ausgeprägt. Die geringe Leistungsorientie- 
rung führt häufig dazu, dass Jugendliche 
von der Arbeitswelt abgekoppelt werden. 
Überdurchschnittlich viele Jugendliche aus 
den betreffenden Milieus haben keinen 
Schul- oder Berufsabschluss, in krassem Ge- 
gensatz zu den Angehörigen der mit sozia- 
lem, ökonomischen und kulturellen Kapital 
gut ausgestatteten Milieus, deren Regelab- 

Ulf Banscherus lebt und studiert in Berlin, Björn Böhning, stellv. Juso-Bundesvorsitzender, Berlin, 
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schluss ein akademischer Grad mit entspre- 
chenden Berufschancen ist. 

Fünffache gesellschaftliche Spaltung 
1. Individuelle Trennung zwischen Qualifizie- 
rung undArbeit/sozialem Status - War es bis 
zu den 1970er Jahren die Regel, dass eine 
Karriere langfristig über den Ausbildungs- 
weg vorbereitet werden konnte, i s t  heute 
eine hohe Qualifizierung zunehmend nicht 
mehr hinreichende Bedingung eines gesi- 
cherten und adäquaten Arbeitsplatzes. Die 
für alle Jugendlichen neue Unsicherheit wird 
als direkter Druck an die Lernenden weiter 
gegeben. Die materielle Absicherung der 
Lernenden und der institutionelle Abbau 
kann so über die ideologische Klammer des 
individuellen Wettbewerbs ausgetragen 
werden.Gleichzeitig gerät vor allem das Ar- 
beiterlnnen-Milieu unter Druck,weil der von 
den Eltern bekannte Ausbildungsweg häu- 
fig nicht mehr eingeschlagen werden kann. 
Der Erhalt des sozialen Status, der sich an 
den Eltern orientiert, wird so schwieriger. 
2. Soziale Spaltung - Weiterhin verschärfen 
sich die Einkommensunterschiede in der Ge- 
sellschaft, betroffen sind vor allem Kinder 
und Jugendliche. Medial verbreitete,,Ausbil- 
dungsplatz-Touren" können nicht darüber 
hinweg täuschen, dass eine Selbstverpflich- 
tung der Wirtschaft und Appelle an das sozi- 
ale Gewissen bei weitem nicht ausreichen, 
um das Ausbildungsplatzproblem zu lösen. 
Die Jugendarbeitslosigkeit wurde zwar von 
der rot-grünen Bundesregierung als Pro- 
blem erkannt und durch das Programm 
JUMP bekämpft. Dennoch müssen zu einer 
langfristigen Problemlösung tiefgreifendere 
Reformen im Arbeits- und Sozialrecht durch- 
gesetzt werden (z.B. Arbeitsversicherung, 
Ausweitung des Öffentlichen Beschäfti- 
gungssektors, Ausbildungsplatzumlage). 
3. Kulturelle Spaltung - Zunehmend hat sich 
im Zuge der 1980er Jahre zudem eine Frei- 
zeit- und Kulturindustrie mit flächendecken- 
dem Angebot entwickelt.Vor allem bei Kin- 
dern und Jugendlichen werden Anerken- 
nung und Beteiligung entscheidend über 
die Verfügbarkeit finanzieller Mittel erwor- 
ben. Die Jugendkultur-Industrie ist ein heiß 
umkämpfter Markt. Eine schlechte finanziel- 
le Absicherung bedeutet so häufig auch so- 
ziale Isolation, die nicht mehr durch einen 



ökonomischer Si- einer besseren Versorgung und wohlfahrt- 
cherheit durch Er- staatlichen Entwicklungen abzukoppeln 
werbsarbeit, nach droht. Die Veränderung sozialstaatlicher 
dauerhafter Beschäf- Absicherung hat direkte Auswirkungen auf 
tigung, durchaus die Berufsorientierungsmöglichkeiten jun- 
auch in unterschied- ger Menschen:Einerseits wird der Druckso- 
lichen Tätigkeitsbe- zialer Einschnitte von der Elterngeneration 
reichen. Die junge direkt an die Kinder weitergegeben, denn 
Generation hat aber das Abschmelzen eines materiellen Polsters 
keineswegs homo- bedeutet auch eine geringere finanzielle 
gene Bedürfnisse Unterstützungsmöglichkeit durch die El- 
und Ziele, Werte und tern. Andererseits werden vor allem Studie- 

I Lebensstile, wenn rende in einen studentischen Niedriglohn- 

BAYER auch einige wichtige Sektor gedrangt,ohne Ansprüche gegenü- 
Konstanten beste- ber den Sozialversicherungssystemen zu 
h ~ n  O i i ~ r  d i i r rh  die . . . . . - - - . - - . - . . - . 
junge Generation 
verlaufen weitge- 
hend bekannte Kon- 

Fon 02 1 1 - 33 39 1 1 Fax 02 1 1 - 333940 fliktlinien: So beste- 
e-mail: CBGnetwork@aol.comWWWWWWCBGnetwork~ora hen trotz der politi- 

rechtigung, Förde- 
rung und lntegration 

starken Familienzusammenhalt abgefedert weiterhin gravierende Ungleichheiten zwi- 
wird. schen Männern und Frauen, Westdeut- 
4. Spaltung der lnteressen - Untersuchun- schen und Ostdeutschen, Jugendlichen 
gen wie die Shell Jugendstudie 2002 bele- deutscher und nichtdeutscher Herkunft, 
gen eine relativ hohe Konstanz traditionel- aber auch zwischen den Marktsektoren der 
ler Werte bei gleichzeitiger Orientierung an (industriellen) Produktion und der Dienst- 
postmodernen Werten. Im Gegensatz zum leistungen. 
häufig proklamierten Motto der Postmo- 5.  Die sozialstaatliche Spaltung - Ein weitge- 
derne,zum,,Anything goesn,sind besonders hend absichernder Sozialstaat, der Massen- 
zwei Bereiche für die jungen Menschen konsum und Massenproduktion ermöglich- 
nach wie vor zentral: Familie und Beruf.Jun- te und den sozialen Frieden sicher stellte, 
ge Menschen haben das Bedürfnis nach so- droht durch die Flexibilisierungen des Ar- 
zialer Sicherheit, ein Bedürfnis, das sie vor beitsmarktes zu einem Zweiklassensystem 
allem durch stabile soziale Beziehungen, zu werden,zu einem Sozialstaat,der durch 
Freundschaften und Partnerschaften erfüllt ,,Basis- und Zusatzleistungen", die je nach 
sehen. Ähnliches gilt für die Arbeitswelt. dem Geldbeutel wählbar sind, ,,flexibelu 
Hier besteht ein starkes Bedürfnis nach wird und Benachteiligte weitgehend von 

erwerben. 

Thesen für eine berufliche Orientierung 
als Chancenprojekt 
Die Phase beruflicher Orientierung ist eine 
entscheidende Übergangsphase im Lebens- 
lauf, in der sich spätere Zukunftschancen 
entscheiden. Die Schnittstelle zwischen Bil- 
dungssystem und Berufseinstieg i s t  es, die 
zunehmend höhere Anforderung an die Ge- 
staltungskompetenz und Bewältigungsleis- 
tung Jugendlicher stellt. Dies resultiert aus 
den sektoralen Ausdifferenzierungen im Ka- 
pitalismus selbst sowie aus der weithin dere- 
gulierten Lebens- und Arbeitsumwelt, die es 
nur noch wenigen Individuen ermöglicht, 
eine gesicherte Erwerbslaufbahn einzu- 
schlagen. 
Die hohe Jugendarbeitslosigkeit und die 
Ausbildungsplatznot haben direkte Auswir- 
kungen auf die berufliche Orientierung jun- 
ger Menschen. Diese spielt sich in zuneh- 
mend unsicheren Rahmenbedingungen ab. 
Damit wird der Druck auf den einzelnen Ju- 
gendlichen,frühzeitig die eigene Karriere zu 
planen, immer größer. Dies geschieht ohne 
adäquate Unterstützungs- und Orientie- 
rungsleistungen. Schule und Lehrkräfte sind 
dazu häufig nicht in der Lage, gleiches gilt 
für die Eltern, auch die Berufsberatungen 
des Arbeitsamtes leisten nur einen geringen 
Beitrag. An der Hochschule werden Bera- 
tungsleistungen gekürzt, während viele Pro- 
fessorlnnen ihrem Beratungsauftrag nicht 
nachkommen. Die hohe Zahl der Studienab- 
brecherlnnen korrespondiert mit dieser Situ- 
ation unmittelbar. 
Mit der Ausdifferenzierung jugendlicher Mi- 
lieus haben sich auch die Lebensläufe und 
Erwerbsbiographien junger Menschen ge- 
wandelt.Traditionelle Berufseinstiegsmuster 
werden abgelöst durch Übergänge, die zu- 
nehmend gebrochen verlaufen.Wie und mit 
welchen Mitteln diese Übergänge gemeis- 
tert werden is t in  höchstem Maße unter- 
schiedlich. 
Die Entwicklungstendenzen der Ökonomie 
sind dabei für jeden Einzelnen von uns un- 
durchschaubar. Neben der wirtschaftlichen 
Krisensituation sind es insbesondere die 
gesellschaftlichen und ökonomischen Wi- 
dersorüche unserer Zeit. die eine Orientie- 
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rung auf ein bestimmtes Berufsbild, auf 
eine bestimmte Erwerbslaufbahn oder in 
ein bestimmtes Wirtschaftssegment immer 
weniger möglich machen. Der zunehmend 
rasanter stattfindende Wandel innerhalb 
der Branchen und der schnelle Wechsel von 
Anforderungen an Kompetenz und Qualifi- 
zierung erschweren nicht nur die Eingren- 
zung von Berufsbildern und -gängen, son- 
dern auch die Entscheidung für und gegen 
einen bestimmten Ausbildungsgang. Inso- 
fern sind auch Gewerkschaften und Kam- 
mern gefragt, den neuen Anforderungen 
an Berufsbilder und Ausbildungsgänge 

I Rechnung zu tragen. Dabei ist ins- 
besondere eine schnellere Einrichtung die- 
ser Ausbildungsgänge, eine Zertifizierung 
von Zwischenschritten sowie (basierend 
auf einer garantierten dreijährigen Ausbil- 
dungszeit) eine individuell wählbare modu- 
lare Weiterbildungs- und Spezialisierungs- 
möglichkeit notwendig. Dies ist in den Be- 
reichen der neuen IT-Berufe schon gut ge- 
lungen. 
Die regionale Strukturpolitik nimmt zuneh- 
mend regionale Bildungslandschaften als 
Beitrag zur Qualifizierung und Weiterbil- 
dung in den Blick. Eine Bildungspolitik in 
diesem Sinne soll einen Beitrag zum Struk- 
turwandel in den Regionen leisten und 
dem Fachkräftemangel präventiv entge- 
genwirken. Die Berufsschule als Kern des 
dualen Ausbildungssystems spielt dabei 
eine große Rolle. Ihre Reform muss im Mit- 
telpunkt einer zeitgemäßen Berufsbil- 
dungspolitik stehen. Die kommunale Un- 
ternehmenslandschaft ist in diesen Prozess 
einzubeziehen: Erhalt, Ausbau und Umbau 
des dualen Systems sind entscheidend für 
die Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Frage 
der Eigenverantwortung neu zu stellen. 
Bisher wird immer dann an die,,Eigenverant- 
wortung" appelliert, wenn es um den Abbau 
sozialstaatlicher Leistungen geht. Diese De- 
batte wird an entscheidender Stelleverkürzt: 
Es geht dabei nicht mehr um die Qualität so- 
zialer Sicherung, sondern lediglich um die 
quantitative Finanzierung des Systems. Der 
Spieß müßte aber eigentlich umgedreht 
werden: Gerade die neuen Anforderungen 
an die eigene Lebensgestaltung müssen in 
einem fortschrittlichen Sozialsystem qualita- 
tiv aufgegriffen werden. Die Frage der Quali- 
fizierung für die Herausforderungen,die uns 
neue Zeiten im Alltag, im Beruf, und in der 
Gesellschaft stellen, muss in den politischen 
Raum zurückgeholt werden. Übrigens i s t  
dies auch eine zentrale Frage,diesich mit der 
Gleichstellung der Geschlechter verbindet: 
Eine Erhöhung der Frauenerwerbsarbeit 
wird solange nur Stückwerk bleiben, wie 
nicht klar ist, welche Institution diese absi- 
chert, wie Reproduktionsarbeit zukünftig 
gesellschaftlich/sozialstaatlich organisiert 
wird und wie in den Bildungsinstitutionen 

von Anfang an ein zu einem ,,Kliman von 
,,gender mainstreaming" und,,gender diver- 
sity" beigetragen wird. 
Wir erleben, dass die Lebenslaufübergän- 
ge und die berufliche Orientierung selbst 
zu neuen Spaltungsfragen werden. An die- 
ser Stelle entscheidet sich, ob sich soziale 
Spaltungen nivellieren oder vergrößern. 
Soziale Schlüsselkompetenzen wird zur 
entscheidenden Ressource für die Bewälti- 
gung von Übergängen und ihre Gestal- 
tung. Zufällige Startchancen sind heute 
mehr denn je Indikatoren für die individu- 
ellen Entwicklungsperspektiven. Wer hier 
,,eigenverantwortlich alleine" gelassen 
wird, dem ist der Weg in eine gute Arbeit 
und ein schönes Leben im frühen Alter 
bereits verwehrt. 
Die bisherigen sozialen Sicherungssysteme 
sind auf diese Situation kaum zugeschnitten. 
Die mangelnden Unterstützungs- und Hilfe- 
leistungen in Bezug auf die Lebenslauf- und 
Berufsorientierung sind Ausdruck eines stra- 
tegischen Versagens des deutschen, konser- 
vativen Sozialstaats.Junge Menschen erfah- 
ren die Brüche und Blockaden im Lebenslauf, 
ohne dass eine adäquate Regulierungsin- 
stanz ihnen die Möglichkeit gibt, Wünsche, 
Ansprüche und Vorstellungen an das eigene 
Leben, Arbeiten und Wirtschaften zu ver- 
wirklichen. 

Politische Herausforderungen: Pakt für 
Zukunftschancen statt Abbau beruflicher 
Perspektiven 
Die von Grünen und FDP forcierte Generati- 
onendebatte unter dem Deckmantel de- 
mographischer Entwicklungen hat nicht 
die Zukunftschancen junger Menschen, 
sondern die weitere Spaltung der jungen 
Generation im Blick. Die Privatisierung von 
Lebensrisiken, sei es auf dem Arbeitsmarkt 
oder bei der Sozialversicherung, wird hier 
zwar im Namen aber insbesondere auf Kos- 
ten der jungen Generation gefordert. Unse- 
revorstellungen eines solidarischen Gene- 
rationenprojekts gehen in eine andere 
Richtung: Wir wollen die Zukunftschancen 
junger Menschen nicht zum Spielball der 
Kapitalseite verkommen lassen. Die politi- 
sche Gestaltung beruflicher Orientierung 
bedeutet deshalb die Einleitung eines Re- 
formprozesses, der die Bereiche von Struk- 
tur-, Bildungs- und Sozialpolitik mit- 
einander verbindet, ohne einer einseitigen 
Sachzwanglogik zu verfallen. Unsere Vor- 
stellung eines Projekts beruflicher Orientie- 
rung fußt daher auf der Idee, soziale Ge- 
rechtigkeit für alle Lebensläufe erlebbar 
zu machen. Dies ist die entscheidende Her- 
ausforderung, der sich sozialistische Politik 
stellen muss. SPW 2 I 2003 
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Berufliche Weiterbildung als Förder- 
instrument für Regional-, Struktur- und 
Arbeitsmarktpolitik 
Von lngo Benzen berg 

Im Zuge des regionalpolitischen 
Wandels von einer traditionell verteilenden 
und ausgleichenden zu einer endogen, sich 
entwickelnden Zielsetzung,sollen regionale 
lnnovationspotenziale mobilisiert werden, 
welche den Strukturwandel positiv beein- 
flussen können.Selbstorganisiert und selbst- 
verantwortlich werden regionale Akteure 
angehalten, innovative Neuorientierungen 
anzustoßen und unterstützend zu begleiten. 
In diesen regional orientierten Strategien 
wird Bildung zum Politikfeld übergeordneter 
Fachgebiete. Dabei wird die Möglichkeit, 
durch Qualifikation und Weiterbildung die 
Wirtschaftskraft in Regionen zu fördern und 
somit als Standortfaktor zu fungieren 
genauso angeführt, wie die in regionalen 
Krisen meistens auftretende Arbeitslosigkeit 
mit Hilfe der beruflichen Qualifizierung zu 
begegnen. 
Diese Apodikten wirkungsvoll leisten zu 
können, scheint ohne verstärkte Kooperati- 
on mit Akteuren der regionalen Bildungs- 
landschaft kaum möglich. Mit dem Aufbau 
regionaler Qualifizierungsnetzwerke, in de- 
nen Bildungsanbieter, Unternehmen, Kam- 
mern, Gewerkschaften, Arbeitsämter, sozio- 
kulturelle Einrichtungen usw. mit einer vor- 
ausschauenden Orientierung des Bildungs- 
angebotes am wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Wandel sowie einer starken Ori- 
entierung an den Bedürfnissen der Individu- 
en zusammenarbeiten, wurde verstärkt An- 
fang der neunziger Jahre begonnen. 
Die zahlreich entstandenen regionalen Bil- 
dungslandschaften mit mehr oder weniger 
kooperativen Netzwerkstrukturen haben 
teilweise bislang unbekannte Kooperations- 
modi hervorgebracht, die ohne einen ein- 
heitlichen Rahmen zwar durchaus neue Dis- 
positionschancen für Einzelne eröffneten, 
aber für die Mehrheit, besonders für die 
Nichtteilnehmer,auch neue Risiken und Ver- 
unsicherungen aufzeigten. 
Im Folgenden werden Möglichkeiten,Gren- 
Zen und Perspektiven von Allianzen zwi- 
schen Betrieben und regionalen Bildungs- 
einrichtungen als Beitrag zum regionalen 

Strukturwandel beschrieben und ein Blick 
auf ,,innovative Formen" von regionalen 
Qualifizierungsnetzwerken geworfen. Dabei 
sollen Anforderungen an eine Reform der 
beruflichen Bildung hinsichtlich des Auf- 
baus regionaler Qualifizierungs- und (Wei- 
ter-) Bildungslandschaften aufgezeigt wer- 
den. 

1 Bildungseinrichtungen als Förder- 
instrument für Regional-, Struktur- und 
Arbeitsmarktpolitik 
Betrachtet man die Kooperationen von Un- 
ternehmen und Bildungsträgern, so wird 
davon ausgegangen, dass deren Interpreta- 
tions- und Handlungsmuster über Koopera- 
tion in betriebswirtschaftlichen Theorien 
und in den darin eingebetteten Annahmen 
über Kooperation liegen. Somit werden mit 
der Kooperation von Unternehmen und Bil- 
dungsträgern überwiegend einzelorganisa- 
torische Ziele verfolgt und die Kooperation 
für die Beteiligten als wirtschaftlicher Ge- 
winn verstanden. Betriebliche Reorganisati- 
onsprozesse als Vorreiter eines regionalen 
Strukturwandels werden dagegen bislang 
nur selten von Bildungsträgern begleitet, da 
unternehmensseitig die systeminterne Ent- 
wicklung das dominierende Leitbild dar- 
stellt. Geprägt i s t  dieses Leitbild durch das 
Argument des zwischenbetrieblichen Wett- 
bewerbs, welcher die Abschottung von un- 
ternehmensinternen Informationen impli- 
ziert und damit isolierte Vorgehensweisen 
nahe legt (vgl. Dobischat/Husemann 2001,s. 
7).Zwar erschöpft sich ein reflektiertes Kon- 
zept der Qualifikationsanpassung keinesfalls 
in einer ökonomischen Funktion, dennoch 
gab gerade diese Komponente Anstoß, per- 
sonenorientiert und regionsverantwortlich 
zu wirken. 
Aufgrund knapperer Mittel für Bildung sei- 
tens der Unternehmen und der öffentlichen 
Hand sowie zunehmender Konkurrenz um 
bestehende und neu zu erschließende 
Marktsegmente, sind Selbstverständnis, Au- 
tonomiebestreben, Aufgabenprofil und das 
Angebots- und Leistungsspektrum des tra- 
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gramms ,,Lernende Regionen - Förderung von Netzwerken". 
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ditionellen Lernortes ,,Bildungsträgern im 
Wandel. Intensiviert wird dieser Wandel 
besonders durch neue finanzielle Förderku- I 

lissen, in der sich die Weiterbildungspolitik 
verstärkt einer regionsbezogenen Gestal- 
tungsperspektive zugewandt hat, die neue 
Kooperationsformen und Kommunikations- 
strukturen verbindet (vgl. BenzenbergIDobi- 
schat 2002, S. 263). 
Die Erforschung regionaler Kooperations- 
verbünde in der Weiterbildung hat gezeigt, 
dass eine eher lose organisierte Zusammen- 
arbeit dominiert, obwohl regionalpolitische 
Entscheidungen durch trägerübergreifende 
Unterstützungsleistungen wie Transparenz, 
Beratung und Qualitätssicherung ergänzt 
werden müssten (vgl. Gnahs 1997). Auf der 
Basis lose organisierter Zusammenarbeit 
scheint es aber schwierig diese Unterstüt- 
zungsleistungen anzugehen. Empirische 
Untersuchungen geben zudem deutliche 
Hinweise auf Kooperationsprobleme, die 
besonders auf fehlende Kontinuität, anstei- 
genden Verhandlungsaufwand und das Ver- 
schieben von Konflikten fußen, wobei nach 
Markt- und Staatsversagen auch zuneh- 
mend ein Netzwerkversagen thematisiert 
wird (vgl. u.a. Dehnbostel 2001, S. 105; Faul- 
stich 2001,s. 139). Die fehlende Kontinuität 
regionaler Kooperationsverbünde wird 
dabei oft mit der zeitlichen Befristung von fi- 
nanziellen Fördermitteln begründet. Über- 
sehen werden darf in diesem Zusammen- 
hang aber nicht,dass die zeitliche Befristung 
eine wesentliche Voraussetzung für deren 
Zustandekommen ist und somit ein im Wirt- 
schaftsgeschehen kompensatorisches und 
damit innovatives Wirken ermöglicht, um 
letztendlich unter der Berücksichtigung von 
nicht marktfähigen lnteressenpositionen 
strukturelle Fördereffekte zu erzielen (vgl. 
Husemann/Dobischat 2001,s. 273-275). 

2 Innovative Formen von regionalen Qua- 
lifizierungsnetzwerken 
Programme, die die Kooperation regionaler 
Akteure zum Aufbau von regionalen Qualifi- 
zierungsnetzwerken fördern, fordern durch- 
weg Innovation,Qualität und Nachhaltigkeit. 
Innovativ zu sein, also bewusst von bisheri- 
gen Vorstellungen und Verhaltensweisen 
abzuweichen, steht vielfach im Gegensatz 
mit Qualitätsvorstellungen, welche schriftli- 
che Regelungen der Zusammenarbeit oder 
die Netzwerkbildung aus wichtigen regiona- 



len Bildungseinrichtungen fordern. Die For- 
derung der Nachhaltigkeit zielt mehrheitlich 
auf ökonomische Komponenten dauerhaf- 
ter selbsttragender Organisationsstrukturen 
mit langfristig angelegter Eigenfinanzierung 
ohne vielfach dabei zu berücksichtigen, dass 
dieVergänglichkeit von Netzwerken als we- 
sentliches Merkmal ihres Erfolges gesehen 
wird (vgl. Tscheulin/Gölker/Hornyak 2002), 
Netzwerke typischerweise in labilen Such- 
Prozessen auftreten und sich im Anschluss 
an die Erkenntnisgewinnungsphase in die 
am wirksamsten erachtete Organisations- 
form auflösen (vgl. Benzenberg 1999, S. 246). 
Eine Weiterentwicklung der Förderpolitik, in 
der die Gleichwertigkeit von allgemeiner 
und beruflicher Bildung nun nicht mehr tra- 
ditionell aus Sicht der beruflichen, sondern 
aus der Sicht der allgemeinen Bildung unter- 
stützt wird, könnte dort ansetzen, wo beide 
Bildungsbereiche aufeinandertreffen und 
notwendige inhaltliche Verzahnungen von 
Aus- und Weiterbildung auch zur Ressour- 
cenbündelung beitragen. 
Berufliche Schulen mit ihrem differenzierten 
Geflecht an Kompetenz, Organisation und 
Professionalität, sowohl in Bereichen allge- 
meiner und beruflicher Bildung als auch mit 
Ausprägungen von der vorberuflichen Bil- 
dung über die Ausbildung bis hin zu hoch- 
schuladäquaten Weiterbildungsgängen, 
rücken zunehmend ins Blickfeld als Förder- 
instrument für Regional-, Struktur- und Ar- 
beitsmarktpolitik. 

3 Berufliche Schulen als Förder- 
instrument für Regional-, Struktur- und 
Arbeitsmarktpolitik 
Unbestritten leisten berufliche Schulen 
wichtige Qualifizierungsarbeit, die sich den 
Anforderungen des ökonomischen und 
technischen Wandels gewachsen zeigt und 
jungen Menschen den Zugang zu an- 
spruchsvollen und zukunftsfähigen Arbeits- 
plätzen eröffnet. Wie Ergebnisse einer Be- 
standsaufnahme des Potenzials von Berufs- 
schulen für ein Engagement in neuen Tätig- 
keitsfeldern zeigen,gibt es an vielen Schulen 
punktuelle Angebote für Weiterbildung und 
Zusatzqualifikationen (vgl. Dobischat et al. 
2002). Anlässe für diese Entwicklung sind 
einerseits Rückgänge von Schülerzahlen, 
andererseits die Nutzung vorhandener Res- 
sourcen. Mit der Weiterentwicklung berufli- 
cher Schulen als Förderinstrument für die 
Regional-, Struktur- und Arbeitsmarktpolitik 
geht es im Grundsatz aber nicht um die An- 
reicherung der Region mit Möglichkeiten 
der Weiterbildung, sondern um regionalori- 
entierte bildungsbezogene Entwicklungs- 
planung.Somit sollten berufsbildende Schu- 
len außerhalb ihrer Struktur vorhandene 
Kompetenzen einbinden, bevor sie selbst 
zusätzliche Ressourcen ausbauen,aber dann 
subsidiär eintreten, wenn andere Angebote 
nicht vorhanden sind. Dabei sind neben or- 
ganisatorischen und strukturellen Lernort- 

fragen auch didaktisch-methodische, curri- 
culare und bildungstheoretische Zielorien- 
tierungen zu beachten. Letztendlich wird es 
aus entwicklungsplanerischer Sicht aber auf 
ein regional- und nachfrageorientiertes Leis- 
tungsangebot ankommen, für dessen Zu- 
standekommen die berufsbildenden Schu- 
len einen wesentlichen Beitrag leisten kön- 
nen und somit tragender Teil einer lernen- 
den Region werden. Dies setzt voraus, dass 
berufsbildende Schulen vor Ort diese Ver- 
antwortung auch übernehmen. 

4 Vom regionalen Qualifizierungsnetz- 
werk zum regionalen Kompetenznetz- 
werk 
Mit dem Kompetenzbegriff, als Gegenstand 
der Persönlichkeitstheorie, wird versucht, ei- 
nen Schwerpunkt auf den biografischen Er- 
werb von Fähigkeiten, Wissensbeständen, 
Denkweisen und Handlungspotenzialen zu 
legen, die in der Summe und mittels perma- 
nenter lnteraktionsbeziehungen zwischen 
Individuum und Umwelt Identitätsbildung 
ermöglichen. Aus dieser Identitätsbildung 
resultiert, dass Kompetenzentwicklung ein 
Bestandteil und eine zusätzliche Dimension 
im Rahmen beruflicher Qualifikations- und 
Lernprozesse ist, und es auch somit nicht 
verwundert, dass im Kontext des Netzwerk- 
begriffs der Begriff der Kompetenzzentren 
jüngst häufiger Verwendung findet. (vgl. 
BenzenbergIDobischat 2002, S. 263). 
Auch die berufsbildenden Schulen sind ver- 
stärkt in die Diskussion um den Aufbau von 
Kompetenzzentren geraten. Aufgrund der 
institutionellen Arbeitsteilung mit Unter- 
nehmen und Kammern befinden sich die 
berufsbildenden Schulen im Bereich der be- 
ruflichen Ausbildung bereits seit langem in 
netzwerkartigen Kooperationen. Dass somit 
als Modernisierungsstrategie eine verstärkte 

Durchlässigkeit zwischen Berufsschule und 
trägerstrukturierten beruflichen Weiterbil- 
dung gefordert wird (vgl. Harney 1997, S. 
1 17-1 19), kann die Debatte, Berufsschulen 
verstärkt für die Förderung der regionalen, 
strukturellen und arbeitsmarktpolitischen 
Entwicklung einzusetzen, nur stützen.Trotz 
einiger Versuche regionale Kompetenznetz- 
werke zu etablieren, lässt sich aus den vor- 
läufigen Ideen und Konzepten, aber auch 
aus den vorfindbaren Projekten und Model- 
len bisher kein idealtypisches und generali- 
sierbares Konstrukt für die Praxis ableiten. 
Dennoch lassen sich einige Kriterien festhal- 
ten, die regionale Kompetenznetzwerke im 
Feld lebensbegleitenden Lernens charakte- 
risieren: Regionale Kompetenznetzwerke 
bieten ein Aktivitätsspektrum an, welches 
die Kooperation und Koordination zwischen 
den Akteuren (Synergien, Ressourcensha- 
ring) fördert und eine verbesserte Kommu- 
nikation zwischen den verschiedenen Poli- 
tikressorts (Finanzierung und Instrumentie- 
rung von Maßnahmen) anregt, um vorhan- 
dene Ressourcen und Potenziale zu bündeln 
und letztendlich zu optimieren (vgl. Dobi- 
schatIBenzenberg 2002,s. 232). Durch Koo- 
peration geschaffene einheitliche Rahmen- 
bedingungen dienen dann dazu,die Mobili- 
sierungsproblematik (Zugang, Beratung, Be- 
darfsermittlung etc.) und die Qualitätspro- 
blematik (Transparenz, professionelles Per- 
sonal, Zertifizierung, Controlling etc.) von 
Weiterbildung zu lösen und das Ergebnis ei- 
nem auch überregionalen Standard zuzu- 
führen. 
Auch wenn dieses Profil noch teilweise dem 
Wünschbaren entspricht, werden Schnitt- 
stellen und Gestaltungsfelder sichtbar, wel- 
che das Konzept der (bestehenden) regiona- 
len Qualifizierungsnetzwerke in ein Konzept 
der Kompetenznetzwerke erfolgreich über- 
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führen könnte. Dabei würde die durch den 
Kompetenzbegriff stärker transportierte 
personenbezogene Perspektive von Bil- 
dungsprozessen die individuelle Lebensge- 
staltung im Wechsel zwischen Beruf und au- 
ßerberuflicher Zeit positiv beeinflussen. Ge- 
rade diese personenbezogene Perspektive 
von Bildungsprozessen in das Zielsystem re- 
gionaler Kompetenzzentren einzubinden, 
könnte zum Kristallisationspunkt der Ent- 
wicklung einer neuen Lernkultur in einer Re- 
gion werden. Berufsbildenden Schulen als 
Zentrum regionaler Kompetenzentwicklung 
hätten dann hauptsächlich die Aufgabe zu 
vermitteln und bezüglich der einzelnen 
Funktionen regionaler Netzwerke tätig zu 
werden. 

5 Funktionen von regionalen Qualifizie- 
rungsnetzwerken 
Aufgrund einer üblicherweise unterstellten 
Dynamik von Netzwerken (als ihre Grundei- 
genschaft) ist es außerordentlich schwierig, 
einen bestimmten Netzwerktyp auf Dauer 
mit einer festgelegten Auswahl von Struk- 
tur- und Formalisierungskriterien zu bele- 
gen. Beispielsweise ist per Definition die Ak- 
teurskonfiguration in Netzwerken offen an- 
gelegt. Unter nutzenorientierten Gesichts- 
punkten i s t  daher vornehmlich der Wahl 
netzwerklicher Funktionen als Leitmerkmale 
für eine netzwerksbezogene Ausprägung 
zuzustimmen. Dies resultiert aus der Überle- 
gung, dass im Rahmen netzwerklicher Be- 
wertungen nicht derVerfahrenseinsatz und 
die Netzwerkabläufe interessieren, sondern 
das output-gerichtete Erscheinungsbild des 
Netzwerks im Mittelpunkt regionaler Bedeu- 
tung steht. Das Erscheinungsbild eines regi- 
onalen Netzwerks hängt jedoch entschei- 
dend davon ab, mit welcher Intensität und 
Qualität und mit welcher Kombination der 
von der regionalen Bildungsproblematik 

verlangten Netzwerksausprägungen er- 
bracht werden. 
Bildungsproblematiken, die die regionale 
Entwicklung und die Ausschöpfung der per- 
sönlichen Potenziale der Bürger sowie die 
Verwirklichung ihrer bildungsbezogenen 
Ziele behindern, spiegeln sich neben einer 
Unterversorgung von Angeboten in den 
oben genannten Mobilisierungs- und Quali- 
tätsproblematiken wider. Jenen Problemati- 
ken entgegenzuwirken, ist Aufgabe einer 
Lernenden Region und gleichzeitig Funktion 
eines regionalen Netzwerkes und sollte als 
politische Anforderung an eine Reform der 
beruflichen Bildung hinsichtlich des Auf- 
baus regionaler Qualifizierungs- und (Wei- 
ter-) Bildungslandschaften verstanden wer- 
den. 
Mobilisierungsfunktionen, geprägt durch 
den Abbau von Zugangsbarrieren,die Quali- 
fizierung für nachhaltige Beschäftigungsfä- 
higkeit,die Einbeziehung von benachteilig- 
ten Gruppen und die generelle Erhöhung 
der Bildungsbeteiligung sind eng im Zusam- 
menhang mit Qualitäts- oder Regulierungs- 
funktionen zu sehen, welche aufgrund einer 
bestehenden Diffusität und lntransparenz 
der Weiterbildung es notwendig machen, In- 
strumente systematisierender Regulationen 
zu entwickeln. Für die Nutzer müssen Bil- 
dungsangebote transparent sein und deren 
Qualität gewährleistet werden. Generell er- 
folgt dies durch Festlegung von Qualitäts- 
standards bezogen auf die Träger und Ein- 
richtungen, die Durchführung und den Er- 
folg von Bildungsmaßnahmen. 
Die Zusammenfassung der Funktionen, wel- 
che auf den Zielen der Netzwerke aufbauen 
aber auch von außen an die Netzwerke her- 
angetragen werden (externe Sichtweise), 
sollte darauf ausgerichtet sein, dass die Fä- 
higkeiten grundständig erworben werden 
können, die für ein erfolgreiches Bestehen 
im Berufs- und Privatleben notwendia 
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scheinen und somit für ein Lebenslanges 
Lernen maßgeblich sind. 

Ausblick 
Die Weiterentwicklung von regionalen Qua- 
lifizierungs- und Kompetenznetzwerken zu 
einem Förderinstrument für Regional-, 
Struktur- und Arbeitsmarktpolitik erfordert 
eine Funktionsbasis,die an den derzeitigen 
Problematiken der beruflichen Weiterbil- 
dung anknüpfen muss. Als erforderlich für 
die Wirksamkeit und die Akzeptanz dieser 
Netzwerke ist ein gleichartiges Verständnis 
über die Standardisierung, Ablaufgestal- 
tung und Verfahrensweise bis hin zu ge- 
meinsamen Normen und Wertvorstellun- 
gen,die sich in der Phase dervernetzung als 
einheits- und modellstiftendes Prinzip der 
beruflichen Weiterbildung,subjektbezogen 
in modernen Gesellschaften ausprägen 
können. Berufsschulen mit ihrem differen- 
zierten Geflecht an Kompetenz, Organisati- 
on und Professionalität müssen von den 

Ländern,den regionalen Bildungsakteuren, 
den Unternehmen,den Berufsschulen selbst 
und vor allem von den Bürgerinnen und Bür- 
gern als Chance im Netz regionaler Innovati- 
onsträger gesehen und anerkannt werden. 
Berufsschulen als Initiatoren einer Lernen- 
den Region die koordinieren und gestalten, 
hätten dann nicht mehr nur den Auftrag er- 
forderliche Kompetenzen bei Jugendlichen 
zu entwickeln und zu fördern,sondern könn- 
ten über die synergetische Koordination re- 
gionaler Bildungsaktivitäten jene Kompe- 
tenzen ausbauen und dauerhaft im Berufs- 
alltag begleiten. 
Eine im Zuge der Globalisierung unsicherer 
gewordene Welt würde durch Koordination 
und Standardisierung der Weiterbildungs- 
landschaft eine moderne, regionsbezogene 
und verpflichtende Modernisierung erfah- 
ren, die das von allen geforderte lebenslan- 
ge Lernen sicherer gestalten lassen wurde 
und mit den Zielen von lernenden Regionen 
korrespondiert. SPW 212003 
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made by BU$H 
von Edgar GöII 

Bundeskanzler Schröder hat mit sei- 
ner deutlichen Absage im Sommer 2002 an 
einen kriegerischen Überfall zwecks Ent- 
waffnung des lrak eine besondere welthisto- 
rische Konstellation ermöglicht.Als Reaktion 
auf säbelrasselnde US-Regierungsmitglieder 
hat er einen ersten spürbaren Stein in die 
US-Kriegsmaschinerie geworfen. Seither 

medien (z.B. der Murdoch-Gruppe) und de- 
ren Hassorgien erreichen Bush &Co.eine un- 
informierte, auf Emotionen und Klischees 
ansprechende Konsumbevölkerung. Im 
Zuge des,,moral bombing" und des propa- 
gandistischen Trommelfeuers werden Fak- 
ten verdreht. 
Die von Bush mit religiösem Fanatismus ver- 

wuchs die Ahnung zur Gewissheit, dass die folgte ultranationalistische Ideologie basiert 
Obsession der Bush-Administration gegen 
den lrak weder Menschenrechten, Demokra- 
tie, der Einhaltung von UN-Resolutionen (die 
USA und Israel haben unzählige UN-Resolu- 
tionen ignoriert bzw. ihnen zuwidergehan- 
delt) noch der Vernichtung von Massenver- 
nichtungswaffen gilt. Zum ersten Mal wäh- 
rend der Pax Americana wird ein machtpoli- 
tischesverbrechen des Imperiums vor seiner 
Durchführung kritisiert,diskreditiert und be- 
hindert - und dies in einem weltweiten Kon- 
sens und sogar von einigen der größten und 
engsten Verbündeten. 

Unilateralismus pur 
Die Rücksichtslosigkeit und Unerbittlichkeit, 
mit der Bush & Co.einen militärischen Über- 
fall und Einmarsch vorantreiben, hat wohl 
viele,,Freunde und Partner" überrascht und 
entsetzt, lässt aber ahnen,dass es dabei um 
Entscheidendes geht,wie selbst die FAZ titel- 
te:,,Es geht in Wahrheit um Amerikas Macht 
in der Welt.Deswegen wird der Streit mit sol- 
cher Intensität ausgetragen." (Titelseite vom 
10.3.2003) Mit Amtsantritt von Bush-Junior 
kamen wichtige neokonservative US-Global- 
Strategen und Energieplaner an die Schalt- 
hebel der politischen Macht. Seither betreibt 
die US-Administration einen extremen Uni- 
lateralismus, Arroganz und Ignoranz erleben 
eine neue Blüte,die nationale Überheblich- 
keit ist nach dem Zerfall des Realsozialismus 
und dem Verschwinden einer Gegenmacht 
weiter angestiegen, und die Geringschät- 
zung von Völkerrecht,fairem Interessenaus- 
gleich und multilateraler Politik ist auf be- 
ängstigendeTiefe gesunken: In den USA ha- 
ben die UN ungefähr das Ansehen eines 
Schülerparlaments. 
Mit ihrer simplen und von PR-Experten aus- 
geklügelten Propaganda, sekundiert von ei- 
nem beträchtlichen und wirkungsmächti- 
gen Teil der angloamerikanischen Massen- 
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auf Konzepten von lrving Kristol u.a.christli- 
chen Fundamentalisten und i s t  vor allem im 
,,Project for The New American Century" 
(PNAC) vorbereitet worden. Deren Fokus 
liegt auf der Kontrolle des gesamten eurasi- 
schen Kontinents. Mit Bezug auf lrak war in 
deren Studie von 1998 bereits zu lesen:,,Der 
ungelöste Konflikt mit dem lrak liefert zwar 
die unmittelbare Begründung dafür,die Prä- 
senz einer substanziellen amerikanischen 
Streitmacht am Golf, is t  aber ganz unabhän- 
gig von der Frage des Saddam-Hussein-Re- 
gimes nötig." (Spiegel online, 4.3.2003, 
w w w . s p i e g e l . d e / p o l i t i k / a u s l a n d /  
0,151 8,238643,OO.html) 

Beute- und Kreuzzug - Ursachen und Mo- 
t ive 
Die Region um den lrak ist von zentraler stra- 
tegischer Bedeutung, denn von dort lassen 
sich immenseTeile der Erdölproduktion und 
der riesigen Reserven auf diesem Planeten 
kontrollieren. Und von diesem Energieträger 
sind sowohl die Staaten des alten wie des 
neuen Europa und Japans, insbesondere 
aber die sich schnell industrialisierenden 
Staaten Asiens (China!) hochgradig abhän- 
gig! Auch der Nahostkonflikt kann von lrak 
aus direkter im Sinne von Israels Hardlinern 
beeinflusst werden. Eine dauerhafte militäri- 
sche Präsenz in der Region kann hingegen 
via Saudi-Arabien oder anderen islamischen 
Oligarchien nicht gewährleistet werden. 
Die exorbitanten US-Militärkapazitäten 
müssen ,,legitimiertu werden. lrak dient als 
reales Testgelände für neue Waffensysteme 
und als öffentlichkeitswirksame Verkaufs- 
Show. 
Die innenpolitische Lage der USA ist durch 
verdrängte Probleme gekennzeichnet, 
durch exorbitante Skandale (Enron u.a.), 
durch Milliardenverluste, und statt visionärer 
Auswege wird traditionelle Politik betrieben. 
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Wie so manche Präsidenten zuvor verfiel 
Bush aufgrund der innenpolitischen Kom- 
plexität und seiner Inkompetenz dem Reiz, 
außenpolitisch Akzente zu setzen. 
Die,,WahlU Bushs zeigte,dass die USA zutiefst 
gespalten sind und dass die Neokonservati- 
ven mit rücksichtsloser Härte ihre Politik 
durchzusetzen bereit sind - wie andere 
Rechtspopulisten auch (Berlusconi, Haider 
USW.). Und seit den unsäglichen Terroran- 
Schlägen vom 11.9.2001 wird von Konserva- 
tiven innerhalb und außerhalb des Staatsap- 
parates eine Dauermobilisierung der Bevöl- 
kerung betrieben und ein simples Freund- 
Feind-Schema a la Hollywood kreiert. Der 
nach außen gerichtete Aktivismus ermög- 
licht die nostalgische Zuflucht zu,,national 
greatness" und Einzigartigkeit, einem 
Wiedererwachen der weltweiten ,,Erlöser- 
Mission". 
Innenpolitisch könnte sich etwas abzeich- 
nen, was vor einer Generation der US-Sozial- 
wissenschaftler Bertram M. Gross als,,Friend- 
ly Fascism" herausgearbeitet hat:eine neue 
Art des Totalitarismus. Ähnliche Anklänge 
lassen sich u.a. bei Barber oder auch bei dem 
US-Sozialphilosophen Richard Rorty finden. 
Unter dem Titel ,,The American road to fa- 
scism" analysierte er 1998 negativeTenden- 
Zen in den USA und sagte voraus, dass ein 
,,starker Mann" an die Macht kommen kön- 
ne:,,He will invoke the glorious memory of 
the Gulf war to provoke military adventures 
that will generate short-term prosperity. He 
will be a desaster for the country and the 
world. People will wonder why there was so 
little resistance to his rise." (New Statesman, 
8. Mai 1998,5.29) 
Bushs Amerika hat sich mit der neuen Weltla- 
ge noch nicht arrangiert,sondern sich bei glo- 
balen Fragen (Kyoto-Protokoll,lnternationaler 
Strafgerichtshof, Rüstungskontrolle usw.) 
immer mehr in eine unilateralistischeVerwei- 
gerungshaltung hineinmanövriert. Und mit 
dieser Kriegführung erfolgt eine Art Befrei- 
ungsschlag: die von den USA beherrschte mi- 
litärische Logik soll in der internationalen Po- 
litik wieder hergestellt werden. Der American 



Way of Life - so Bush -dürfe durch drohende 
sozial-ökologische Zukunftspolitik nicht ge- 
fährdet werden (dabei geht die Gefährdung 
genau von dieser Lebensweise und ihrer Aus- 
breitung aus!). Und in Zeiten einer erstarken- 
den EU mit ihrem an Einfluss gewinnenden 
Euro kann durch die Kriegslogik eine starke 
US-Kontrolle geschaffen werden. 

Im Hintergrund: ungelöste Strukturkrise 
Unter dieser vielgestaltigen Interessen- und 
Motivstruktur liegt ein fundamentaler Zu- 
sammenhang verborgen,auf den Wolfgang 
Fritz Haug kürzlich hinwies: die strukturelle 
Krise des fordistischen ,,Kapitalismus". Dass 
es um die Kontrolle des wichtigsten Energie- 
trägers geht - Erdöl, haben viele Experten 
(u.a. Franz Alt) nachgewiesen. Auf Öl baut 
der industrielle Kapitalismus, unsere ver- 
schwenderische und naturzerstörende Pro- 
duktionsweise, auf - vor allem in den USA. 
Die Situation, dass 4% der Weltbevölkerung 
25% der Ressourcen verbrauchen, ist nicht 
mehr lange zu verteidigen. Und Bush hat 
verlautbart, dass sich sein Land trotz Klima- 
wandel und anderen Problemen für unsere 
Zivilisation und die Natur ihren ,,American 
way of life" nicht nehmen lassen werden.Wie 
häufig in der Geschichte von Systemkrisen 
werden keine progressiven Reformen oder 
gar Revolutionen, sondern eine Art,,passive 
Revolution" (Gramsci) exekutiert, werden 
passende Nebenkriegsschauplätze organi- 
siert, um das Stellen der Machtfrage zu ver- 
meiden. 
Zum Funktionieren dieser Machterhaltungs- 
Strategie spielt Angst und deren Benutzung 
eine große Rolle. Immer mehr Bürger wer- 
den verunsichert von den sich beschleuni- 
genden Veränderungen, die ihrer Kontrolle 
entzogen sind, soziale Unsicherheit breitet 
sich aus, Konkurrenzkampf eskaliert. Und 
diese im Alltag des Systems verwurzelte 
Angst wird von einigen (meist konservati- 
ven, sich,,christlichn nennenden!) Politikern 
benutzt, um mit Ersatz-Zielen von den ei- 
gentlichen Ursachen abzulenken. Ein Böse- 
wicht wie Saddam Hussein passt da sehr gut 
ins Konzept.Und in einer,,Culture of Fear" (so 
der Titel des hervorragenden Buches von 
Barry Glassner), können Ängste besonders 
leicht ausgenutzt werden (wie auch Michael 
Moore in seinem Film und Buch zeigt). 

Opposition in den USA: zwischen Ohn- 
macht und Empörung 
Der imperiale Kurs von Bush fand innerhalb 
der USA erst spät nennenswerte Gegenwehr. 
Die kolossale Schwäche der Liberalen und 
Linken in den USA machte den Durchmarsch 
der Neokonservativen um Bush erst möglich. 
Zu den historischen, strukturellen und ideo; 
logischen Schwächen der US-Linken kamen 
noch der Schock der Machtübertragung auf 
den rechtskonservativen Texaner Bush nach 
der ominösen Wahl von 1999 und schließlich 
der Schock des 1 1 .September, gegen dessen 

patriotischen Schub kaum etwas entgegen 
ZU setzen war. 
Dennoch melden sich immer wieder klare kri- 
tische Stimmen gegen die reaktionäre Zuspit- 
zung,vor allem Intellektuelle wie Susan Son- 
tag oder Noam Chomsky, die aber im Main- 
stream keine Chance haben. Abstinent waren 
vor allem die Demokraten,die erst in den letz- 
ten Wochen begannen, deutliche Kritik an 
Bush zu üben. Aufgrund der langen Kriegs- 
vorbereitungen haben sich inzwischen auch 
weitere Intellektuelle, Film- und Pop-Stars, 
Wissenschaftler, Kirchenvertreter, Gewerk- 
schaften in einer wachsenden Friedensbewe- 
gung gefunden. Selbst der konservative 
Schriftsteller Mario Vargas Llosa, ansonsten 
immer mit den Mächtigen in Washington im 
Gleichschritt, kritisiert nun Bush sehr deutlich, 
wenn auch pathetisch:,,Wer gegen den Irak- 
Krieg ist, kämpft nicht gegen dievereinigten 
Staaten,sondern verteidigt die Prinzipien der 
Freiheit und Legalität, die aus dem Land Lin- 
colns und Martin Luther Kings die stärkste 
und blühendste Demokratie der Welt ge- 
macht haben." (FAZ 3.3.2003,5.40) 
Doch dieses ,,andere Amerika" ist aufgrund 
der in den USA geradezu perfektionierten 
Unterdrückungs- und Eindämmungsfähig- 
keiten gegenüber Linken nur unter bestimm- 
ten historischen Bedingungen wirkungsvoll. 
Die unübertroffene Fähigkeit zur Minimie- 
rung ernsthafter politischer Opposition is t  ein 
zentraler Charakterzug des politischen Sys- 
tems und der politischen Kultur in,,Godls own 
country". Die im Laufe der Geschichte und 
auch nach 1945 angewandten Strategien 
umfassten neben legalen Mitteln häufig auch 
kriminelle und terroristische Methoden (Mc- 
Carthy-Ära, FBI-Aktionen gegen Linke etc.), 
hierzu gehören auch rechtliche Strukturen 
(z.B. Arbeitsrecht, Wahlrecht), die patriotische 
und infantile Ausrichtung in den Medien. Im 
Zuge der imperialen Strategie Bushs werden 
diese Selektionsmechanismen nun auch in- 
ternational intensiv eingesetzt. 

,,Piraten-Diplomatie" - Das außenpoliti- 
sche Manipulations-Arsenal 
In der Außenpolitik hat Bush ebenfalls einen 
unilateralen, rücksichtslosen Kurs einge- 
schlagen. Mit einer Art von ,,Piraten-Diplo- 
matie" (John Pilcher) hatten die USA bereits 
im Umfeld ihres ersten Irak-Krieges ihren 
Willen im UN-Sicherheitsrat durchzusetzen 
versucht. Die Radikalität des Einsatzes von 
,,Carrots and Sticks" ist allerdings ohne histo- 
rische Präzedenz. Der linksliberale Think- 
tank Institute for Policy Studies veröffent- 
lichte kürzlich eine Studie,die zu dem Ergeb- 
nis kommt, dass es sich nicht etwa um eine 
,,Coalition of the willing", die Bush zusam- 
menbrachte, sondern um eine,,Coalition of 
the Coerced" - also eine Koalition der durch 
Druck,Tyrannisieren und Bestechung dazu 
Manipulierten handelt (www.ips-dc.org). 
Die Unterlagen, die US-Außenminister Powell 
dem UN-Sicherheitsrat mit viel Brimborium 

präsentierte,sind lächerlich und würden in kei- 
nem Amtsgericht für eine Verurteilung hinrei- 
chen.Sie beweisen lediglich, dass die USA trotz 
riesigem Militär- und Geheimdienstapparat 
anscheinend über keine wirklich überzeugen- 
den Beweise gegen lra k verfügen. 

Sonnenuntergang für das neue Imperi- 
um? 
Aufgrund der extremen Übermacht, aber 
auch wegen der sukzessiven Abrüstung des 
lrak und der militärisch relevanten UN-In- 
spektionsberichte haben die US-Krieger ver- 
mutlich ein leichtes Zerstörungsspiel gegen 
dieses verteidigungsunfähige Land. Fried- 
hofsruhe dürfte aber ähnlich schwer herzu- 
stellen sein wie in Afghanistan, sowohl in 
Bagdad wie in den Provinzen - ganz abge- 
sehen von Terroranschlägen gegen westli- 
che Ziele allüberall. 
Bush & Co. werden diese Auseinanderset- 
zung unabhängig vom Resultat als Sieg ihrer 
Stärke deklarieren;vor allem, wenn ein mili- 
tärisch schneller,,SiegU mit möglichst keinen 
eigenen und wenigen zivilen Opfern er- 
reicht werden würde. Dadurch würde das 
global-strategische Kräfteverhältnis sehr zu- 
gunsten der USA verschoben. Einem erfolg- 
reichen Bush würden einige beleidigte 
Freunde verzeihen und er würde weiterhin 
fallweise ,,coalitions of the willing" zusam- 
menbasteln. Sollte sich kein schneller Öffent- 
licher ,,Siegn ergeben, würde er hingegen 
kein Fell zu verteilen haben. Er hätte damit 
die imperiale Strömung in der US-Politikauf 
die Spitze und zugleich über die Klippe ge- 
trieben: zu hoch gepokert! 
Auch innenpolitisch hängt vieles von Dauer, 
Verlauf und Ergebnis des Krieges ab:ob Bush 
Chancen für eine Wiederwahl hat, ob die De- 
mokraten 2004 einen Regierungswechsel 
herbeiführen können,ob die Linke sich end- 
lich stärker vernetzt,ob die UN geschwächt 
oder gestärkt - und die USA global diskredi- 
tiert oder als Helden gefeiert werden. 
Die unmittelbaren Kosten eines Krieges wer- 
den für die USA auf über 100 Mrd. US$ ge- 
schätzt, bereits der US-Truppenaufmarsch 
kostet 25 Mrd. US$. Die Bush-Administration 
hat einen Auftrag für den Aufbau des lrak 
nach einem Krieg vorbereitet. Der Umfang 
beträgt Ca. 900 Mio USS (zwar das größte 
derartige Programm seit dem Wiederaufbau 
der BRD und Japans, aber weit unter 1 Pro- 
zent der direkten Kriegkosten!) und konkrete 
Anfragen gingen laut Wall Street Journal an 
mindestens fünf US-Baukonzerne. 
Dieser Präventivkrieg ist der erste,,Krieg des 
21 .Jahrhundertsn und könnte aufgrund sei- 
ner überdeutlichen Verletzung rechtlicher, 
demokratischer und humaner Prinzipien der 
letzte gewesen sein. Doch andererseits steht 
ohne effektiven Widerstand und systemati- 
sche Delegitimierung des selbstherrlichen 
Vorgehens der Bush-Administration durch- 
aus zu befürchten,dass lrak nicht der letzte 
Staat der ,,Achse des Bösen" wäre, der vom 



US-Militärapparat angegriffen werden wür- 
de.Zudem zeichnet sich schon jetzt ab, dass 
eine neue Aufrüstungsrunde begonnen hat. 
Mittelfristig jedoch ist zu vermuten, dass sich 
aufgrund des Ausmaßes der von Bush betrie- 
benen Manipulationen und seiner imperialen 
Politik die US-Regierung weg von einer hege- 
monialen hin zu einer einfachen herrschafts- 
sichernden Supermacht bewegt.Tariq Ali hat 
kürzlich auf diesbezügliche Erkenntnisse von 
Antonio Gramsci verwiesen: „Die 'normale' 
Ausübung der Hegemonie ist charakterisiert 
durch eine Kombination von Macht und Kon- 
sens, in variablen Gleichgewichten,ohne dass 
Macht zu sehr über Konsens dominiert." Es 
gebe aber Situationen, in denen der Rückgriff 
auf eine drittevariante von Hegemonie erfol- 
ge,denn,,zwischen Konsens und Macht steht 
Korruption und Bestechung, welches die 
Schwächung und Paralysierung des Antago- 
nisten oder der Antagonisten" bedeutet. Der- 
artige historische Situationen bedeuten auf- 
grund seiner Schwäche zur Erzeugung von 
Konsens eine strukturelle Niederlage eines 
Hegemons.Und die lsoliertheit von Bushs Po- 
litik könnte belegen, dass nun tatsächlich das 
vorliegt, was der US-Historiker Paul Kennedy 
als ,,imperial overstretch" bezeichnete: dass 
sich die Supermacht USA,,übernommen" hat 
und Bush der letzte Cowboy war, der dem 
Sonnenuntergang entgegenreitet. 

Die Perspektive der Unwilligen: UN, EU, 
Linke 
Die Perspektiven der künftigen internationa- 
len Politik hängen sehr davon ab,wie die jetzi- 
ge Situation,ihre Ursachen und ihre Entwick- 
lung interpretiert werden wird. Bush & Co. 
werden die Sachverhalte verdrehen. Hinge- 
gen kommt es darauf an, das Verbrechen 
beim Namen zu nennen:die Bush-Regierung 
hat gegen UN-Charta, zahlreiche Prinzipien 
des Völkerrechts und des NATO-Vertrags ver- 
stoßen, dem noch niemals zuvor so klar arti- 
kulierten Willen dervölkerzuwidergehandelt. 
Als Verfahrensschritt schlägt das Center for 
Constitutional Rights vor, einen Angriff der 
USA gegen den Irak dadurch zu stören oder 
zu beenden, indem die Generalversamm- 
lung der UN einberufen wird, um über diese 
Problematik abzustimmen (www.ccr-ny.org). 
Dieses als ,,Uniting for Peace" bezeichnete 
Verfahren war bereits während der Suez-Kri- 
se angewandt worden -damals von der US- 
Regierung, und war erfolgreich! 
Die UN und andere Organisationen,~~ steht 
zu befürchten, werden von Bush als Auf- 
räumungskommando missbraucht werden. 
Seinen Kampf gegen den Terrorismus aber 
hat er überzogen und aufgrund seiner eige- 
nen teilweise terroristischen Mittel diskredi- 
tiert. Demgegenüber konnten Frankreich 
und Deutschland ein alternatives Profil auf- 
bauen, und zahlreiche Menschen, selbst in 
den USA, begrüßen dies. Bis zum Abgang 
von Bush in knapp zwei Jahren wird wohl 
nicht viel Konstruktives geschehen können, 

aber schon jetzt müssten Perspektiven kon- 
zipiert werden und relevante Akteure bei- 
derseits des Nordatlantik kooperieren. 
Mehr als je zuvor steht die Stärkung der Poli- 
tikfähigkeit der EU auf der Tagesordnung. 
Vor allem aber gilt es,zukunftsfähige Koaliti- 
onen mit Staaten und Akteuren des Südens 
zu verstärken und damit notfalls - wie 
bereits in einigen Politikbereichen -eine Po- 
litik auch ohne bzw. gegen die imperialen 
USA zu realisieren. 
In Bezug auf die Bundesrepublik ist nun 
deutlich hervorgetreten, was sich bereits ab- 
zeichnete: der deutsche Michel hat für die 
USA als Prellbock gegen unliebsame Syste- 
me seine Schuldigkeit getan. Im Zuge der 
Ost-Erweiterung der NATO werden wohl Mi- 
litärstützpunkte u.a. in Bulgarien entstehen; 
aber die Krisenherde der Zukunft liegen au- 
ßerhalb Europas. Daher betreiben die BU$H- 
Krieger gegenüber der EU offen wie nie 
zuvor die altbewährte römische Taktik des 
,,teile und herrsche". 
Was die Entstehung dieser Situation zum wie- 
derholten Male beweist, ist die dringende 
Notwendigkeit zur Stärkung der transatlanti- 
schen Kooperation linker und progressiver 
Kräfte. Einige der zahlreichen vereinzelten 
Kontakte z.6. der Parteien, Stiftungen, Ge- 
werkschaften und NGOs müssten zu einer Art 
zivilgesellschaftlichem Parlament oder Run- 
den Tisch gebündelt werden. Denn Konflikte 
mit Bush & Co. (oder wie sie heißen mögen) 
wird es weiterhin geben. Und die progressi- 
ven Akteure beiderseits des Atlantik haben 
mit ähnlichen destruktiven und nicht-zu- 
kunftsfähigen Strukturen zu kämpfen. 
Und schließlich: zum sozial-ökologischen 
Umbau in der EU und zur Umsteuerung auf 
eine wirklich nachhaltige Produktions- und 
Lebensweise, die es schrittweise zu erreichen 
gilt, gibt es keine Alternative. In der Geschich- 
te der Klassenkämpfe und Zivilisationsent- 
wicklung wird Bushs imperiales Agieren eine 
- wenn auch destruktive - Phase darstellen, 
die überwindbar ist. Die nie da gewesenen 
weltweiten Aktionen, Demonstrationen und 
Kundgebungen könnten in diesem Sinne als 
Weiterentwicklung der Aktivitäten gegen die 
neoliberale Globalisierung fungieren. Und da 
imperialistische Phasen immer ein enormes 
Destruktionspotenzial mit sich bringen und 
nicht von alleine beendet werden, gilt es, ge- 
nau die Gegenmacht gegen imperiale Akteure 
und Strukturen voranzutreiben - hier liegt 
das Potenzial linker Analysen, Deutungen 
und daraus zu entwickelnder und umzuset- 
zender Strategien. Insofern hat es uns Bush 
sehr leicht gemacht! Und tatsächlich lesen 
und hören wir allerorten selbst aus bürgerlichen 
Medien linke, kritische Erklärungsmuster! Wenn 
dies aktuell auch angesichts der losgelassenen 
Militärmaschinerie und der Zerstörungen zu ge- 
ring erscheint: Eine realistische Alternative muss 
in dieser Richtunq qeschaffen und wirkunqs- 
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Ira k-Konflikt und US-Strategie 
Von Rolf Mützenich 

Wir sind gegenwärtig Zeugen be- dingungen zu schaffen, unter denen die 
deutender Veränderungen des Internationa- Waffen schließlich abgeschafft werden kön- 
len Systems. Der Krieg im Irak wird diese be- nen." (Rede des Präsidenten John F.Kennedy 
schleunigen und hat verschiedene Auswir- vor der American University, Washington 
kungen: Der weiterhin ungehinderte Zu- D.C.,am 10.Juni 1963) 
gang zu und der Transport von wichtigen Die hegemoniale Rolle der USA war auch in 
Rohstoffressourcen bleibt für alle Industrie- diesem Konzept verankert.Allerdings waren 
gesellschaften existenziell.Dies gilt vor allem deren Handlungen institutionell eingebun- 
für die USA, deren nationale Rohstoffpolitik den,das Gewaltmonopol der Vereinten Nati- 
sich an einem bedeutenden Zuwachs fossil onen zumindest bis Anfang der achtziger 
ler Brennstoffe ausrichtet. Ob zu deren Si- Jahre anerkannt und die in Jalta festgeleg- 
cherung künftig auch militärische Interven- ten Einflusszonen akzeptiert. Unter den Be- 
tionen als adäquates Mittel angesehen wer- dingungen des Ost-West-Konflikts wurde 
den, entscheidet sich unter Umständen im die Sicherheitspolitik der USA nicht nur 
Irak. Der Krieg wird dabei auch auf die politi- durch die Fähigkeit zum atomaren Zweit- 
schen Systeme im Nahen und Mittleren Os- schlag, sondern auch durch internationale 
ten einwirken und darüber hinaus auch die Organisationen, Rüstungskontrollverträge, 
Neuordnung eines palästinensischen Staa- Verifikationsapparate, Handelsverträge so- 
tes beeinflussen. wie die Einbeziehung des gesellschaftlichen 
Darüber hinaus wird ein Krieg auch dem in- Sektors in der Bearbeitung internationaler 
ternationalen Terrorismus neue Nahrung ge- Konflikte bestimmt. Die Regimebildung 
ben. Und nicht zuletzt könnte ein Dritter prägte immer stärker die Gestalt des Interna- 
Golfkrieg der Auslöser für eine weltpoliti- tionalen Systems. Auch andere Regionen 
sche Konfrontation entwickelten entspre- 
zwischen Islam und chende Muster der 
Christentum sein. Die amerikanische Konfliktbearbeitung. 
Nicht nur in der Sum- Mit dem Ende des 
me sondern schon al- Regierung is t  von der Ost-West-Konflikts er- 
lein für sich genom- Überleqenheit d e ~  eiqenen lahmte hingegen das 

U U 

men sind diese Er- politischen und Interesse der USA an 
gebnisse problema- derartigen Strukturen. 
tisch genug.Struktur- wirtschaftlichen Systems Die Politik der ,,soft 
bildend wird hinge- power" wurde mehr 
gen sein, ob die neue überzeugt. und mehr durch ein- 
,,Nationale Sicher- seitige Handlungen 
heitsstrategie der der einzig verbliebe- 
Vereinigten Staaten von Amerika'' in Zukunft nen Weltmacht abgelöst. Mit der konservati- 
auch praktische Gültigkeit bekommen wird. ven Revolution im US-Kongress wurde der 
Welche revolutionäre Auswirkungen dies für Bruch endgültig: In der Folge wurden ver- 
die internationale Politik haben würde, kann bindliche Klimastandards abgelehnt, ein 
am besten durch einen Rückblick auf die Übereinkommen zur Kontrollevon Kleinwaf- 
Grundzüge des Internationalen Systems fen behindert, die Entwicklungshilfe redu- 
nach Ende des Zweiten Weltkrieges verdeut- ziert, Schulden gegenüber den Vereinten 
licht werden. Geprägt von der Zäsur der Nationen nicht beglichen und Schutzzölle 
Kuba-Krise formulierte der damalige US-Prä- für einheimische Produkte eingeführt. 
sident,John F.Kennedy,in seiner,,Friedensre- Im Bereich der Rüstungskontrolle wurden 
den am 10.Juni 1963 die Bedingungen eines ebenfalls entscheidende Fortschritte blo- 
neuen Sicherheitssystems: Wir ,,wollen die ckiert:So wurde die Chemiewaffen-Konven- 
Vereinten Nationen stärken, ihre finanziellen tion wurde nur mit Einschränkungen akzep- 
Probleme lösen helfen, sie zu einem wirksa- tiert und der ABM-Vertrag zugunsten einer 
men Instrument des Friedens machen,siezu nationalen Raketenabwehr mit dem Recht, 
einem echten Sicherheitssystem für die Welt eine neue Generation von Atomwaffen zu 
entwickeln - einem System das in der Lage entwickeln,gekündigt.Darüber hinaus wur- 
ist, Meinungsverschiedenheiten auf der Ba- den der lnternationale Strafgerichtshof ge- 
sis des Rechts beizulegen, die Sicherheit der ächtet und Sonderabkommen mit Staaten 
Großen und Kleinen zu garantieren und Be- hinsichtlich der Verfolgung von US-Bürgern 

Dr. Rolf Mützenich, SPD-MdB, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss und Unterausschuss für Abrüs- 
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geschlossen; der Vertrag über das Verbot 
von Landminen nicht anerkannt;einVerifika- 
tionssystem für die Biowaffen-Konvention 
boykottiert sowie der Umfassende Test- 
stopp-Vertrag und die Seerechts-Konventi- 
on nicht ratifiziert. 
Dieser Prozess begann bereits weit vor 
Amtsantritt der Bush-Administration. Die 
neue Qualität und die damit verbundene 
Herausforderung für das lnternationale Sys- 
tem besteht jedoch darin, dass wichtige Ent- 
scheidungsträger der neuen US-Regierung 
mittlerweile auch offiziell eine neokonserva- 
tive, imperiale Politik stützen. Die neue,,Nati- 
onale Sicherheitsstrategie der Vereinigten 
Staaten von Amerika" vom September 2002 
stellt in diesem Zusammenhang einen wich- 
tigen Einschnitt dar. Aus deren Blickwinkel 
erfreut sich das Land,,gegenwärtig beispiel- 
loser militärischer Stärke und eines großen 
wirtschaftlichen und politischen Einflusses" 
(Die Nationale Sicherheitsstrategie derverei- 
nigten Staaten von Amerika (President of 
the United States), September 2002, S. 2.) 
Die amerikanische Regierung ist von der 
Überlegenheit des eigenen politischen und 
wirtschaftlichen Systems überzeugt. Ihre 
Mission sieht sie in der Übertragung dieser 
Vorzüge auf andere Regionen. Dabei müs- 
sen die USA jederzeit unabhängig und frei 
entscheiden können. lnternationale Bindun- 
gen und Verträge sind nur dann zweckmä- 
ßig, wenn sie die eigene Handlungsfreiheit 
und -fähigkeit nicht beschränken. In der Be- 
drohungsanalyse ging man bereits vor dem 
11 .September 2001 von einer umfassenden, 
aber asymmetrischen Gefahr amerikani- 
scher Interessen aus. Die VR China rückte 
rasch als neuer,aufstrebender Rivale ins Zen- 
trum der Aufmerksamkeit. 
Der Höhepunkt war die Krise um das nach 
einer Kollision mit einem chinesischen Ab- 
fangjäger in China notgelandete US-Aufklä- 
rungsflugzeug im April 2001. Aber auch so- 
genannte„Schurkenstaatenu wurden als Be- 
drohung identifiziert. Eine Verbindung zum 
internationalen Terrorismus wurde zwar un- 
terstellt, rückte aber erst mit den Anschlägen 
in NewYork und Washington D.C.in den Mit- 
telpunkt. 
Die Schlussfolgerung der Bush-Administrati- 
on war eindeutig: Sowohl potentielle Kon- 
kurrenten als auch Proliferatoren und Regie- 
rungen, die mit global agierenden Terror- 
netzwerken zusammen arbeiten, sollten 
künftig bekämpft und in Schach gehalten 
werden. Dieses Ziel soll in erster Linie durch 
militärische und sicherheitspolitische Instru- 
mente erreicht werden. Anhand der,,Natio- 
nalen Sicherheitsstrategie" lassen sich dabei 
drei Elemente identifizieren, die die Überle- 



genheit der USA garantieren sollen:Abschre- 
ckung, Prävention und Präemption. 
Im Zentrum der Politik der Abschreckung ste- 
hen weiterhin Kernwaffen. Auch nach der 
russisch-amerikanischen Verabredung über 
die weitere Reduzierung von Atomwaffen 
haben die USA nach wie vor ein überdimen- 
sioniertes Nukleararsenal zur Verfügung, 
welches zudem durch neue Komponenten 
modernisiert werden wird. Damit soll jegli- 
chen militärischen Provokateuren signali- 
siert werden, dass die Vereinigten Staaten 
aufjede Aktion eine überlegene Antwort be- 
reit halten. Auch der frühzeitige Einsatz von 

Weitergabe von Massenvernichtungswaffen lungen. Entscheidend bleibt somit das Ziel 
an oder die Zusammenarbeit mit internatio- zu verhindern, dass Saddam Hussein in ab- 
nal operierenden Terrorgruppen. Multilate- sehbarer Zeit über Kernwaffen und weiter- 
raleverabredungen, Rüstungskontrolle und reichende Trägersysteme verfügt. Weil die 
Verifikation spielen in diesem Konzept lrakpolitik der Bush-Administration zugleich 
lediglich eine unter- der Testfall für die 
geordnete Rolle. Inter- neue nationale Si- 
nationale Organisati- In verschiedenen Regionen cherheitsdoktrin ist, - 
onen sind darin nur fällt ihr das Einlenken 
insoweit akzeptabel, sind bereits Aufrüstungs- auf zivile Verifikati- 
wie sie den Bewe- Prozesse in Gang ons- und Abrüs- 
gungsspielraum der tungsmaßnahmen 
USA nicht behindern. gekommen sind - nicht auch so schwer. 

Ein möglicher Krieg trotz der neuen US-Politik, Zugleich ist nicht zu 
Kernwaffen ist in diesem Konzept vorgese- gegen den Irak wäre ' übersehen, dass die 
hen. somit auch der erste sondern als Reaktion amerikanische Welt. 
In diesen Zusammenhang reiht sich auch der 
Aufbau einer Raketenabwehr ein. Konkurren- 
ten mit einer begrenzten Zahl an strategi- 
schenTrägersystemen sollen daran gehindert 
werden, den potentiellen Kriegsschauplatz 
auf den nordamerikanischen Kontinent aus- 
zuweiten. Dadurch wird die militärische 
Handlungsfreiheit der USA in allen Regionen 
geschützt. Das Konzept der Prävention hinge- 
gen richtet das Augenmerkauf künftige mili- 
tärische Bedrohungen der USA. Diese sollen 
bereits im Keim erstickt werden, indem man 
die Absicht und des Verhalten des Gegners 
quasi im Voraus antizipiert. 
Die neue US-Strategie geht somit weit über 
die traditionelle Abschreckung hinaus, weil 
nicht mehr nur die Aussichtslosigkeit einer 
militärischen Handlung vermittelt werden 
soll.Vielmehr sollen bereits die Möglichkei- 
ten jedweden Gegners behindert werden - 
auch dann, wenn dieser durch Aufrüstung 
lediglich begrenzte politische Ziele im regio- 
nalen Umfeld verfolgt. Somit kann bereits 
der bloße Verdacht zu unüberlegten Reakti- 
onen führen. 
Bei der Präemption geht es schließlich um 
die Zerstörung derartiger militärischer Fä- 
higkeiten, bevor diese einsatzfähig und 
möglicherweise gegen US-Interessen einge- 
setzt werden können. Darunter fällt auch die 

Schritt zur Umset- 
zung der neuen,,Nati- 

da 

onalen Sicherheits- 
doktrin". Aus Anlass der Verabschiedung der 
Resolution 114 durch den Kongress am 16. 
Oktober 2002 zur ,,Ermächtigung zum Ein- 
satz der amerikanischen Streitkräfte gegen 
den I rak betonte George W. Bush erneut im 
offenen Widerspruch zur Charta der Verein- 
ten Nationen die,,verfassungsgemäße Auto- 
rität des Präsidenten,Gewalt einzusetzen zur 
Abschreckung,Vorbeugung oder als Reakti- 
on auf Aggressionen oder andere Bedrohun- 
gen amerikanischer Interessen" (Die Verei- 
nigten Staaten sprechen mit einer Stimme, 
Präsident George W.Bush über die Irak-Reso- 
lution des Kongresses, 16. Oktober 2002 
(www.unembassy.de/us-botschaft-cgilad- 
detaiI.~gi?Ifdnr=l508)). Präemption und Prä- 
vention greifen dabei ineinander. 
Dass der lrak mit herkömmlichen militäri- 
schen Mitteln die USA unmittelbar angreifen 
kann, unterstellen selbst die dortigen Regie- 
rungsstellen nichtvielmehr rückt die Gefahr 
der Weitergabe des irakischen Chemie- und 
Biowaffenpotentials an terroristische Grup- 
pen in den Mittelpunkt der amerikanischen 
Bedrohungsanalyse. Ein entsprechender Be- 
weis oder auch nur die Präsentation von An- 
haltspunkten sind bisher jedoch nicht ge- 

Die Schweiz sagt Nein zum 
II freien Strommarkt" 
Von Wolf Stettler und Adriun Zimmermann 

Am 22. September 2002 hat das ausgesprochen. Für das Gesetz war eine mil- 
Schweizer Stimmvolk das Elektrizitätsmarkt- lionenschwere Kampagne geführt worden. 
gesetz (EMG) abgelehnt und sich damit ge- Regierung,Parlamentsmehrheit und Medien 
gen die Liberalisierung des Strommarktes waren fast geschlossen für das Gesetz einge- 

Wolf Stettler (Zürich), Informatikstudent, Internationaler Sekretär JUSO Schweiz, und Adrian Zim- 
mermann (Bern), Historiker, Vizepräsident SP Bern-Süd, sind Vorstandsmitglieder des Oltener Krei- 
ses linker Sozialdemokratlnnen. 

.auf. ordnungsstrategie 
bereits erste Risse be- 
kommt: So lässt sich 

die Politik der Eindämmung gegenüber 
Nordkorea mit der neuen Programmatik nur 
schwer in Einklang bringen. 
Zudem ist es offensichtlich, dass in verschie- 
denen Regionen bereits Aufrüstungsprozes- 
se in Gang gekommen sind - nicht trotz der 
neuen US-Politik, sondern als Reaktion dar- 
auf. Nicht zuletzt wurde auch die NATO einer 
großen Belastungsprobe ausgesetzt, wäh- 
rend dievereinten Nationen vor der Alterna- 
tive zwischen Folgsamkeit oder Unabhän- 
gigkeit stehen. Insgesamt lässt sich feststel- 
len, dass der Ansehensverlust der US-Politik 
weltweit dramatisch zugenommen hat und 
selbst innerhalb der Vereinigten Staaten die 
lrakpolitik der Bush-Regierung zunehmen- 
den auf Widerstand stößt. Da aber zumeist 
der subjektive Faktor den Ausschlag in der 
Entscheidungsfindung gibt, bleibt Skepsis 
angebracht: In der lrakkrise steht nicht nur 
die Durchsetzungsfähigkeit der amerikani- 
schen Außenpolitik auf dem Spiel, sondern 
ebenso die Glaubwürdigkeit ihrer Entschei- 
dungsträger. Und wenn diese von ihrer Mis- 
sion so überzeugt sind, wie die Mannschaft 
um George W. Bush, steht das Ergebnis 
zumeist bereits vorher fest. SDW 2 12003 

treten. Die Ablehnung markiert eine grund- 
legende Wende weg von der marktradikalen 
Deregulierungs- und Privatisierungspolitik 
der 90er Jahre hin zu einer Renaissance des 
öffentlichen Sektors der Wirtschaft. 
Gegen das Gesetz organisierte ein Komitee 
das Referendum, in dem Kantonalparteien 
und Sektionen der Sozialdemokratischen 
Partei der Schweiz (SP Schweiz), die Gewerk- 
schaften und Vertreter kleinerer, lokaler und 
regionaler Linksgruppen vertreten waren. 
Um ein vom Parlament beschlossenes Ge- 
setz einer Volksabstimmung zu unterstellen 
müssen innerhalb dreier Monate 50.000 Un- 
terschriften gesammelt und beglaubigt wer- 
den. 
Auf Seiten der Gewerkschaften waren der 
VPOD (Verband des Personals der öffentli- 
chen Dienste) und die Gewerkschaft SMUV 



(Gewerkschaft Industrie, Gewerbe, Dienst- tik bietet auch das einschlägige Postionspa- halb in erster Linie mit Personalabbau- 
leistungen vormals Schweizerischer Metall- pier der berühmten US-Konsumentenorga- masßnahmen angestrebt. Damit werden 
und Uhrenarbeiterverband) federführend, nisation,,Public Citizen" mit dem auf einen die Sicherheit der Anlagen und der Versor- 
die das Personal der Elektrizitätswerke orga- Slogan von Bill Clintion anspielenden Titel gung gefährdet. In Schweden waren zum 
nisieren. Die Sozialdemokratische Partei der ,,ltls greed stupid!" Jahreswechsel 2000/2001 ganze Landestei- 
Schweiz (SP) schloss sich dem Referendum Es gelang schließlich,in einer für die breitere le wochenlang ohne Strom, als nach star- 
erst nach langem Zögern an, hatte sich doch Öffentlichkeit überzeugenden Weise den ken aber für Skandinavien nicht außerge- 
die Mehrheit ihrer Parlamentarier zunächst Nachweis zu erbringen, dass die,,kaliforni- wöhnlichen Schneefällen, wegen der im 
für das EMG ausgesprochen. schen Zustände" nicht bloss ein einmaliges Zuge der Liberalisierung ausgesprochenen 

Ereignis, sondern eine logische Folge des Massenentlassungen zuwenig Personal zur 
Die Liberalisierungsdiskussion in der Prinzips des,,freien Markts" in der Stromver- Verfügung stand, um das Leitungsnetz in 
Schweiz sorgung sind. kurzer Frist zu reparieren. 
Wie im übrigen Europa begann die Liberali- Eine naive, marktgläubige Vorstellung geht 
sierungsdebatte in der Schweiz in den davon aus,dass Konkurrenz in jedem Fall zu Die Realität im Strommarkt: Profitgierauf 
1990er Jahren. Die SP Schweiz versuchte un- einer effizienteren und preisgünstigeren Kosten der Konsumenten 
ter ihrem damaligen Präsidenten Peter Bo- Versorgung führt. Diese Vorstellung ist für Im,,freien Strommarkt" verfolgt ein Strom- 
denmann diese Liberalisierungen aktiv zu jeden Wirtschaftszweig reichlich weltfremd, versorger nicht mehr das Ziel, ein be- 
beeinflussen, d.h., sie zu Gunsten oder in der Stromversorgung i s t  sie absurd. stimmtes Gebiet mit möglichst niedrigen 
wenigstens nicht zu Lasten der Lohnabhän- Strom ist kein Gut wie jedes andere.Strom Kosten effizient mit Strom zu versorgen, 
gigen zu gestalten. Die grundsätzliche Op- i s t  nicht lagerbar, er muss im selben Mo- sondern das Ziel, möglichst viel Profit zu 
position gegen die Liberalisierungswelle ment erzeugt werden, in dem er verbraucht erzielen. Die Strompreise werden nicht 
war damals auch in den Gewerkschaften wird.Stromerzeugung, Stromtransport und mehr wie im System der Versorgungsmo- 
und der sozialistischen Linken schwach. Ein Stromverbrauch müssen deshalb optimal nopole aufgrund der durchschnittlichen 
Versuch von Teilen der Postgewerkschaft aufeinander abgestimmt sein, sonst bricht Kosten der Stromversorgung berechnet, 
und der SP-Linken, die Stromversorgung sondern aufgrund der Grenzkosten: Die 
ein Referendum ge- zusammen. Der teuerste jeweils gerade noch benötigte 
gen die Liberalisie- Eine grundlegende Wende Strombedarf ist nicht Energie bestimmt den Marktpreis. Im Klar- 
rung derTelekommu- weg von der marktradika- gleichmäßig, zu be- text heißt dies, dass an einem kalten Win- 
nikation zu lancieren, stimmten Jahreszei- termittag mit sehr hohem Strombedarf,an 
scheiterte 1997 am len Deregulierungs- und ten (in unseren Brei- dem ein neues, noch kaum amortisiertes 
Nichterreichen der Privatisierungspolitik der tengraden vor allem Kraftwerk in Betrieb genommen werden 
notwendigen Unter- im Winter) undTages- muss, auch die das ganze Jahr laufenden, 
schriftenzahl. 9OerJahre hin zu einer zeiten (vor allem am alten und weitgehend abgeschriebenen 
Der Widerstand be- Renaissance des Mittag) wird mehr Kraftwerke für ihren Strom diesen hohen 
gann auf lokaler Ebe- Strom benötigt als zu Preis einstreichen können. In Norwegen - 
ne, gegen Projekte öffentlichen Sektors der anderen. Man unter- von den schweizerischen Behörden als 
zur Privatisierung lo- Wirtschaft. scheidet deshalb zwi- Musterland einer gelungenen Liberalisie- 
kaler Elektrizitätswer- schen der immer be- rung dargestellt - kam es anfangs Januar 
ke. Die wichtigsten nötigten Bandener- 2003 innerhalb weniger Tage zu einer Ver- 
Erfolge,auch in Hinblickauf die EMG-Debat- gie und der nur zu bestimmten Zeiten be- fünfachung der Strompreise, zwei Rentner 
te, waren die Ablehnung der Privatisierung nötigten Spitzenenergie. Gerade die Haus- erfroren in ihren Wohnungen, weil sie aus 
des Elektrizitätswerkes der Stadt Zürich EWZ halte benötigen vor allem teuren Spitzen- Furcht vor den hohen Stromrechnungen 
im Sommer 2000 und der Eingliederung des Strom, während die industriellen Grossver- ihre Heizungen gedrosselt hatten (Preisex- 
Elektrizitätswerks des Kantons Zürich EKZ in braucher rund um die Uhr Strom beziehen. plosion lässt Norwegen frieren, Basler Zei- 
den neuen Stromkonzern Axpo im Juni 2001. Zudem muss auch die mittel- bis langfristi- tung Nr. 8,10.01.2003, S. 15). 
Durch diese beiden Abstimmungen wurde ge Entwicklung des Strombedarfs abge- Darüber hinaus haben im ,,freien Strom- 
der Beweis erbracht, dass man in Volksab- schätzt werden,damit rechtzeitig die benö- markt" die Stromerzeuger die Möglichkeit 
Stimmungen Liberalisierungsprojekte ver- tigten Erzeugungs- und Leitungskapazitä- ihre marktmächtige Position noch weiter 
hindern kann, und zwar sowohl in der mehr- ten erstellt werden können. auszuspielen, den Markt zu manipulieren. So 
heitlich linken Stadt Zürich als auch im Die ökologische Herausforderung zwingt können sie den Strom ihrer Kraftwerkezu ei- 
mehrheitlich bürgerlichen Kanton Zürich. dazu, haushälterisch mit der Energie umzu- ner bestimmten Spitzenzeit absichtlich ZU 

Damals begannen die bürgerlichen Befür- gehen. Mit der Integrierten Ressourcenpla- teuer offerieren (Strategischer Kapazitäts- 
worter des EMG nervöszu werden,nachdem nung (IRP) würde ein Instrument zur Verfü- einsatz). Da ohnehin alle Anbieter den Preis 
sie vorher von einem sicheren Sieg ausge- gung stehen, dass bei jedem neuen Kraft- für das teuerste Kraftwerke bekommen wer- 
gangen waren. werksprojekt zuerst abklärt, ob das gleiche den, haben die Kraftwerksbesitzer kein Inte- 

Resultat nicht effizienter mit Investitionen in resse daran, den zu teuer anbietenden,,Kon- 
Besonderheiten des Elektrizitätsmarkts Energiesparmaßnahmen zu erzielen wäre. kurrenten" zu unterbieten. 
Weil der Zusammenbruch der Stromversor- Die Liberalisierungsprojekte haben dazu ge- Die Preise lassen sich sogar noch weiter in  
gung in Kalifornien damals in aller Mund war führt, dass die IRP klammheimlich beerdigt die Höhe treiben: Ein billigeres Kraftwerk 
und aus Europa kaum substantielle kritische wurde.Es wird damit klar,dass der Markt kein kann gerade während des Spitzenbedarfs - 
Analysen des Strommarkts vorlagen, lehnte geeigneter Mechanismus ist,die Bedürfnisse etwa unter dem Vorwand einer Reparatur - 
sich die Argumentation gegen das EMG nach einer sicheren, preisgünstigen effizien- vom Netz genommen werden. Diese Markt- 
stark an amerikanische Vorarbeiten an. Na- ten und nachhaltigen Energieversorgung si- manipulationen haben seinerzeit zur Kata- 
mentlich die von Dr. Richard Rosen vom in cherzustellen. Strophe in Kalifornien geführt. 
Boston beheimateten,,Tellus Institute" erar- In der Stromversorgung gab es in der letz- Selbstverständlich kann bei einer solchen 
beiteten Studien lieferten fruchtbare Anre- ten Zeit keine größeren Produktivitätsfort- Spekulation auf Kosten des der Marktmacht 
gungen. Einen guten Einstieg in dieThema- schritte. Kosteneinsparungen werden des- ausgelieferten Konsumenten von einer ge- 



Sunden Wirtschaft keine Rede mehr sein: Es 
ist kein Zufall, dass gerade die Hauptprofi- 
teure der Deregulierungswelle, wie der zu- 
sammengebrochene Stromhandelskon- 
zern Enron, im Epizentrum der gegenwärti- 
gen Erschütterung der Finanzmärkte ste- 
hen. 
Monopole und Spekulanten sind somit die 
Hauptprofiteure des ,,freien Strommarkts". 
Die Deregulierung der Stromversorgung hat 
überall eine gewaltige Konzentrationswelle 
ausgelöst. Die staatsmonopolistischen Ener- 
giekomplexe wollen mittels der Liberalisie- 
rung überall die Fesseln der demokratischen 
Kontrolle sprengen. Weniger mqrktmächtig 
werden sie dadurch nicht, die politischen 
Rücksichten die sie bis anhin noch nehmen 
mussten, - namentlich die Versorgungs- 
pflicht für ein bestimmtes Territorium - fal- 
len aber weg. 
Doch auch weitere Kreise schielen darauf, 
dass im Stromhandel und der Stromspekula- 
tion für sie einige saftige Profitstücke zu ho- 
len sind: Finanzdienstleister bieten für den 
zahlungskräftigen Kunden derivative Fi- 
nanzinstrumente an, um sich gegen die Un- 
wägbarkeiten des,,freien Strommarktes" ab- 
zusichern, die ideologischen Dienste der 
Werbewirtschaft schließlich, werden beim 
wettbewerbsorientierten Verkauf eines für 

22. Juni 2002 in Lau- 
sanne wiederum mit 
Zweidrittelsmehrheit 
gefasst. 
Diese Neinparole war 
bereits ein großer Er- 
folg für den linken 
und gewerkschaftli- 
chen Flügel der SPS. 
Dass es auch gelang, 
das Stimmvolk von ei- 
nem Nein zu überzeu- 
gen, wiegt umso 
schwerer. Die Partei- 
linke i s t  seither poli- 
tisch und moralisch 
gestärkt. Noch ließ 
sich dieser gesteiger- 
te Einfluss der Partei- 
linken nicht machtpo- 
litisch und personell 
umsetzen: In der Par- 
lamentsfraktion und 
im Parteiapparat ist 
sie immer noch deut- 
lich in der Minderheit. 
Die Gesamtpartei 
konnte nur bedingt 
vom Abstimmungs- 
sieg profitieren. 

steht selbst nach Schätzungen von Befür- 
wortern der Liberalisierung aus Marketing- 
kosten. (Strombranche im Banne der Markt- 
Öffnung, NZZ, 9.2.2001) 

Die Bedeutung des EMG-Neins für die 
Parteilinke 
Da die Mehrheit der sozialdemokratischen 
Parlamentsfraktion dem EMG zugestimmt 
hatte, musste der Kampf gegen das EMG 
auch in der Partei geführt werden. Parallel 
zur Unterschriftensammlung,an der sich die 
Partei nicht offiziell beteiligte (wohl aber vie- 
le Kantonalparteien und lokale Sektionen), 
begann die mehrere Monate dauernde 
Überzeugungsarbeit.Zuerst wurde eine Re- 
solution gegen die Li- 

Bundesrat Moritz Leu- 
enberger sehr stark 
für das EMG eingesetzt und damit dem An- 
sehen und der Glaubwürdigkeit der Partei 
geschadet. Andererseits hat die späte Paro- 
lenfassung und die sehr laue Kampagne der 
SP verhindert,dass die Nein-Kampagne stark 
von der SP geprägt worden wäre. lm Vorder- 
grund standen die Gewerkschaften und ein- 
zelne Personen der SP-Linken - vorab Natio- 
nalrat Pierre-Yves Maillard, der eigentliche 
,,Vatern des Referendums - oder aus kleine- 
ren linken Partreien. 
Innerhalb der SP hat die Linke in der Liberali- 
sierungsdebatte die Hegemonie erlangt. Es 
gibt kaum noch Sozialdemokratlnnen, die 

sich öffentlich für Pri- 
beralisierung des Elek- 
trizitätsmarktes von Es gibt kaum noch 

vatisierungen oder 
L iberal is ierungen 

der schweizerischen Sozialdemokratlnnen, die aussprechen. So äus- 
Delegiertenversamm- sern sich jetzt sogar 
lung (DV) vom 6.0kto- sich öffentlich für EMG-~efürworter ge- 
ber 2001 in Fribourg Privatisierungen oder gen die Freigabe der 
mit Zweidrittelsmehr- letzten Meile bei den 
heit anqenommen. Liberalisierungen Telefon-Festnetzver- 
Darauf haben sich 
nach und nach die Ge- 

aussprechen. bindungen. Ob die- 
ser Wandel der Ein- 

schäftsleitung, mehre- sicht oder nur dem 
re Kantonalparteien und diverse Parlamen- Opportunismus (im Herbst 2003 sind Wah- 
tarierlnnen, die sich teilweise im Parlament len) geschuldet ist, wird sich zeigen. 

Schließlich wurde das EMG laut Abstim- 
mungsanalyse nicht nur von der Mehrheit 
der Linken sondern auch von vielen bürger- 
lichen Wählerinnen und Wählern abge- 
lehnt. Dabei zeigt sich,dass gerade auch die 
Wähler der rechtspopulistischen SVP - trotz 
gegenteiliger Parole ihrer Parteileitung - 
sich klar gegen das EMG ausgesprochen 
hat. Der konsequente Kampf gegen Dere- 
gulierungen und Privatisierungen ist daher 
in der Auseinandersetzung mit den 
rechtspopulistischen Strömungen von ent- 
scheidender Bedeutung. Die Debatte um 
nationale Souveränität, Globalisierung und 
europäische Integration wird in der Ausein- 
andersetzung um die Zukunft des öffentli- 
chen Einflusses in der Wirtschaft vom Kopf 
auf die Füße gestellt: Globalisierung und 
europäische Integration dürfen nicht Iän- 
ger alsvorwand für die Enteignung desVol- 
kes und den Abbau demokratischer Rechte 
missbraucht werden! SPW 2 12003 

Links und Literaturhinweise 
www.tellus.org 
www.citizen.ora/documents/re~ortlOmvths~df.PDF 
Oltener Kreis linker Sozialdemokratlnnen (Hg.), Energie 

für eine andere Politik. Nein zum EMG! Zu bestellen 
unter: info@socialism.ch) 

noch enthalten oder mit Ja ~est immt  hatten Die EMG-Abstimmung war der wichtigste Adrian Zimmermann, Die Versorgungssicherheit nicht - 
öffentlich gegen das EMG ausgesprochen. Erfolg der schweizerischen Linke seit Jah- fahrlässigaufsSpielsetzen.Neinzum EMG (SGB-DOs- 

Die offizielle und endgültige Nein-Parole ren. Liberalisierungsvorlagen werden es in ~~~~~~/~~b",~t~I,~";""en unter: http:'l 
wurde an der Delegiertenversammlung vom Zukunft wesentlich schwerer haben. 



Steuern auf Z inser t räge - hat der Fiskus 
e t w a s  zu verschenken? 
Von Sabine Reiner 

Kurz vor Weihnachten überraschte 
die Bundesregierung mit dem Vorschlag,die 
bisherige Zinsbesteuerung in Deutschland 
durch eine Abgeltungsteuer in Höhe von 25 
Prozent zu ersetzen. Verbunden mit dieser 
neuen Idee war eine Amnestie für Steuer- 
flüchtlinge: Wer illegal im Ausland angeleg- 
tes Geld zurückholt, soll pauschal eine Art 
einmaliger Strafsteuer von ebenfalls 25 Pro- 
zent auf das Fluchtgeld bezahlen und würde 
nicht wegen Steuerhinterziehung bestraft. 
100 Milliarden Euro von insgesamt geschätz- 
ten 3-400 Milliarden Euro Fluchtgeld,so hieß 
es im Dezember, sollten auf diese Weise zur 
Rückkehr bewegt werden. 
Für Vermögende ist es bisher überaus lukra- 
tiv,Geld in Ländern anzulegen, die niedrige 
oder keine Steuern auf Zinserträge erheben. 
In den meisten Län- 

nur gut eine Milliarde Euro jährlich einbrin- 
gen können. 
Auch Finanzminister Eichel hat seine opti- 
mistische Schätzung inzwischen auf nur 
noch ein Fünftel reduziert.Im Februar verab- 
schiedete das Bundeskabinett Eckpunkte 
der Steueramnestie,die schon im Juli in Kraft 
treten soll: Wer bis Ende diesen Jahres 
Fluchtgeld ,,strafbefreiend erklärt", soll 25 
Prozent Steuern auf das erklärte Vermögen 
zahlen, danach werden 35 Prozent fällig. 
Statt 100 Milliarden Euro erwartet Hans Ei- 
chel nun lediglich noch 20 Milliarden Euro 
steuerlich nacherklärtes Fluchtgeld für das 
Jahr 2003. Die erhofften einmaligen Mehr- 
einnahmen aus der Strafsteuer schrumpfen 
damit von 25 auf nur noch 5 Milliarden Euro 
zusammen, die laufenden Einnahmen aus 

der Besteuerung der 
dern werden Zinsein- Zinserträge des ehe- 
künfte aus ausländi- Die Abgeltungssteuer maligen Fluchtgeldes 
schem Kapital dabei bringt dem Fiskus also von gut einer Milliar- 
überhaupt nicht be- de auf gut 200 Millio- 
steuert, weil davon nicht die angeblichen nen Euro. 
ausgegangen wird, Mehreinnahmen, sondern Die - ungewissen - 
dass die Steuer im Mehreinnahmen aus 
Heimatland bezahlt wird ihn langfristig sogar r ü c k g e f l o s s e n e m  
wird. Dies is t  aber na- 
türlich nicht der Fall, 

weiter belasten. Fluchtkapital müssen 
jedoch verrechnet wer- 

wenn der Eigentümer 
,,vergisstu, die Zinserträge bei der Einkom- 
mensteuererklärung anzugeben. 
Die Strafsteuer könnte dem Fiskus - nach der 
optimistischen Schätzung von 100 Milliar- 
den Euro rückkehrwilligem Fluchtgeld - 25 
Milliarden Euro Mehreinnahmen bringen. 
Hinzu kämen anschließend die Steuerein- 
nahmen aus den Erträgen des ehemals ab- 
trünnigen Kapitals. Mit diesen rosigen Aus- 
sichten konnte die Forderung nach Wieder- 
erhebung der vom Kanzler ungeliebten Ver- 
mögensteuer vom Tisch gewischt werden. 
Dem ehemaligen Ministerpräsidenten Gab- 
riel hat sein Rückzug von dieser Forderung 
im Wahlkampf allerdings nichts genützt - er 
wird ihm eher geschadet haben. 
Expertlnnen und Wissenschaftlerlnnen hal- 
ten die Hoffnung auf Rückfluss von Flucht- 
geld in diesem Umfang für völlig illusionär. 
Zudem würde die 25-prozentige Strafsteuer 
nur einmalig anfallen. Selbst auf Kapital im 
Umfang von 100 Milliarden Euro würde die 
Abgeltungsteuer auf die Zinserträge danach 

den mit dem Steuer- 
ausfall, den die Abgeltungsteuer gegenüber 
der jetzigen ~insbesteuerun~ bei ehrlichen 
Anlegern auf Dauer mit sich bringen würde. 
Der Steuerexperte Prof. Lorenz Jarass schätzt, 
dass die Steuerausfälle selbst bei der optimisti- 
schen Annahme, dass 100 Milliarden Euro 
Fluchtgeld zurückgeholt werden, insgesamt 
mehr als 3 Milliarden Euro betragen. 
Die Abgeltungssteuer bringt dem Fiskus also 
nicht die angeblichen Mehreinnahmen, son- 
dern wird ihn langfristig sogar weiter belas- 
ten. ,,Desinformation", ,,Rosstäuscherei", ja 
,,Volksverdummung" sind die deutlichen 
Worte des Wirtschaftswissenschaftlers Prof. 
Rudolf Hickel gegenüber dem - vorläufig 
gelungenen -Versuch,die Abgeltungsteuer 
als Ersatz für die Vermögensteuer zu verkau- 
fen.(vgI. Rudolf Hicke1;Abgeltung fürvermö- 
gende - Ablass für Steuerflüchtlinge. End- 
gültige Abschlagsteuer auf Zinsen verkehrt 
dieVermögensteuer in ihr Gegenteil; http:// 
w w w . m e m o . u n i - b r e m e n . d e / d o c s /  
m0103.~df: vgl. auch: Abgeltungsteuer - 

Sabine Reiner, Dr.phil., Gewerkschaftssekretärin im Bereich Wirtschaftspolitik beim ver.di Bundes- 
vorstand. 

kein Ersatz für die Vermögensteuer, Wirt- 
schaftspolitische Informationen,ver.di Bun- 
desvorstand, Dezember 2002.) 

EU-Zinssteuervereinbarung 
Dem Fluchtgeld wurde inzwischen auch 
noch von europäischer Seite zu Leibe ge- 
rückt: Am 21. Januar 2003 einigten sich die 
Finanzminister der Europäischen Union 
nach jahrelangen Verhandlungen auf eine 
Richtlinie zur grenzüberschreitenden Zins- 
besteuerung. Die Europäische Union mache 
damit Schluss mit der Steuerhinterziehung 
in Europa,freut sich Finanzminister Eichel. 
Der fehlende grenzüberschreitende Infor- 
mationsaustausch bzw. das Bankgeheimnis 
machen es den Steuerflüchtlingen bisher 
leicht, die Höhe ihrer gesamten Einkünfte 
vor dem jeweils heimischen Finanzamt zu 
verschleiern. Dies aber ist Steuerhinterzie- 
hung,denn auch im Ausland erzielte Kapita- 
lerträge müssen bei der Steuererklärung an- 
gegeben werden. 
12 der 15 EU-Mitgliedstaaten haben nun 
vereinbart,ab 1.Januar 2004 automatisch In- 
formationen über Zinseinnahmen unterein- 
ander weiterzuleiten. Zwischen diesen 12 
Ländern soll es somit keine Geheimnisse 
mehr über grenzüberschreitende Zinsein- 
künfte geben. Auch über die Grenzen der 12 
Länder geschmuggeltes Schwarzgeld kann 
deswegen künftig leichter verfolgt werden. 
Ein Abkommen zu grenzübergreifendem 
Datenaustausch über Kapitalanlagen und 
Fluchtgelder war daher längst überfällig und 
ist begrüßenswert. 
Bevorzugte Ziele für Schwarzgeld oder Ver- 
mögen auf der Suche nach lukrativen Anla- 
gemöglichkeiten sind allerdings weniger 
Länder wie Frankreich oder Griechenland, 
sondern die als Steueroasen bekannten Län- 
der. Hierzu zählen unter anderem Luxem- 
burg und die Schweiz aber auch kleine Län- 
der wie Andorra, Liechtenstein, Monaco oder 
die Pazifikinsel Vanuatu. Die letzten vier Län- 
der sind dabei in einer OECD-Übersicht mit 
,,unkooperativen Steueroasen" enthalten. 
Gerade Luxemburg sowie Belgien und Ös- 
terreich haben sich dem gemeinsamen In- 
formationsaustausch mit den übrigen 12 
Ländern aber nicht angeschlossen, sondern 
halten weiterhin am Bankgeheimnis fest. 
Diese drei EU-Länder werden als Übergangs- 
regelung eine Quellensteuer auf Zinsein- 
künfte erheben, die von 15 Prozent ab 2004 
über 20 Prozent ab 2007 auf schließlich 35 
Prozent ab 2010 ansteigt. Die Einnahmen 
daraus werden zu 75 Prozent an die jeweili- 



gen Heimatstaaten der EU-Anleger überwie- 
sen. Die Anleger bleiben damit für ihren heil 
mischen Fiskus anonym. Das Bankgeheimnis 
wollen die drei Länder erst dann lüften, 
wenn auch die Schweiz dazu bereit ist. Das 
aber erwartet für die Zukunft vorerst nie- 
mand. 
Vielmehr hat die Schweiz signalisiert, die 
gleiche Regelung wie für die drei EU-Ab- 
weichler einzuführen. Ein entsprechendes 
Abkommen muss die EU laut ihres Beschlus- 
ses nun mit der Schweiz und mit den 
ebenfalls sehr beliebten Zielorten für Steuer- 
flüchtiges Geld Monaco, San Marino, Liech- 
tenstein und Andorra vereinbaren. Erst dann 
kann die Richtlinie zur grenzüberschreiten- 
den Zinsbesteuerung überhaupt in Kraft tre- 
ten. 
Die Umsetzung der Richtlinie scheint auf- 
grund von Vorgesprächen mit den betref- 
fenden Ländern jedoch gewährleistet. 
Allerdings wird damit für vermutlich sehr 
lange Zeit ein Doppelsystem bei der Zinsbe- 
Steuerung etabliert: Die bisherigen Steuer- 
paradiese, die nun eine - anonyme - Quel- 
lensteuer erheben, und 12 Länder, die Infor- 
mationsaustausch praktizieren. Die EU-Fi- 
nanzminister hatten ein solches Koexistenz- 
modell im Jahr 2000 noch zurückgewiesen. 
Deshalb kamen die Verhandlungen damals 
zu keinem Ergebnis. 

Trocknen die Oasen aus? 
Die Regelung einer Quellensteuer auf Zins- 
einkünfte von 35 Prozent klingt auf den ers- 
ten Blickfür Steuerflüchtlinge abschreckend. 
Allerdings wird diese Höhe der Steuer erst 
nach einer langen Übergangsfrist im Jahr 
2010 erreicht. Im Vergleich zur gegenwärti- 
gen Zinsbesteuerung in Deutschland i s t  sie 
bei hohen Einkommen außerdem immer 
noch günstiger.Zinseinkünfte werden in der 
Höhe des individuellen Einkommensteuer- 
satzes versteuert. Bei Einkommen über 
55.000 Euro je Jahr (bei Ledigen) werden die- 
se zur Zeit mit 48,5 Prozent - dem sogenann- 
ten Spitzensteuersatz - besteuert. 
Bestehen bleibt außerdem nach wie vor die 
Anonymität. Anleger, die Schwarzgeld im 
Ausland angelegt haben, werden es auch 
dann nicht zurück holen,wenn sie eine Quel- 
lensteuer auf die Zinseinnahmen bezahlen 
müssen. Die Hoffnung, steuerflüchtiges Ka- 
pital mit der Aussicht auf sprudelnde Zins- 
einnahme in großem Umfang nach 
Deutschland zurück zu locken, wird sich da- 
her kaum erfüllen. 
Länder wie die Schweiz oder Luxemburg wa- 
ren von den EU-Ministern teilweise scharf 
kritisiert worden, zum Beispiel von Hans Ei- 
chel:,,lch schließe aus,dass ein Land auf Dau- 
er davon leben will, dass es sich als Flucht- 
burg für die Steuerhinterzieher anderer Län- 
der hergibt." Sogar von Sanktionen durch 
eine Beschränkung des Kapitalverkehrs zwi- 
schen der Schweiz und der EU war in infor- 
mellen Runden die Rede. 

Für die verbleibenden hartnäckigen Steuer- 
Oasen hat es aber nun wenig Vorbildcharak- 
ter,wenn nicht einmal innerhalb der 15 EU- 
Länder eine einheitliche Regelung gefunden 
werden konnte. Die EU muss sich daher 
weiterhin für ein einheitliches System von 
Kontrollmitteilungen einsetzen - auch über 
die Grenzen der EU hinaus. Nur so kann den 
steuerlichen Fluchtburgen auf Dauer ihre At- 
traktivität genommen werden. Politischer 
Druck hat dabei durchaus Wirkung. Das zeigt 
das Beispiel der Schweiz, die dazu bewegt 
werden konnte, 1997 eine Liste mit nachrich- 
tenlosen Konten von Opfern der Nazi-Verfol- 
gung zu veröffentlichen,um mögliche Erben 
ausfindig zu machen. 

EU-Zinsrichtlinie und Abgeltungsteuer 
sind kein Ersatz für dieVermögensteuer 
Für Deutschland ist die nun vereinbarte EU- 
Zinsrichtlinie keineswegs ein automatischer 
Durchbruch.Auch sie wird keinen nennens- 
werten Kapitalrückfluss in Gang setzen - so 
zum Beispiel die Ansicht des ehemaligen 
Mitglieds des Sachverständigenrats Rolf Pef- 
fekoven. Denn eine anonyme Quellensteuer, 
die vorerst sogar nur 15 Prozent beträgt, ist 
immer noch attraktiv für fluchtwilliges Kapi- 
tal und Schwarzgeld.Trotz EU-Richtlinie und 
der wahrscheinlichen Einigung mit der 
Schweiz, Monaco, San Marino, Liechtenstein 
und Andorra bleiben außerdem weiterhin 
genügend Steueroasen bestehen. Deshalb 
sind Kontrollmitteilungen - grenzüber- 
schreitend und im Inland - so notwendig 
und wichtig gegen Steuerhinterziehung. 
Auch innerhalb Deutschlands erleichtern 
fehlende Kontrollmitteilungen die Hinterzie- 
hung von Steuern. Der steuerliche Freibe- 
trag für Zinseinkünfte beträgt hierzulande 
1601 Euro (3202 Euro fürVerheiratete).Ohne 
Freistellungsantrag bzw.jenseits des Freibe- 
trags führen Kreditinstitute die sogenannte 
Quellensteuer in Höhe von 30 Prozent der 
Zinseinkünfte an die Finanzämter ab. Bei der 

Einkommensteuererklärung müssen die An- 
leger anschließend ihre Zinssteuern mit der 
persönlichen Einkommensteuerschuld ver- 
rechnen. Anleger, die wegen geringer Ein- 
kommen einen niedrigeren persönlichen 
Einkommensteuersatz haben, erhalten die 
Zinssteuern zurückerstattet. Anleger mit hö- 
heren Einkommen und höherem persönli- 
chen Steuersatz - bei Spitzeneinkommen 
gegenwärtig bis zu 48,5 Prozent - müssen 
entsprechend höhere Steuern auf ihre Zins- 
einkommen zahlen. Fehlende Kontrollmit- 
teilungen der Kreditinstitute an die Finanz- 
ämter sind jedoch eine Einladung zur Steu- 
erhinter~iehung~denn die ordnungsgemäße 
Versteuerung der Zinseinkommen ist nicht 
sichergestellt. 
Kein Wunder daher, dass eine mögliche Ein- 
führung von Kontrollmitteilungen schon im 
Vorfeld kritisiert wird. Das Argument, dass 
flächendeckende Kontrollmitteilungen dem 
Recht auf informationelle Selbstbestim- 
mung widersprechen, kann allerdings kaum 
überzeugen. Auch in Ländern wie den USA 
sind solche Kontrollmitteilungen längst üb- 
lich, und die USA gelten in dieser Hinsicht 
wohl kaum als Schnüffelstaat. 
Selbst Kontrollmitteilungen können die 
Steuereinnahmen aber nicht stabilisieren, 
wenn gleichzeitig Steuern für Spitzenverdie- 
nerlinnen und Vermögende weiter sinken. 
Genau dies wäre der Fall, sollte Finanzminis- 
ter Eichel an der geplanten Abgeltungssteu- 
er auf Zinseinkünfte festhalten. Die 25-pro- 
zentige Abgeltungsteuer würde den Bezie- 
hern hoher Einkommen fast eine Halbierung 
ihrer Steuern auf Zinserträge bringen. Das 
Prinzip der Leistungsfähigkeit - je höher das 
Einkommen, desto höher die prozentuale 
Besteuerung - wäre damit gravierend ver- 
letzt. Und die Freude des Finanzministers 
dürfte sich zusehends trüben,wenn er in na- 
her Zukunft aus der Zinsbesteuerung weni- 
ger und nicht mehr Einnahmen erzielen 
wird. 

Bereich Wirtschaiispolitik 
Lohnsteuer und Gewinn- und Vermögenssteuern 

in Prozent der Steuern insgesamt 
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In den vergangenen 25 Jahren hat in 
Deutschland eine gravierende Umverteilung 
von Steuerlasten stattgefunden. Ende der 
70er Jahre war der Anteil der Lohnsteuern 
am gesamten Steueraufkommen mit rund 
30 Prozent genauso groß wie der Anteil der 
Gewinn- und Vermögenssteuern. Heute 
stellt die Lohnsteuer mit einem Anteil von 35 
Prozent die Finanzierung der öffentlichen 
Kassen sicher.Aus den Steuern auf Gewinne 
und Vermögen werden lediglich noch 15 
Prozent der Steuereinnahmen bestritten. 
Der Wegfall der Vermögensteuer sollte 
durch Änderungen bei der Grunderwerb- 
steuer und der Erbschaftsteuer kompensiert 
werden. Allerdings betragen die Mehrein- 
nahmen bei der Grunderwerbsteuer im jähr- 
lichen Durchschnitt ungefähr 1,5 Milliarden 
Euro und bei der Erbschaftsteuer eine Milli- 
arde Euro. Dies ist nur etwa die Hälfte des 
Ausfalls durch die Vermögensteuer, die im 
letzten Jahr ihrer Erhebung 1996 ein Auf- 
kommen von 4,6 Milliarden Euro hatte. 
Spitzenverdienerlinnen und Vermögende 
haben zusätzlich durch die bereits erfolgte 
und geplante weitere Senkung des Spitzen- 
steuersatzes bei der Einkommensteuer pro- 
fitiert. Der Spitzensteuersatz ist bereits von 
53 Prozent auf 48,5 Prozent gesenkt worden, 
soll mit der zweiten Stufe der Steuerreform 
auf 47 Prozent und ab 2005 auf nur noch 42 
Prozent sinken. Durch diese letzte Senkung 
würden Einkommensmillionäre um über 
100.000 Euro pro Jahr entlastet. 
Die Höhe, ab der Einkommensteile mit dem 
Spitzensteuersatz besteuert werden, redu- 
ziert sich aber ebenfalls. Daher wird natürlich 

eine breitere Schicht von Einkommensbezie- Mehreinnahmen könnte die öffentliche 
hern getroffen, deren Steuerlast nicht oder Hand dennoch bei einem Steuersatz von ei- 
nur unwesentlich sinkt.Je höher aber das Ein- nem Prozent erzielen. (Vgl. Stefan Bach1 
kommen jenseits der Grenze des Spitzensteu- Bernd Bartholmai; Perspektiven der Vermö- 
ersatzes, desto höher auch die Entlastung. gensbesteuerung in Deutschland. Deut- 
DieVerteilung des Reichtums hierzulande ist sches Institut für Wirtschaftsforschung Ber- 
bereits höchst ungleich, und die Lücke zwi- lin, Studie im Auftrag der Hans-Böckler-Stif- 
schen Arm und Reich klafft immer weiter auf. tung, von IG Metall und ver.di; Düsseldorf 
1993 verfügten die ärmsten 25 Prozent der 2002. lnformationsmaterial sowie die Studie 
Haushalte noch über 0,l Prozent am gesam- sind auch zu finden unter http://www.verdi.- 
ten nachgewiesenen de/wirtschaftspolitik.) 
Geldvermögen. 1998 Genau das Gegenteil 
hatten sie nicht nur Die Verteilung des wird durch den Ver- 
keinen Anteil am Reichtums hierzulande ist zicht auf die Vermö- 
Nettogeldvermögen gensteuer und die 
mehr,sondern waren bereits höchst ungleich, Einführung der ge- 
sogar mit 1,5 Prozent und die Lücke zwischen planten Abgeltungs- 
verschuldet. Auf der steuer erreicht: Der 
anderen Seite ver- Arm und Reich klafft immer Trend zur Entlastung 
fügten die reichsten weiter auf. von Vermögenden 
zehn Prozent der wird sich fortsetzen, 
Haushalte über mehr und der Fiskus wird 
als die Hälfte des gesamten Geldvermögens. neuerliche Steuermindereinnahmen bekla- 
1993 hatten sie,,nurU 46 Prozent. gen müssen. Die Gewerkschaft ver.di hält 
Die Steuer- und Einkommenspolitik hat hier deshalb an der Forderung nach der Wieder- 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten ein- erhebung der Vermögensteuer fest, die bei 
deutig versagt,denn die Steuerentlastungen einer Einführung der Abgeltungsteuer 
derVergangenheit haben denTrend zur hö- sogar notwendiger wird denn je. Es darf 
heren Konzentration der Geldvermögen ,,keine weiteren Steuersenkungen für Ver- 
weiter verstärkt. Die Wiedererhebung der mögende geben. Bezieher hoher Einkom- 
Vermögensteuer würde diesem Trend men, Unternehmen und Vermögende müs- 
zumindest entgegenwirken.Bei einem Frei- sen im Gegenteil wieder verstärkt zur Fi- 
betrag von beispielsweise 500.000 Euro für nanzierung von gesellschaftlichen Aufga- 
einen Vierpersonenhaushalt wäre gewähr- ben herangezogen werden." (ver.di Bun- 
leistet,dass die große Mehrheit der Bevölke- desvorstand Berlin Positionspapier Wirt- 
rung nicht durch zusätzliche Steuern betrof- schafts- und Finanzpolitik. Beschluss vom 
fen ist. Fast 16 Milliarden dringend nötiger 27. Januar 2003".) SPW 2 12003 

Privates versus aemeinschaf t I i ches 
tlgentum 
Begriffliche Klärung und Konsequenzen 

Von Thieß Petersen 

Die konkrete Ausgestaltung von Ei- 
gentumsformen i s t  prägend für die Struktur 
einer Gesellschaft. Besonders relevant ist 
dabei die Eigentumsregelung hinsichtlich 
der gesellschaftlichen Produktionsmittel. So 
ist das Privateigentum Sinnbild für die 
Marktwirtschaft, während der Sozialismus 
eng mit dem Begriff Staatseigentum ver- 
bunden ist. Folgerichtig stellt die Abschaf- 
fung des Privateigentums einen zentralen 

Aspekt des Übergangs von der kapitalisti- 
schen zur postkapitalistischen Gesellschaft 
dar. Unklar ist dabei allerdings die konkrete 
Ausgestaltung dessen, was das private Ei- 
gentum ablösen soll. Der folgende Beitrag 
versucht, den Begriff des gemeinschaftli- 
chen Eigentums mit Leben zu füllen und 
greift dabei vor allem auf die Ausführungen 
von Karl Marx zurück. 

Dr. Thieß Petersen, arbeitet im ver.di-Forum Landebezirk Nord, lebt in Kiel 

Der Begriff des Eigentums 
Der Begriff 'Eigentum' beschreibt das Ver- 
hältnis der tätigen Menschen zu den mit der 
Produktion verbundenen Gegenständen, d. 
h. zu den Produktionsmitteln und den Pro- 
duktionsergebnissen. Es geht dabei um,,die 
Verfügung über Produktionsmittel und Pro- 
duktionsbedingungen und die Aneignung von 
neuen Produkten" (Welti 2002, S. 37), was bei 
Karl Marx wie folgt umschrieben wird:,,Ei- 
gentum meint also ursprünglich ... Verhalten 
des arbeitenden (produzierenden) Subjekts 
(oder sich reproduzierenden) zu den Bedin- 
gungen seiner Produktion oder Reproduktion 
als den seinen. Es wird daher auch verschiedne 



Formen haben nach den Bedingungen dieser 
Produktion" (Grundrisse, 5.395). Eine Rege- 
lung hinsichtlich der Fragen,wer wann und 
wo welche Produktionsmittel nutzen darf 
und wem die Ergebnisse dieserTätigkeit zu- 
fallen, ist eine Aufgabe, die in jeder Gesell- 
schaft gelöst werden muss. Konkret geht es 
um die Zuweisung folgender Rechte: das 
Recht,ein Gut zu gebrauchen;das Recht, Er- 
träge aus dem Gut zu ziehen;das Recht, die 
Form und Substanz des Guts zu verändern; 
das Recht, das Gut an andere zu übertragen 
und das Recht, externe Effekte zu verursa- 
chen (vgl. Weise U. a. 1979, 5. 131). Hierbei 
gibt es zwei theoretische Extremlösungen - 
Privateigentum und Staatseigentum -,die in 
der Realität bei fast keinem Gegenstand an- 
zutreffen sind. Beim Privateigentum ist eine 
einzelne Person Inhaber aller genannten 
Rechte,während das gemeinschaftliche bzw. 
das Staatseigentum diese Rechte der Ge- 
samtheit aller Gesellschaftsmitglieder ein- 
räumt.Eine Zwischenlösung stellt das Kollek- 
tiveigentum dar. Bei ihm werden die ge- 
nannten Rechte einem Kollektiv, also einer 
Gruppe von Personen, zugestanden, wobei 
zahlreiche Personengruppen denkbar sind: 
Familie, Wohngemeinschaft, Betrieb, Stadt- 
teil, Verein, Gemeinde bzw. Kommune oder 
schließlich die Gesamtheit aller Mitglieder 
einer Gesellschaft, was wiederum zum 
Staatseigentum führt. 
In der Realität fällt es schwer,eine der beiden 
theoretischen Extremlösungen in Reinkultur 
anzutreffen. Die Verfügungsrechte an einem 
Privatauto oder einem Eigenheim sind auf 
den ersten Blick sicherlich als reines Privatei- 
gentum einzustufen.Tatsächlich aber nimmt 
die Gesellschaft in Form gesetzlicher Vor- 
schriften und Auflagen erheblichen Einfluss 
auf die Nutzung dieser beiden Gegenstände. 
So muss sich der Eigentümer eines Autos bei 
der Nutzung seines Wagens an Höchstge- 
schwindigkeiten und Parkverbote halten, 
und er darf nicht ohne weiteres Personen 
oder Gefahrenstoffe transportieren. Zudem 
sind Veränderungen an seinem Auto ohne 
eine Abnahme durch d e n ~ ü ~ e b e n s o  wenig 
zulässig wie das Fahren ohne eine gültige 
Fahrerlaubnis. Ähnliche Einschränkungen 
gelten für einen Hauseigentümer. Bauliche 
Maßnahmen dürfen nicht dem Bebauungs- 
plan widersprechen, eine gewerbliche Nut- 
zung in einem reinen Wohngebiet ist nicht 
erlaubt und der Verkauf eines Grundstücks 
kann nicht ohne eine notarielle Beglaubi- 
gung erfolgen. 
Auch das Staatseigentum stellt eine theore- 
tische Lösung dar, die sich praktisch nicht 
verwirklichen Iässt. Exemplarisch Iässt sich 
hierfür das Volkseigentum an den gesell- 
schaftlichen Produktionsmitteln im real exis- 
tierenden Sozialismus heranziehen.Trotz al- 
IerVorgaben hatte das lndividuum in gewis- 
sen Spielräumen die Möglichkeit, die Nut- 
zung der Produktionsmittel nach seinen Vor- 
stellungen zu regeln, was unter anderem die 

Arbeitsintensität und Pausenregelungen be- 
trifft. Ebenso konnten Teile der Produktions- 
ergebnissefür eine private Nutzung verwen- 
det werden und auch die unterlassene War- 
tung und Pflege der Produktionsmittel ist 
eine eigenständige Form der individuellen 
Nutzung. 
Wie auch immer die konkrete Ausgestaltung 
der Verfügungsrechte einer Gesellschaft 
aussieht - ohne solche Regelungen ist ein 
gesellschaftliches Zusammenleben nicht 
möglich.Deshalb stellen Marx und Engels im 
,,Manifest der Kommunistischen Partei" fest: 
,,Was den Kommunismus auszeichnet, ist nicht 
die Abschaffung des Eigentums überhaupt, 
sondern die Abschaffung des bürgerlichen Ei- 
gentums" (MEW 4,S.475). 

Das individuelle Eigentum 
Das Ziel von Marx is t  dieVerwirklichung des 
so genannten individuellen Eigentums, weil 
dies eine Voraussetzung für ein dem 
menschlichen Wesen entsprechendes Leben 
darstelIt.Ausdrücklich weist Marx z.B.auf die 
Notwendigkeit des Vorliegens materieller 
Gegenstände für die Selbstverwirklichung 
des Individuums hin,wenn er feststellt, dass 
„das private Haus, die parzellenweise Bewirt- 
schaftung des Ackerlandes und die private An- 
eignurig der Früchte eine Entwicklung der Per- 
sönlichkeit gestatten" (MEW 19, 5. 388). 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass es zur 
produktiven Lebenstätigkeit des Menschen 
gehört,,,sich den Naturstoff in  einer für sein 
eignes Leben brauchbaren Form anzueignen" 
(MEW 23, S. 192). DasVerbot einer individuel- 
len Aneignung der Ergebnisse der eigenen 
produktiven Betätigung würde deshalb eine 
Entfremdung von dieser Lebenstätigkeit 
darstellen. Im ,,Manifest der Kommunisti- 
schen Partei" heißt es dazu:,,Der Kommunis- 
mus nimmt keinem die Macht, sich gesell- 
schaftliche Produkte anzueignen" (MEW 4, S. 
477). Das auf der eigenen Tätigkeit basieren- 
de individuelle Eigentum an den Ergebnis- 
sen des Arbeitsprozesses ist in einer dem 
wahren menschlichen Wesen entsprechen 
den Gesellschaft beizubehalten bzw. erst 
noch zu etablieren, so dass für das Individu- 
um ein,,wirkliches Eigentum an den Früchten 
seiner Arbeit" (MEW 17, S. 552) ermöglicht 
wird. 
Damit kann unmissverständlich festgestellt 
werden,dass es selbst in der postkapitalisti- 
schen Gesellschaft die Institution des'indivi- 
duellen Eigentums'gibt. Die genaue Ausge- 
staltung dieser Eigentumsform gilt es zu 
analysieren.Marx deutet seineVorstellungen 
zu dieser Thematik in den Ausführungen 
„Der Bürgerkrieg in Frankreich" und zum 
Ende des ersten Bandes von,,Das Kapital" in 
längeren Passagen an.,,Jawohl,meine Herren, 
die Kommune wollte jenes Klasseneigentum 
abschaffen, das die Arbeit der vielen in den 
Reichtum der wenigen verwandelt. ... Sie woll- 
te das individuelle Eigentum zu einer Wahrheit 
machen, indem sie die Produktionsmittel, den 

Erdboden und das Kapital, jetzt vor allem die 
Mittelzur Knechtung und Ausbeutung der Ar- 
beit, in bloße Werkzeuge der freien und assozi- 
ierten Arbeit verwandelt" (MEW 17, 5. 342). 
,,Die aus der kapitalistischen Produktionswei- 
se hervorgehende kapitalistische Aneignungs- 
weise, daher das kapitalistische Privateigen- 
tum, ist die erste Negation des individuellen, 
auf eigne Arbeit gegründeten Privateigen- 
tums. Aber die kapitalistische Produktion er- 
zeugt mit der Notwendigkeit eines Naturpro- 
zesses ihre eigne Negation. Es ist Negation der 
Negation. Diese stellt nicht das Privateigen- 
tum wieder her, wohl aber das individuelle Ei- 
gentum auf Grundlage der Errungenschaft der 
kapitalistischen Ära: der Kooperation und des 
Gemeinbesitzes der Erde und der durch die Ar- 
beit selbst produzierten Produktionsmittel" 
(MEW 23, S. 791). Das individuelle Eigentum 
ist danach auf das Engste mit dem gemein- 
schaftlichen Eigentum an den Produktions- 
mitteln verknüpft. 

Das gemeinschaftliche Eigentum 
Das gemeinschaftliche Eigentum an den ge- 
sellschaftlichen Produktionsmitteln ist die Ba- 
sis für eine gemeinsame Entscheidung be- 
züglich der materiellen Produktion.Sinn des 
gemeinschaftlichen Eigentums ist es,dass die 
Gemeinschaft der assoziierten Produzenten 
kollektiv über die Ziele und den Ablauf der 
Produktionsprozesse sowie die Verwendung 
und Verteilung der hergestellten Produkti- 
onsergebnisse entscheidet. An dieser Ent- 
scheidung partizipieren alle Individuen und 
regeln insofern ihr individuelles Verhältnis zu 
den sachlichen Gegebenheiten der Produkti- 
on bewusst und selbstbestimmt. Dadurch, 
dass auf der Grundlage des gemeinschaftli- 
chen Eigentums die individuellen Verhältnis- 
se zwischen den tätigen Menschen und den 
sachlichen Produktionsbedingungen gere- 
gelt werden, stellt das gemeinschaftliche Ei- 
gentum an den Produktionsmitteln zugleich 
das individuelle Eigentum dar, weil es jedem 
lndividuum ermöglicht, sein eigenes Verhält- 
nis zu den Produktionsbedingungen - wenn 
auch in Zusammenarbeit mit den Mitmen- 
schen - selbst zu bestimmen. Anders ausge- 
drückt: Die demokratisch-egalitäre Leitung 
und Kontrolle der Produktionsprozesse er- 
laubt jedem lndividuum die Einflussnahme 
auf die Produktion sowie auf sein Verhältnis 
zu den Produktionsmitteln und -ergebnissen 
und stellt dadurch das individuelle Eigentum 
im Sinne von Marx dar. Über die gemeinsame 
Entscheidung und Ausführung der materiel- 
len Produktion ermöglicht das gemeinschaft- 
liche Eigentum den Individuen, ihr Verhältnis 
zu den sachlichen Produktionsbedingungen 
selbstbestimmt festzulegen. Erst durch die- 
sen Vorgang wird ein individuelles Eigentum 
im Marxschen Sinn etabliert,so dass die Idee 
des gemeinschaftlichen Besitzes an Produkti- 
onsmitteln keinesfalls die Eliminierung des in- 
dividuellen Eigentums bedeutet. Und nur 
durch die Gemeinsamkeit in der Planung,Ent- 



Scheidung, Ausführung und Distribution wird 
das gemeinsame Eigentum verwirklicht, 
denn erst das Vorliegen derartiger gemeinsa- 
mer Verfügungsrechte trennt das gemeinsa- 
me Eigentum bzw.das,,Volkseigentum" (MEW 
26.2, S. 97) vom bloßen ,,Staatseigentum" 
(MEW 26.2,s. 38). Entscheidend ist die,,fakti- 
sche Besitznahme sämtlicher Arbeitsinstru- 
mente durch das arbeitende Volk" (MEW 18, S. 
282). 
Über diese mit dem gemeinsamen Eigen- 
tum verbundene ,,Selbstregierung der Pro- 
duzenten" (MEW 17, S. 339) hinaus, finden 
sich bei Marx nur noch wenige Ausführun- 
gen über die postkapitalistischen gesell- 
schaftlichen Regelungen der Produktions- 
Prozesse. Wiederholt stellt er fest, dass die 
Produktion der postkapitalistischen Gesell- 
schaft eine,,im großen Maßstab organisierte 
genossenschaftliche Arbeit" (MEW 19, S. 392) 
sein wird,dass also die Produktion - und mit 
ihr zugleich die Aneignung der erstellten 
Gegenstände - kollektiv erfolgen wird. Dabei 
werden alle Mitglieder der Gemeinschaft so- 
wohl an der geistig planenden als auch an 
der körperlich ausführenden Tätigkeit teil- 
nehmen, d. h. es,,wirdjeder Mensch ein Arbei- 
ter, und produktive Arbeit hört auf; eine Klas- 
seneigenschaftzu sein" (MEW 17, S. 342). Erst 
die Produktion „für gemeinschaftliche Rech- 
nung, nach gemeinschaftlichem Plan und un- 
ter Beteiligung aller Mitglieder der Gesell- 
schaft", also,,die gemeinsame Benutzung aller 
Produktionsinstrumente und die Verteilung al- 
ler Produkte nach gemeinsamer Überein- 
kunft", bedeutet die Abschaffung des kapita- 
listischen Privateigentums. Die geforderte 
Beseitigung des bürgerlichen Privateigen- 
tums ist folglich erst realisiert,wenn alle Mit- 
glieder einer Gemeinschaft über die fakti- 
schen Verfügungsrechte hinsichtlich der 
Produktionsmittel und der Produktionser- 
gebnisse verfügen, wenn sie also „als Mit- 
Produzent" (Przeworski 1990, S. 150) fungie- 
ren und gleichberechtigt über den Einsatz 
der Produktionsmittel sowie über die Vertei- 
lung der Ergebnisse der Produktionsprozes- 
se entscheiden (vgl. BrusILaski 1990, S. 12f.). 
Dies verdeutlicht,dass die Abschaffung des 
kapitalistischen Privateigentums zugleich 
die Abschaffung der kapitalistischen Organi- 
sation der Reproduktion bedeutet. Die kon- 
krete Ausgestaltung der neuen Form des Ei- 
gentums und der mit ihr verbundenen,,Or- 
ganisation der Arbeit" (MEW 7, S. 18f.) lässt 
sich skizzenhaft beschreiben. 

Organisation der Reproduktion auf kom- 
munaler Ebene 
Beginnend bei der gemeinschaftlich erfol- 
genden Planung der gemeinsamen Produk- 
tion muss zuerst die Menge der herzustel- 
lenden Gebrauchsgegenstände festgelegt 
werden. Dazu verständigt sich die Gemein- 
schaft der tätig werdenden Individuen über 
die von ihnen zum Leben benötigten Ge- 
genstände,~~ dass die Produktion,,vonseiten 

des Produzenten auf Befriedigung seines 
Selbstbedürfnisses oder bei etwas weitrer Ent- 
wicklung der Teilung der Arbeit, auf Befriedi- 
gung ihm bekannter Bedürfnisse seiner Co- 
Produzenten gerichtet" (MEW 26.2, S. 509) ist. 
Bei der Zusammenkunft aller Gemein- 
schaftsmitglieder teilt jedes Individuum mit, 
welche Gebrauchsgegenstände es in wel- 
cher Quantität und Qualität für das individu- 
elle Überleben braucht. Außerdem verstän- 
digt sich die Gemeinschaft über die Gegen- 
stände,die die Gemeinschaft als Ganzes be- 
nötigt, z. B. jene,,zum Ersatz der verbrauchten 
Produktionsmittel", für die ,,Ausdehnung der 
ProduktionU,für die Folgen unvorhergesehe- 
ner Katastrophen,für arbeitsunfähige Perso- 
nen sowie .zur gemeinschaftlichen Befriedi- 
gung von Bedürfnissen ... wie Schulen, Ge- 
sundheitsvorrichtungen etc." (vgl. MEW 19, S. 
19,MEW 25,5.827,855,884).Damit is t  daszur 
Reproduktion der Gemeinschaft und jedes 
einzelnen Mitglieds erforderliche Quantum 
an Gebrauchsgegenständen bestimmt. 
In einem nächsten Schritt erfolgt die ge- 
meinsameverteilung der Ressourcen auf die 
einzelnen Produktionszweige. Die ,,Gesell- 
schaft verteilt Arbeitskraft und Produktions- 
mittel in die verschiednen Geschäftszweige" 
(MEW 24, S. 358), so dass,,die richtige Proporti- 
on ... zu den verschiednen Bedürfnissen" ge- 
währleistet ist (vgl. MEW 23,s. 93).Auch die 
Bewältigung gemeinschaftlicher Großpro- 
jekte wird derart geregelt, „daß die Gesell- 
schaft im voraus berechnen muß, wieviel Ar- 
beit, Produktionsmittel und Lebensmittel sie 
ohne irgendwelchen Abbruch auf Geschäfts- 
zweige verwenden kann, die, wie Bau von Ei- 
senbahnen z. B., für Iängre Zeit, ein Jahr oder 
mehr, weder Produktionsmittel noch Lebens- 
mittel, noch irgendeinen Nutzeffekt liefern, 
aber wohl Arbeit, Produktionsmittel und Le- 
bensmittel der jährlichen Gesamtproduktion 
entziehn8'(MEW 24,s. 31 6f.). 
Bei der Verteilung der Arbeitskräfte auf die 
verschiedenen Geschäftszweige nimmt die 
Gemeinschaft Rücksicht auf die individuel- 
len Neigungen und Entwicklungsbedürfnis- 
se der produzierenden Menschen und ge- 
staltet die erforderlichen Tätigkeiten so, dass 
einzelne Produzenten abwechselnd ver- 
schiedene Handlungen ausführen. Bei En- 
gels findet sich zur Abwechslung der Tätig- 
keiten die Vorstellung,,,daß es einmal keine 
Karrenschieber und keine Architekten von Pro- 
fession mehr geben soll unddaß der Mann, der 
eine halbe Stunde lang als Architekt Anwei- 
sungen gegeben hat, auch eine Zeitlang die 
Karre schiebt, bis seine Tätigkeit als Architekt 
wieder in Anspruch genommen w i rd  (MEW 
20, S. 186). Gleichzeitig regelt die Gemein- 
schaft der tätigen Menschen jedoch nicht 
detailliert die einzelnen Arbeitsabläufe jedes 
Individuums, obwohl ein gewisses Maß an 
'Oberaufsicht' bei jeder kooperativen Pro- 
duktion erforderlich ist und daher bei der 
postkapitalistischen Produktionsweise statt- 
finden wird:,,Die Arbeit der Oberaufsicht und 

Leitung entspringt notwendig überall, wo der 
unmittelbare Produktionsprozeß die Gestalt 
eines gesellschaftlich kombinierten Prozesses 
hat und nicht als vereinzelte Arbeit der selb- 
ständigen Produzenten auftritt. ... Es ist dies 
eine produktive Arbeit, die verrichtet werden 
muß in jeder kombinierten Produktionsweise" 
(MEW 25, S.397). 
Die Verteilung der gemeinschaftlich produ- 
zierten Gegenstände stellt kein neues Pro- 
blem mehr dar.Weil die Produzenten bereits 
vor dem Beginn der Produktionsprozesse 
die Menge der erforderlichen Gebrauchsge- 
genstände bestimmt haben, legen sie damit 
zugleich deren Distribution fest.Jedes Indivi- 
duum erhält die Gegenstände, die es vor 
Produktionsbeginn als benötigte Gegen- 
stände angab. Die Distribution erfolgt nach 
dem Bedürfnisprinzip und unabhängig von 
den individuell erbrachten Arbeitsleistun- 
gen. Ebenso werden die für gemeinschaftli- 
che Zwecke produzierten Gegenstände 
nach Produktionsende lediglich den Bestim- 
mungen zugeführt,für die sie vor Produkti- 
onsbeginn vorgesehen waren. 

Organisation der Reproduktion auf ge- 
samtgesellschaftlicher Ebene 
Die genannten Regelungen gelten für alle 
Gemeinschaften,d. h. sowohl für die Gemein- 
den, Kommunen oder Genossenschaften als 
auch für den Zusammenschluss dieser Ge- 
meinden zu einem Gemeinwesen auf natio- 
naler Ebene. Auch für diesen Zusammen- 
schluss gilt, dass,,die Gesamtheit der Genos- 
senschaften die nationale Produktion nach 
einem gemeinsamen Plan regeln" wird, so 
dass eine ,,im großen Rahmen organisierte Ar- 
beit'' vorliegt (vgl. MEW 17,s. 343,551). Aufge- 
stellt wird dieser gemeinsame Plan von frei 
gewählten und jederzeit absetzbaren natio- 
nalen Abgeordneten (vgl. MEW 17, 5. 339f., 
596). Diese sind,,an die bestimmten Instruktio- 
nen ihrer Wähler gebunden" (MEW 17, S. 340) 
und zudem ,,dauernd unter öffentlicher Kon- 
trolle",denn alle Reden und Handlungen der 
Kommune werden veröffentlicht, so dass al- 
len Gemeinschaftsmitgliedern eineTranspa- 
renz der Planungsabläufe zukommt und sie 
dadurch eine aktive Rolle bei der Entschei- 
dungsfindung auf nationaler Ebene einneh- 
men können (vgl. MEW 17,s. 348,543-545). 
Für die Aufstellung der Pläne gelten die Aus- 
führungen, die auch auf kommunaler Ebene 
Anwendung finden. So herrscht zwischen 
dem Gemeinwesen auf nationaler Ebene und 
dem der einzelnen Kommune das gleiche 
Verhältnis wie zwischen der Kommune und 
einem einzelnen Produzenten. Der jeweils 
letztgenannten Einheit werden außer dervor- 
gabe der zu erbringenden Tätigkeitsergeb- 
nisse keine weiteren Vorschriften gemacht, so 
dass die Kommune weiterhin eine sich selbst 
regierende Kommune ist (vgI.MEW 17,5545). 
Mit diesen Vorschlägen wendet sich Marx ge- 
gen eine,,zentralisierte und organisierte Regie- 
rungsgewalt", gegen „die großen zentralen 



Staatsorgane" und zusammenfassend gegen 
eine ,,Überzentralisation" (MEW 17, S. 341, 
542), weil ,,die außerordentlichste Zentralisati- 
on eine Allgegenwart" (MEW 8, S. 150) hervor- 
ruft, die mit einer menschlichen Daseinswei- 
se unvereinbar ist.Stattdessen spricht er sich 
für eine ,,De-facto-Selbstverwaltung" der 
Kommunen aus, bei deren politischer Föde- 
ration stets die,,lokale, territoriale,städtische 
und provinzielle Unabhängigkeit" gewahrt 
bleibt (MEW 17, S. 538f.). Eine zentralistische 
Planung,die den Kommunen faktisch keine 
Selbstbestimmungsmöglichkeiten zulässt, 
ist daher mit der Marxschen Konzeption der 
wirklichen Selbstregierung unvereinbar.So- 
wohl für die,einzelne Gemeinde als auch für 
deren Zusammenschluss auf nationaler Ebe- 
ne gilt die Forderung nach einem Höchst- 
maß an faktischen Mitwirkungsmöglichkei- 
ten aller Mitglieder dieses Zusammenschlus- 
ses. 

Die Abschaffung des kapitalistischen Pri- 
vateigentums 
Die Abschaffung des Privateigentums ist - 
dies ist eine wesentliche Erkenntnis der bis- 
herigen Ausführungen - gleichbedeutend 
mit der Abschaffung der kapitalistischen Or- 
ganisation der gesellschaftlichen Reproduk- 
tion. Beides ist nach Überzeugung von Marx 
erst möglich,wenn ein hohes technisch-or- 
ganisatorisches Niveau der materiellen Pro- 
duktion vorliegt, das sich im Zuge der Ent- 
wicklung der kapitalistischen Gesellschaft 
einstellt. Dadurch, daß das kapitalistische 
Produktionssystem durch den Konkurrenz- 
druck die,,Entwicklung der Produktivkräfte 
der gesellschaftlichen Arbeit" vorantreibt, 
,,schafft es unbewußt die materiellen Bedin- 
gungen einer höhern Produktionsform" (MEW 
25, S. 269). 
Der technische Fortschritt schafft aber nicht 
nur dieVoraussetzung für die postkapitalisti- 
sche Gesellschaft, sondern er führt zudem 
auch die Abschaffung des kapitalistischen 
Systems herbei. Wenn wegen des techni- 
schen Fortschritts die Produktion materieller 
Gegenstände immer weniger von der direkt 
angewendeten menschlichen Arbeit ab- 
hängt,zieht diese Entwicklung Einkommen- 
seinbußen für den Arbeiter nach sich. Eine 
vollautomatische Produktion, bei der die 
notwendige Arbeitszeit zur Herstellung der 
zum Überleben der Gesellschaft erforderli- 
chen Güter - inklusive der sie herstellenden 
Maschinen - Null ist, bedeutet für die Lohnar- 
beiter die vollkommene Einkommenslosig- 
keit. Die Arbeiter müssen sich gegen ein der- 
artiges Produktionsverfahren wehren, weil 
es ihnen die Befriedigung ihrer materiellen 
Bedürfnisse unmöglich macht.,,Eine Entwick- 
lung der Produktivkräfte, welche die absolute 
Anzahl der Arbeiter verminderte, d. h., in der 
Tat die ganze Nation befähigte, in einem ge- 
ringern Zeitteil ihre Gesamtproduktion zu voll- 
ziehn, würde Revolution herbeiführen, weil sie 
die Mehrzahl der Bevölkerung außer Kurs set- 

zen würde. Hierin erscheint wieder die spezifi- 
sche Schranke der kapitalistischen Produkti- 
on" (MEW 25, S. 274). 
Die Unmöglichkeit, ein Produktionsverfah- 
ren im Rahmen der kapitalistischen Produk- 
tion zu implementieren, welches die not- 
wendige Arbeitszeit zur Herstellung der die 
gesellschaftliche Reproduktion sicherstel- 
lenden materiellen Güter gegen Null gehen 
Iäßt, beschreibt Marx bereits in den,,Grund- 
rissen". Bezüglich einer vollautomatischen 
Produktion, bei der der Mensch nur noch 
Funktionen .als Wächter und Regulator" 
(Grundrisse, S. 592) wahrnimmt, stellt er fest: 
,,In dem Maße aber, wie die große Industrie 
sich entwickelt, wird die Schöpfung des wirkli- 
chen Reichtums abhängig weniger von der Ar- 
beitszeit unddem Quantum ungewandter Ar- 
beit, als von der Macht der Agentien, die wäh- 
rend der Arbeitszeit in Bewegung gesetzt wer- 
den und die selbst wieder - deren powerful ef- 
fectiveness - selbst wieder in keinem Verhältnis 
steht zur unmittelbaren Arbeitszeit, die ihre 
Produktion kostet, ... Sobald die Arbeit in un- 
mittelbarer Form aufgehört hat, die große 
Quelle des Reichtums zu sein, hört und muß 
aufhören die Arbeitszeit sein Maß zu sein und 
daher der Tauschwert [das Maß] des Ge- 
brauchswerts. ... Damit bricht die auf dem 
Tauschwert ruhnde Produktion zusammen" 
(Grundrisse, 5.592f.). 
Der Zusammenbruch des kapitalistischen 
Systems der Produktion mit dem dazu gehö- 
renden Privateigentum ergibt sich somit für 
Marx als logische Konsequenz eines sich ent- 
wickelnden Kapitalismus.Abgelöst wird die- 
ses System durch das gemeinschaftliche Ei- 
gentum an den Produktionsmitteln und der 
gemeinschaftlichen Produktion aller Gesell- 
schaftsmitglieder in der skizzierten Form. 

Konsequenzen 
Die Abschaffung des Privateigentums be- 
deutet im Kern die Abkehr von der exklusi- 
ven Nutzung der gesellschaftlichen Produk- 
tionsmittel (vgl. Welti 2002, S. 37) und 
zugleich die Abkehr von der kapitalistischen 
Organisation von Produktionsprozessen. Da- 
mit wird das gesamte System der gesell- 
schaftlichen Reproduktion in Frage gestellt. 
Das an die Stelle des bürgerlichen Privatei- 
gentums tretende gemeinschaftliche Eigen- 
tum ist allerdings keinesfalls gleichbedeu- 
tend mit dem Begriff des Staatseigentums, 
den wir aus dem real existierenden Sozialis- 
mus kennen. Auch dort waren die Gesell- 
schaftsmitglieder von der Planung und Or- 
ganisation der Produktion weitgehend aus- 
geschlossen. Gemeinschaftliches Eigentum 
aber verlangt die Beteiligung aller an den 
Entscheidungsprozessen zur gesellschaftli- 
chen Reproduktion sowie an der Verteilung 
der gesellschaftlich erstellten Produkte. Da- 
mit verbunden ist eine neue Form der Pro- 
duktionsweise. Die in Umrissen beschriebe- 
ne politische Gestaltung der postkapitalisti- 
schen Gesellschaft Iässt sich durch die fol- 

genden Schlagworte charakterisieren: die 
gemeinschaftliche Nutzung der gesell- 
schaftlichen Produktionsmittel, ein Höchst- 
maß an Demokratie und ein Ausbau aller 
Formen der direkten Demokratie - auch und 
gerade in der Arbeitswelt -; die Wahl,Verant- 
wortlichkeit und jederzeitige Absetzbarkeit 
der Abgeordneten, Beamten und Richter; 
eine weitreichende Dezentralisierung aller 
gesellschaftlichen Entscheidungen; die Auf- 
lösung aller staatlichen Repressionsorgane 
und schließlich der dienende Charakter aller 
Staatsdiener. Damit wird eine Mischung aus 
Zentralisation und Dezentralisation erreicht, 
die einerseits die Gefahr des ökonomischen 
Chaos verhindert und andererseits jedem In- 
dividuum eine aktive Mitbestimmung bei 
der Produktion und beim Leben in der Ge- 
meinschaft erlaubt. Nur vor dem Hinter- 
grund dieser Ausführungen zur gesellschaft- 
lichen Reproduktion ist die,,Abschaffung des 
Privateigentums ... die kürzeste und bezeich- 
nendste Zusammenfassung der ... Umgestal- 
tung der gesamten Gesellschaftsordnung" 
(vgl. MEW 4, S. 370f.). Die Weiterentwicklung 
der Wirtschaftsdemokratie, die,,Gewährleis- 
tung des allgemeinen Zugangs zu gemein- 
schaftlichen Ressourcen" und die ,,En twick- 
lung eines genossenschaftlich geprägten Un- 
ternehmenssektor", wie sie anlässlich der 
spw-Jahrestagung 2001 gefordert wurden 
(vgl. spw 2002, S. 28); sind sinnvolle Schritte 
in diese Richtung. Wer allerdings das indivi- 
duelle Eigentum im dargestellten Sinne rea- 
lisieren will, muss weitere Schritte folgen las- 
sen. spw 2 12003 
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Hervorhebungen: 
Wer welche Produktionsmittel nutzen darf und wem die 

Ergebnisse dieserTätigkeit zufallen, ist eine Aufgabe, 
muss in jeder Gesellschaft geregelt werden. 

Marx'Ziel ist dieVerwirklichung des individuellen Eigen- 
tums, weil dies Voraussetzung für ein dem menschli- 
chen Wesen entsprechendes Leben ist. 

Die demokratisch-egalitare Leitung der Produktionspro- 
zesse ist das individuelle Eigentum im Sinne von 
Marx. 

Marx wendet sich gegen eine,,zentralisierte und organi- 
sierteRegierungsgewalt", weil sie mit einer menschli- 
chen Daseinsweise unvereinbar ist. 

Das an die Stelle des bürgerlichen Privateigentums tre- 
tende gemeinschaftliche Eigentum ist keinesfalls 
gleichbedeutend mit Staatseigentum. 



Politik der nächsten Generation 
Einige Überlegungen zum Verhältnis von Sozialdemokratie und junger 
Generation 

Von Björn Böhning, Marc Herter, Britta Lenz, Anja Spiegel und Cornelia Walter 

,,Momentan ist richtig, momentan ist 
gut. Nichts ist wirklich wichtig, nach der Ebbe 
kommt die Flut." 
(Herbert Grönemeyer) 

Kapitel I: 
Eine Generationendebatte von Links. 
(...) 
1. Ein solidarisches Generationenprojekt 
Die Politik der nächsten Generation fußt auf 
der Idee, die fortschrittlichen Potenziale in 
unserer Generation auf der Basis einer alter- 
nativen Wirtschafts- und Finanzpolitik zu 
entfalten. Dazu müssen die unterschiedli- 
chen Akteure und ihre Ansprüche ernst ge- 
nommen und diese in ein konsistentes ge- 
sellschaftliches Reformprojekt überführt 
werden: 
Die Ansprüche der jungen Generationen 
drohen auseinander zu laufen. Grob fällt 
die junge Generation schon heute in zwei 
Gruppen auseinander: Diejenigen, die in 
potenziell hochqualifizierten, extrem fle- 
xiblen und hochbezahlten Jobs arbeiten, 
die ein hohes Maß an Selbstorganisation 
und Selbstausbeutung beinhalten, und 
diejenigen, die zunehmend in der Gefahr 
stehen, unsichere, schlecht entlohnte oder 
keine Beschäftigung zu haben. Neben den 
weiterhin wirkenden Milieuorientierun- 
gen kommt es daher zu sehr unterschiedli- 
chen Zugangsmustern zu kulturellem Ka- 
pital. Ein besonderer Fokus richtet sich 
dabei heute auf die Übergänge zwischen 
einzelnen Lebensabschnitten und damit 
einhergehenden politischen Orientierun- 
gen und (Wert-)Einstellungen. Sozialde- 
mokratische Politik hat hierfür noch keine 
tragfähigen Ansprachemuster entwickelt. 
(...I 
Es entstehen unterschiedliche Bewusst- 
seinsformen und Einstellungen im Bezug auf 
die eigene Arbeit und deren Absicherung. 
Gemein ist beiden genannten Gruppen,dass 
sie sich weiterhin über ein Kapitalverhältnis 
definieren,das sektoral unterschiedliche For- 

men von Zwang,Selektion und Ausbeutung 
schafft. (...) 

Politik trifft eine pragmatische Genera- 
tion (und wundert sich ... ) 
Die,,Spaßgenerationn ist spätestens mit der 
letzten Love Parade zu Grabe getragen, ihr 
Anspracheentwurf, das politische Mogelpa- 
ket des,,Projekt 18", entzaubert worden, und 
das Comeback der Raiders-,Trash- und De- 
peche Mode-80er geht seinem Ende zu. Die 
Shell-Jugendstudie 2002 hat daraufhin die 
,,pragmatische Generation" ausgerufen. Die- 
se Etikettierung ist die unmittelbare Folge 
eines säkularen Generationsformierungs- 
Prozesses, der sich vor dem Hintergrund he- 
terogener Lebensläufe und Erwerbsorientie- 
rungen in unsicherer Umwelt vollzieht. 
(...) Die Herausforderung, der wir uns nun 
stellen, ist es,die Konturen eines neuen Wer- 
tehorizonts junger Menschen für eine sozial- 
demokratische Politik der nächsten Genera- 
tion nutzbar zu machen. Denn wir sind uns 
bewusst, dass eine Generation, die pragma- 
tisch auf die Anforderungen der Zeit rea- 
giert, auch von der Linken neu angespro- 
chen werden muss. So ist zum Beispiel eine 
junge Generation, die sich zu Leistungsori- 
entierung, positiver Zukunftsaussicht und 
realistischem Pragmatismus bekennt, nicht 
mehr durch das Verweisen auf Blockaden 
der gesellschaftlichen Entwicklung anzu- 
sprechen - das wissen sie selber. Sondern es 
geht um eine neue Form der Repräsentation, 
die die Mentalität junger Menschen in ihren 
spezifischen Lebensabschnitten aufgreift. 
„Das aktive Umweltmonitoring [...I nach 
Chancen und Risiken" (Shell 2002), das ju- 
gendliche Lebensführung heute auszeich- 
net, ist der Ausgangspunkt für politische An- 
sprache und politisches Handeln. Sozialisti- 
sche Politik muss für alle Übergänge in ju- 
gendlichen Lebensphasen erlebbare Lö- 
sungswege anbieten können. Politische Mit- 
arbeit wird daraus nur resuItieren,wenn poli- 
tische Aktion in Einklang gebracht wird mit 

Kapitel 1 und 2 in gekürzter Fassung, das Kapitel 3 und Schluss veröffentlichen wir in spw 13 1. Die 
Originalfassung kann angefordert werden bei redaktion@spw.de. 
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(28) ist Juso-Landesvorsitzender NR W und lebt in Hamm, Britta Lenz (23) ist stellvertretende Juso- 
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einer positiven und erfolgreichen Bereiche- 
rung der eigenen Lebensführung. Es geht 
daher darum, Individualität und Solidarität 
in eine fortschrittliche Synthese zu bringen. 
Jugend als Lebensabschnitt ist heute ausdif- 
ferenziert und anspruchsvoll. (...) An (der) ei- 
genen Karriereplanung macht sich die ge- 
sellschaftliche Spaltung in zwei Klassen 
besonders deutlich: Während in den auf- 
stiegsorientierten und abgesicherten Mili- 
eus Gruppen von pragmatischen und opti- 
mistischen,,Planerlnnen" existieren, orientie- 
ren sich die tendenziell 'abgehängten1Mili- 
eus daran, ein Minimum an gesellschaftli- 
cher Teilhabe und Reproduktion abzusi- 
chern. Der Pragmatismus der einen hat aber 
mit dem Pragmatismus der anderen nicht 
viel zu tun. 
Obwohl die Übergänge zwischen beiden 
Gruppen fließend sind, muss ein zentrales 
Ziel jungsozialistischer Programmatik sein, 
beide grob unterteilten gesellschaftlichen 
Gruppen in ein tragfähiges Zukunftsszena- 
rio einzubinden. Wir wollen an den jeweili- 
gen Biografien ansetzen und individuelle 
und gruppenspezifische,,Handlungskorrido- 
re" (Hoffmann) an den Lebenslaufübergän- 
gen junger Menschen entwickeln. 

2. Ausgangspunkt ,Recht auf Zukunfts- 
chancen' 
Vor dem Erfahrungshorizont der jungen Ge- 
neration vollzieht sich die informationstech- 
nologische Revolution. Unsere Generation 
ist gleichzeitig Trägerin und Getragene der 
fundamentalen Veränderungen in Wirt- 
schaft und Gesellschaft. Neue Modelle der 
Erwerbsarbeit, flexible und eigenständige 
Lebensführung im Kontext gesteigerter so- 
zialer Komplexität sowie gebrochene Über- 
gänge und Biografien gehören zum Stück- 
werk einer ,,Jugend im flexiblen Kapitalis- 
mus". (...) 
Wir erleben, dass den Individuen neue An- 
forderungen an die eigene Lebensführung 
und die Organisation der Erwerbsarbeit ge- 
stellt werden. Es findet eine neue,,Verschrän- 
kung von Arbeit und Leben" statt. Die Er- 
werbsarbeit breitet sich dabei in die Privat- 
sphäre aus und wird zum dominierenden 
Faktor der Lebensgestaltung. Hier verschär- 
fen oder nivellieren sich soziale und ökono- 
mische Ungleichheiten.Die Abhängigkeit in- 
dividueller Zukunftschancen von der indivi- 
duellen sozialen Herkunft bleibt dabei er- 
schreckend konstant. (...) 



@ @ @ m e @ @ @ @ @ @ @ o a @ o * @ m *  

3.Ausgangspunkt ,Recht auf Gute Arbeit' Steuerung der Arbeit durch direkte Kontrolle 
Der Weg in die Erwerbsarbeit ist heute mehr und Herrschaft. Im flexiblen Akkumulations- 
denn je von brüchigen Übergängen,~nwäg- regime verläuft die Steuerung der Arbeit 
barkeiten und einer (z.T. künstlich) verlän- durch jedeln von uns. Durch flachere Hierar- 
gerten Bildungsphase gekennzeichnet. Das chien, netzwerkförmiger Produktion, For- 
ist nicht nur die Folge veränderter Lebens- men der Gruppenarbeit, neue Selbständig- 
führungsmuster, sondern insbesondere des keit, Tele(heim)arbeit und Dezentralisie- 
Wandels des fordistisch-tayloristischen Kapi- rungsmaßnahmen werden den Beschäftig- 
talismus zu einem flexiblen Akkumulations- ten erhöhte Verantwortungs- und Steue- 
regime. Keine andere Erfahrung der jungen rungskompetenzen eingeräumt, wenn- 
Generation ist heute bestimmender als die gleich ihnen zentrale Rechte verwehrt blei- 
erlebbaren Widersprüche und Veränderun- ben. Solche ,,lntrapreneuren (Formen selb- 
gen dieser ökonomischen Entwicklung. Die- ständiger Beschäftigung im Unternehmen) 
se wirkt sich auf die täglichen Lebenssituati- sind von einem hohen Maß an Selbstbestim- 
onen vielfältig aus und stellt neue Herausfor- mung und Entscheidungsbefugnissen ge- 
derungen an die Gestaltungskapazität der kennzeichnet. (..J 
Individuen. Das bisherige,,Normalarbeitsver- DerTrend zu höheren Anforderungen an das 
hältnis" (NAV) des Fordismus sieht sich dabei ,,individuelle Marketing" in Leben und Arbeit 
von drei Seiten heraus in Frage gestellt. korrespondiert mit dem Wunsch nach einer 
So sind erstens die Anforderungen an die erfüllten und ereignisreichen Erwerbslauf- 
Flexibilität in der Erwerbsarbeit durch einen bahn. Das Bedürfnis zur,,Zurschaustellung" 
neuen Produktionstyp massiv gestiegen. eigener Fähigkeiten und Kompetenzen wird 
Dieser neue Produktionstyp bringt nicht nur nicht nur von der Wirtschaft ,,abverlangtu, 
eine neue (globale und nationale) Arbeitstei- sondern erfüllt auch Ansprüche an eine 
lung durch veränderte Wertschöpfungsbe- neue Gestaltung und Präsentation der Ar- 
ziehungen hervor, sondern verändert auch beit. (...) Diese Form der,,Hollywoodisierung 
die Inhalte der Arbeit. (..J der Arbeit" (A. McRobbie) treibt Individuali- 
Die Politik der vergangenen Jahre hat sierung und Employability auf eine absurde 
zweitens zu einer Zunahme atypischer Be- Spitze. Gesellschaftliche Voraussetzungen 
schäftigungsformen gerade im Bereich werden durch einen neuen,,Begabungsbe- 
niedrigproduktiver Tätigkeiten geführt, die griff" ersetzt. Individualisierung ist damit 
es immer weniger Menschen möglich nicht mehr,,nurn noch eine gesellschaftliche 
macht, nur einen Beruf auszuüben, so dass Entwicklung, sondern das Mittel die best- 
sie sich ein Portfolio an korrespondierenden möglichste Karriere in Arbeit und Leben zu 
Arbeitsverhältnissen flexibel zusammenstel- verwirklichen. (...) 
len müssen, um nicht in die Erwerbsarmut Die arbeitssoziologischen Untersuchungen 
abzugleiten.( ...) Richard Sennetts zeigen hingegen deutlich, 
Drittens sind die Ansprüche an die Gestal- dass die neue Freiheit ebenso trügerisch ist, 
tung der Erwerbsarbeit gestiegen. Neue An- wie Marx die doppelte Freiheit der Arbeite- 
forderungen an die rlnnen nennt (frei an 
Vereinbarkeit von Fa- der Person und frei 
milie und Beruf,an die unsere Generation steht von Kapital). Nun 
Gestaltung der Ar- vor der F ~ ~ ~ ~ ,  wie wir wird die dritte Frei- 
beitszeit, an den Ar- heit ergänzt:Jeder sei 
beitsort aber auch an zukünftiq leben wollen und frei,sein individuelles - 
die Form der Arbeit wie wir eine darauf Kapital zu mehren 
selbst, stellen die bis- und zu Markte zu tra- 
herige Arbeitsorgani- hinwirkende Politik neu gen;jeder ist nun Ka- 
sation in Frage. (...) was entwickeln können. pitalist, bedauerlich 
wir derzeit erleben, ist nur, dass der Großteil 
ein Verteilungskampf 
um die Vereinbarkeit 

der jungen Arbeit- 
nehmerlnnen wei- 

von Familie und Beruf, um Kinderwunsch terhin frei von materiellem Kapital ist und 
und Geschlechterarrangements: Es findet bei zunehmender Befreiung vom Sozialstaat 
fortwährend ein kultureller Aushandlungs- auch noch frei von Absicherung. Die Linke 
und Abstimmungskonflikt zwischen Arbeit, kommt damit in Bedrängnis: Ein Rückzug in 
Leben und Familie statt - dies vor dem Hin- alte Argumentationsmuster hilft nicht mehr, 
tergrund weiter bestehender geschlechts- denn der Wunsch nach größerer Gestal- 
spezifischer Unterschiede. tungsfreiheit exisitiert gerade in den leis- 

tungsorientierten Arbeitnehmermilieus. 
Ein neuer Steuerungsmodus und die (..J Der Konflikt Arbeitvs.Kapital wird zusätz- 
Freude am Talent - Ideologie für die lich zu seiner ungebrochenen gesellschaftli- 
Hochqualifizierten? chen Existenz und Wirksamkeit damit prak- 
Eine zentrale Veränderung des flexiblen Ka- tisch in das Individuum hinein versetzt und 
pitalismus resultiert aus einem neuen unter- geht durch jeden von uns,mit der Folge,dass 
nehmerischen Steuerungsmodus. lm fordis- traditionelle lnteressenvertretung wie Ge- 
tischem Akkumulationsregime verlief die werkschaften und Parteien an ihre Grenzen 

stoßen: Sie widersprechen einem neuen 
(zweifelhaften) Freiheitsverständnis. Wir se- 
hen deshalb die Notwendigkeit, dass sich 
kollektive lnteressenvertretung auch einem 
individualisierten Vertretungsanspruch öff- 
nen muss. Dies muss mit einem neuen Leit- 
bild von solidarischer Arbeitsgestaltung ver- 
knüpft werden. Kleine Netzwerke mit Bera- 
tungs-, Aufklärungs- und Unterstützungs- 
funktion sind neben einem neuen sozial- 
staatlichen Überbau unerlässlich. Die Suche 
junger Menschen nach situationsgerechter 
Repräsentanz ist dafür der entscheidende 
Ansatzpunkt. 
Während Liberale an dieser Schnittstelle ver- 
suchen, die junge Generation zu spalten, ist 
es eine Hauptaufgabe von Jungsozialist- 
innen und Jungsozialisten,ein positivesver- 
ständnis von einem nach den individuellen 
Bedürfnissen zugeschnittenen, selbstbe- 
stimmten und dienstleisterischen Sozialstaat 
zu entwickeln. Der neue Typ des Kapitalis- 
mus verändert die Struktur von Arbeit und 
Leben nachhaltig und unumkehrbar. Er birgt 
Chancen und Risiken. Die Ambivalenz dieser 
neuen Strukturen ist es aber gerade, die die 
Linke über Jahre hinweg gelähmt hat, den 
neuen Realitäten eine fortschrittliche Rich- 
tung zu verleihen.Ziel muss es sein,eine Visi- 
on Guter Arbeit, die den individuellen An- 
sprüchen moderner Gesellschaften an die 
Gestaltung der Erwerbsarbeit, die selbstbe- 
stimmte Gestaltung des eigenen Lebens 
und der Gleichberechtigung zwischen den 
Geschlechtern Rechnung trägt und so ein 
selbstbestimmtes,flexibles und übergangs- 
orientiertes Normalarbeitsverhältnis zu ent- 
wickeln, das eine ,,Vollbeschäftigung neuen 
Typs" möglich macht. Konkret heißt dies: 
Umbau der Arbeitslosenversicherung in eine 
Arbeitsversicherung zur Absicherung flexib- 
ler Berufsbiografien und die sozialstaatliche 
Einbettung von Lebenslaufübergängen 
durch wählbare Unterstützungsleistungen, 
wie z.B. Aus- und Weiterbildungen, Flankie- 
rung von Teilzeitarbeit oder Beratungsleis- 
tungen. 
Eine neue Arbeitszeit- und Präventionsoffensi- 
ve. Moderne Beschäftigungspolitik muss 
sich wieder verstärkt flexiblen und wählba- 
ren Arbeitszeitmustern widmen. Dazu sind 
staatliche Verhandlungskorridore zwischen 
Beschäftigten und Unternehmen zu schaf- 
fen, die es beiden ermöglicht, auf gleicher 
Augenhöhe individuelle Arbeitszeiten aus- 
zuhandeln. Kollektive Maßnahmen sollen 
zur Begrenzung von Überstunden einge- 
setzt werden. Arbeitszeitpolitik ist mit Ge- 
sundheitspolitikzu verzahnen.Ziel is t  ein in- 
dividuelles,,Recht auf gesundheitliche Vor- 
sorge" als Maßnahmenpaket zur Sicherung 
von (gesundheitlicher) Beschäftigungsfä- 
higkeit. (..J 
Die Verknüpfung allgemeiner und beruflicher 
Bildung. Die Durchlässigkeit der Bildungssys- 
teme als auch die Öffnung der Hochschulen 
für Aus- und Weiterbildung sind für eine Mo- 



dernisierung der beruflichen Orientierung 
unerlässlich. (...) 
Der Ausbau von Beratungsleistungen im Rah- 
men beruflicher Orientierungszeiten. Eine in- 
dividuelle Lebenslaufberatung soll jungen 
Menschen die Orientierung im Bildungs- 
und Erwerbssystem erleichtern. (...) 
Die Gründung regionaler Transfergesellschaf- 
ten. Ausbildungsplatzlose und arbeitslose 
junge Menschen sollen sofort in solche kom- 
munalen Personalentwicklungsgesell- 
schaften übernommen werden. Dort ist mit 
ihnen ein Perspektivplan zu entwerfen, der 
eine reale Aufstiegs- und Bildungschance 
beinhaltet. (..J 

4. Ausgangspunkt: Finanzpolitik der 
nächsten Generation 
In der neueren finanzpolitischen Debatte 
spielt der Begriff der Nachhaltigkeit eine be- 
sondere Rolle. Eng damit in Zusammenhang 
wird gebracht, dass im Sinne einer soge- 
nannten Gerechtigkeit zwischen den Gene- 
rationen eine Politik 
der Haushaltskonsoli- 
dierung und der Sen- Die SPD hat 

jugendorientierte Umgestaltung des Fa- 
milienleistungsausgleichs und die deutli- 
che Erhöhung der Erbschaftssteuer zur 
dauerhaften Finanzierung von Jugend- 
phase und Bildung. Eine Umlagefinanzie- 
rung für Ausbildungsplätze ist in der deut- 
schen Situation des dualen Systems 
weiterhin unverzichtbar. Langfristiges Ziel 
wäre eine Grundgesetzänderung dahinge- 
hend anzustreben, dass nicht mehr die 
Ehe, sondern Familie im weitesten Sinne 
besonders geschützt wid. 
Die Wiedereinführung der Vermögenssteuer, 
einer einheitlichen Unternehmenssteuer 
und Einführung eines gespaltenen Mehr- 
wertsteuersatzes auf Luxusgüter, um Unter- 
nehmen und Reiche entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit an der Finanzierung der 
gesamtgesellschaftlichen Aufgaben zu be- 
teiligen. 
Die Verbreiterung und Vereinheitlichung der 
Beitragsbemessungsgrundlagen der Sozial- 
kassen nach Schweizer Vorbild, so dass alle 

gleichermaßen zur 
solidarischen Finan- 

es bisher nicht zierung der großen 
kung von Steuern und Lebensrisiken her- 
Abqaben vor allem im vermocht, den Widerspruch anqezoqen werden. 
 ere eich der Sozialversi- zwischen notwendiaer ~ i e  ~ückkehrzu einer 
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cherungen angezeigt konjunkturgerecht 
sei. Arqumentiert wird Geschlossenheit und einsetzenden Schul- - 
pauschal, dass die heu- miftelfri~f iqer Politikent- denfinanzierung von 
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tigen Schulden von Zu kunftsinvestitio- 
den nächsten Genera- wicklung aufzulösen. nen in Infrastruktur, 

tionen abbezahlt wer- 
den müssten, und dass 
hohe Steuern und Sozialabgaben die Leis- 
tungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ne- 
gativ beeinflussen und das Engagement des 
Einzelnen untergraben würden. Als finanz- 
politische Lösung wird ein Rückschnitt der 
staatlichen Aufgaben auf ein Mindestmaß 
und die psychologische Aktivierung von 
Marktkräften angepriesen. 
(...I 
Diese Sichtweise blendet bewusst aus,dass es 
sich nicht etwa um ein Problem zwischen Jung 
und Alt handelt, wenn Schulden aufgebaut 
werden oder Sozialabgaben steigen. Der Kern 
der Diskussion liegt mitten in der jeweiligen 
ökonomischen Konstallation,ist also eine mas- 
sive Umverteilung von unten nach oben. Dies 
Iässt sich an zwei Beispielen leicht belegen: 
(...I 
Es geht deshalb darum,die Potenziale einer 
sozialstaatlichen Regulierung zu nutzen, Zu- 
kunftschancen für die junge Generation 
auch real zu finanzieren. Der Sozialstaat ist 
Teil der Lösung für die Zukunftsfragen der 
jungen Generation - nichtTeil des Problems. 
Das Recht auf Zukunftschancen für die jun- 
ge Generation geht mit der Pflicht einher, 
dieses heute auch finanzpolitisch abzusi- 
chern. Wir schlagen hierzu vier konkrete fi- 
nanzpolitische Initiativen vor: 
Die Einrichtung einer Familienkasse nach 
französischem Vorbild, die familien- und 

Arbeitsmarkt und 
Bildung, die die 

Möglichkeit schafft, konjunkturelle Ab- 
schwünge abzufedern und strukturpoliti- 
sche Brüche zu vermeiden, anstatt sie zu ver- 
schärfen und zu vertiefen. 
Die Aussetzung des Maastricht-Kriteriums. 
Das 3-Prozent-Kriterium zur Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte i s t  eine willkürli- 
chevon Kohl und Weigel im Bauch erfunde- 
ne Marke. Es ist angesichts zunehmender 
konjunktureller und struktureller Probleme 
nicht mehr zu rechtfertigen. Gerade unsere 
Generation möchte sich durch ein willkürli- 
ches Kriterium die Ansprüche an Leben, Ar- 
beiten und Wirtschaften nicht kaputt ma- 
chen lassen. Maastricht ist deshalb auszuset- 
zen, um die Stabilisierung und Modernisie- 
rung des Staates duch die Wahrung der In- 
vestitionsfähigkeit in Zukunftsbereiche ein- 
zuleiten. 

Kapitel II: 
Zukunft 201 O@spd.de 
Die SPD ist nun im fünften Jahr in der Regie- 
rungsverantwortung. Dies hat deutliche 
Spuren an der Aufstellung der Partei hinter- 
lassen. So haben die stark an der Tagespolitik 
ausgerichtete Regierungspolitik und die da- 
mit verbundenen Richtungsentscheidun- 
gen eine große Verunsicherung in den klas- 
sisch sozialdemokratischen Wählerlnnenmi- 
lieus hinterlassen und den traditionellen Par- 

teiapparat lahmgelegt. Darüber hinaus gibt 
es derzeit keinen Diskursraum für sozialde- 
mokratische Theorie- und Politikentwick- 
lung. Übriggeblieben ist eine Partei im laten- 
ten Konflikt zwischen Regierungsfähigkeit 
und sozialdemokratischer Grundsatzkon- 
zeption. 
Unsere Vorstellung einer modernen Sozial- 
demokratie sucht die Auflösung dieses Wi- 
derspruchs in einer Modernisierung und Öff- 
nung der SPD zu einer ldeenpartei2010,die 
aus der Mitte der Bevölkerung heraus,sozial- 
demokratische Zukunftskonzeptionen ent- 
wirft. 

1. Die Sozialdemokratie muss Plattform 
für Zukunftsfragen werden. 
Eine sinnentleerte und kampagnenunfähi- 
ge Partei wird mittelfristig nicht mehr in 
der Lage sein, gesellschaftliche Mehrhei- 
ten links der Mitte zu erzielen. Daran wird 
auch die modernste Wahlkampfkampagne 
nichts ändern können. (...)Sozialdemokra- 
tie gerecht werden. Deshalb muss der 
neue SPD-Generalsekretär Olaf Scholz 
eine Re-Integration der Politikentwick- 
lungsfähigkeit auch gegen Widerstände 
durchsetzen. Dazu können folgende Initia- 
tiven dienen: 
Es ist nicht einzusehen, warum die großen 
deutschen lndustrieunternehmen eng mit 
Universitäten zur Ausbildung ihres Personals 
zusammenarbeiten, die Partei aber keine ef- 
fektiven Netzwerke in die Universitätsland- 
Schaft aufbaut. Die SPD sollte ein Netzwerk 
aus sozialdemokratischen gesinnten Hoch- 
schulabsolventen aufbauen, die konkrete Se- 
minar- und Projektangebote an die Hoch- 
schulen bringen. Das gilt für die Fakultäten 
politischer, technischer und kultureller Intel- 
ligenz gleichermaßen. 
Der vom Parteivorstand in die Wege geleite- 
te,,Makroökonomische Dialog" sollte zusam- 
men mit Sozialpartnern, NGOs und Wissen- 
schaftlern als der Beginn zur Versachlichung 
der Debatte genutzt werden. Die SPD sollte 
mittelfristig (jenseits des bisherigen Sach- 
verständigenrats) die Gründung eines,,Sozi- 
al- und Wirtschaftsrats" nach holländischem 
Vorbild zusammen mit der Zentralbank und 
den o.g.Gruppen einleiten. 
Eine Neuorganisation derzielgruppenanspra- 
che der SPD ist notwendig. Die SPD muss 
mehr mit politikfeld- und lebenslagenspezi- 
fischen Politikangeboten arbeiten. Es wären 
daher Zielgruppenangebote zu entwickeln, 
die projektmäßige, zeitlich befristete und 
netzwerkförmige Zusammenarbeit erlau- 
ben. Dazu i s t  die innerparteiliche Nach- 
wuchsrekrutierung und Personalentwick- 
lung zu reformieren. (..J 

2. Sozialdemokratie vor struktureller 
Mehrheitsfähigkeit? 
Als Folge der informationstechnologi- 
schen Revolution und des Erwachsenwer- 
dens einer fortschrittlichen ,,Neuen sozia- 



len Mitte" kann der fortschrittliche Milieu- 
block in Deutschland mittelfristig hege- 
moniebildend wirken. Ohne eine fort- 
schrittliche Anrufung dieses Blocks durch 
die Sozialdemokratie, ohne die Themati- 
sierung der entscheidenden Zukunftsfra- 
gen bleibt jedoch jede Mehrheitsfähigkeit 
der SPD als Partei in den Ansätzen stecken. 
Mehr denn je ist es nötig,dass die SPD die 
Widersprüche, die sich entlang der Moder- 
nisierung und Globalisierung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft ergeben, offensiv 
aufgreift und in sozialdemokratisches Re- 
gierungshandeln überführt. Aus dem der- 
zeitigen sozialdemokratischen,,muddling 
through" speist sich ein Großteil der Imp- 
lementationsprobleme sozialdemokrati- 
scher Politik. Insbesondere i s t  es notwen- 
dig, bereits erprobte und unwirksame Poli- 
tikinstrumente fallen zu lassen. 
Obwohl die SPD nun die Neuauflage der 
schlafenden Programmdebatte beschlossen 
hat, treten wir dafür ein, dass diese zu Guns- 
ten einer Debatte um einen Orientierungs- 
rahmen 2070 als Grundlage für eine struktu- 
relle Mehrheitsfähigkeit aufgeben wird. Die 
,,Offenheit der historischen Konstellation" 
wird jedes Grundsatzprogramm, das heute 
entworfen wird, morgen überholt sein las- 
sen. Anspruch und Wirklichkeit der Pro- 
grammdiskussion klaffen deshalb weit 
auseinander. Notwendig is t  vielmehr ein ori- 
entierender Rahmen, in den sich sozialde- 
mokratisches Regierungshandeln einfügen 
kann. (..J 

3. Jusos: Aus der Mitte der eigenen Gene- 
ration - Motor für Erneuerung. 
(...I 
Die Milieu- und Jugendforschung hat uns 
zahlreiche Erkenntnisse über die Motive und 
Formen,von politischem Engagement gelie- 
fert. Dabei tritt deutlich zu Tage,dass sich Ju- 
gendliche nicht engagieren,weil sie die gän- 
gigen Politikmuster unterstützen oder weil 
sie den Ritualen der Parteien und Verbände 
nacheifern wollen, sondern trotzdem es sie 
gibt. Diese Situation zu ändern heißt, im ei- 
genen Verband anzufangen.Wir wollen, dass 
Jugendliche bei uns mitmachen und ihre 
politischen Inhalte bei uns entwickeln und in 
die politische Diskussion einbringen kön- 
nen. 
Es geht darum, die Meinungsbildner in den 
Netzen des Alltags unserer eigenen Genera- 
tion für uns zu gewinnen:,,diejenigen, die 
weit häufiger als andere Verantwortung und 
Ehrenämter übernehmen, die sich das Ver- 
trauen von anderen erwerben und oft um 
Rat und Information gebeten werden." (M. 
Vester). Uns i s t  dabei klar, dass eine eigen- 
ständige Ansprache von marginalisierten 
gesellschaftlichen Gruppen auch in diesem 
Konzept besonders schwierig ist. Dies gilt 
insbesonderefürjene,die sich aus der gesell- 
schaftlichen Kommunikation verabschiedet 
haben,sei es durch den gerade heute wieder 

verbreitet auftretenden realen Entzug des 
sozio-kulturellen Minimums, sei es durch 
eine selbstgewählte Abschottung aus Resig- 
nation über die Lebensumstände oder Aus- 
grenzung aufgrund ethnischer oder kultu- 
reller Ressentiments. 
(..J 

Ansatz 1: Initiativfähigkeit erlangen - 
Eingriffsfähig werden 
Bei den aktiven Jusos finden sich zahlrei- 
che inhaltliche und professionelle Kompe- 
tenzen. Diese werden jedoch oft gar nicht 
für die Verbandsarbeit genutzt oder ste- 
hen unverbunden nebeneinander. Viele 
Gliederungen arbeiten auf hohem fachli- 
chen Niveau an politischen Fragestellun- 
gen und erarbeiten Lösungsansätze.Es gilt 
vor allem, fachlich exellente Arbeitsergeb- 
nisse nicht im Gehäuse der eigenen Orga- 
nisation zu belassen, sondern mit den real 
,,Betroffenenn (Frauen, Schülerlnnen, Stu- 
dierende, Erwerbstätige, Arbeitslose) zu 
diskutieren. Wir nehmen an dieser Stelle 
die zwei Vorschläge aus dem Papier,,Neue 
Zeiten denken" (Mikfeld, WischmeierIKohl- 
rausch 2000) auf: 
Lokale und regionale Zukunftsinitiativen. 
Mehr denn je hat der Juso-Verband die 
Verantwortung, politische Schlüsselfragen 
zu definieren und politische Debatten an- 
zustoßen - ohne sich jedoch selbst den 
Avantgarde-Anspruch bei der Lösung zu- 
zuschreiben. Es geht darum,Zukunftsiniti- 
ativen auf den verschiedenen Ebenen ge- 
meinsam in einem offenen Diskurs zu for- 
mulieren und zu kommunizieren. Lokale 
und regionale von Jusos initiierte Zu- 
kunftsnetzwerke bieten dabei die Chance, 
praktisch und ergebnisorientiert an Zu- 
kunftsfragen zu arbeiten und lokallregio- 
nal vorhandene Aktivpotenziale von Orga- 
nisationen, Expertlnnen und Interessen- 
tlnnen zu bündeln. '( ...) 
Hochschul-Clubs. Die Hochschulen sind 
und bleiben der Ort, an dem die wissen- 
schaftlich-technische und sozial-kulturelle 
Intelligenz von morgen ausgebildet wird. 
Auch wäre es falsch anzunehmen, dass die 
wissenschaftliche Ausbildung und das ei- 
gene politische Bewusstsein nicht 
aufeinander bezogen sind. Sinnvoll wäre 
daher die Gründung von qualifizierten Dis- 
kussionsclubs, die langfristig die Herausbil- 
dung der individuellen wissenschaftlichen 
Kompetenz und gesellschaftliches Er- 
kenntnisinteresse miteinander verbinden. 

Ansatz 2: Popularisierung und Inszenie- 
rung von Reformprojekten 
Linke Politik kann und darf sich nicht auf 
akademische Arbeit, Gremienauseinan- 
dersetzung und konkrete Interessenver- 
tretung beschränken. Erforderlich i s t  das 
gezielte Eingreifen in öffentliche Diskurse 
und Zuspitzungen, Symbole und positive 
Referenzbeispiele, die eng mit der politi- 

schen Programmatik in Verbindung ste- 
hen und Anknüpfungspunkte zum All- 
tagsverständnis der Menschen besitzen. 
Daher gilt es, die progressiven Elemente 
im Alltagsverstand und in den Anspruchs- 
konzepten unserer Generation zu identifi- 
zieren und gezielt anzusprechen. 
Hierbei spielt auch die Frage der medialen 
Inszenierung eine Rolle, wobei ihre Wir- 
kung auf die politische Meinungsbildung, 
insbesondere die politische Sozialisation 
nicht überschätzt werden darf. In Medien- 
gesellschaften folgt jedoch die politische 
Agenda of t  genug massenmedial gesetz- 
ten und inszenierten Prozessen und bringt 
so die Erfordernis auch medial kampag- 
nenförmig geplanter und ggf. spektakulär 
inszenierter Kommunikationsformen mit 
sich. Notwendig ist ebenso der Aufbau von 
individuellen kommunikativen und medi- 
alen Kompetenzen. Sie erst führen dazu, 
dass eine Professionalisierung der Offent- 
lichkeitsarbeit eng mit der programmati- 
schen Entwicklung einhergeht. 

Die Konsequenz: Leitprojekt Verbands- 
erneuerung 
Die Erneuerung des Verbandes ist kein eige- 
nes Aufgabengebiet, sondern Querschnitts- 
aufgabe in allen Arbeitsfeldern. Das darfje- 
doch nicht heißen, dass es hier keine Zu- 
sammenführung, strategische Orientie- 
rung und operative Steuerung gibt. Ganz 
im Gegenteil erfordert gerade der Umbau 
des Verbandes ,,im laufenden Geschäft" 
und mit  dezentraler Ausrichtung ein erhöh- 
tes Maß an operativer Steuerung, um er- 
folgreiche Prozesse zu verbreitern, ihre 
Nachhaltigkeit sicherzustellen und so 
Stück für Stück die neue Gestalt des Ver- 
bandes herauszuarbeiten. 
Generationenkampagne: ,, Learning by do- 
ing!" Der Verband hat alle Chancen eine 
Generationenkampagne als Umbaupro- 
jekt zu nutzen, wenn es gelingt, sie als 
Plattform zu begreifen. Das bedeutet vor 
allem, die vielfältigen Erfahrungen und 
Entwicklungen zu dokumentieren und so 
für die weitere Diskussion in den Gliede- 
rungen nutzbar zu machen. Hierauf sind 
die innerverbandlichen Medien auszurich- 
ten, ggf. spezielle zusätzliche Formen zu 
finden. 
Workshopreihe & Wettbewerb: Verbands- 
umbau. Um der systematischen Auseinan- 
dersetzung mit den Erfordernissen und 
Möglichkeiten des Verbandsumbaus ein 
Forum zu geben, schlagen wir eine ent- 
sprechende Reihe von Workshops vor, in 
denen die Diskussion gebündelt und ver- 
breitert wird, vor allem jedoch Sachver- 
stand von außen eingebunden werden 
kann. Erfolgreiche Projekte, Aktionen, Initi- 
ativen und Formen der Arbeit sollten do- 
kumentiert werden. Ein Wettbewerb sollte 
eine Prämierung der best practices er- 
möglichen. 



Amerika im Krieg Woodward im Vorwort:,,Dies ist keine amt- 
lich bereinigte Darstellung, und wenn wir in 
den Vereinigten Staaten Zensoren hätten - 
Gott sei dank haben wir keine -,würden sie 
bestimmt einiges von dem, was ich hier mit- 
teile,gestrichen haben." 
Woodward hat Aufschlussreiches zu berich- 
ten. Klar erkennbar ist, dass die neokonserva- 
tiven Kriegstreiber im Bush-Kabinett alte Ha- 
sen des politischen Establishments sind.Ver- 
teidigungsminister Donald Rumsfeld hatte 
schon einen Posten mit Kabinettsrang in der 
Nixon-Administration und diente bereits un- 
ter Präsident Ford einmal als Verteidigungs- 
minister. Ford beförderte Rumsfelds damali- 
gen Stellvertreter DickCheney zum Stabschef 
im Weißen Haus. Rumsfeld arbeitete auch für 
den republikanischen Präsidenten Ronald Re- 
agan und sogar für den Demokraten Bill Clin- 
ton -zuletzt als Leiter einer Kommission, wel- 
chedie Bedrohung der USAdurch ballistische 
Raketen einschätzen sollte. 
Lediglich bei Bush-Senior erhielt er kein öf- 
fentliches Amt,weil Rumsfeld und Bush Seni- 
or in früheren Jahren politische Konkurrenten 
in der republikanischen Partei gewesen wa- 
ren. Nur oberflächlich betrachtet ist es psy- 
chologisch pikant, dass Bush Junior dann 
Rumsfeld zum Verteidigungsminister machte. 
Denn Rumsfeld ist einer der einflussreichsten 
lnteressenvertreter der amerikanischen Rüs- 
tungsindustrie im politischen Machtapparat. 
Das erörtert Woodward jedoch nicht. 
Schon einen Tag nach dem terroristischen 
Angriff vom 1 1 .September plädierte Rums- 
feld dafür, die Gunst der Stunde für einen 
Krieg gegen den lrak zu nutzen, schreibt 
Woodward. Aber er klärt den Leser nicht 
darüber auf,dass diese Idee auf ein i<onzept 
zurückgeht, das seit 1996 das,,Center for Se- 
curity Policy" vertritt,eine mächtige neokon- 
servative Stiftung,die sich gegen alle wichti- 
ge Abrüstungsverträge engagiert. 
Als den großen Antipoden zu Rumsfeld und 
Cheyney führt Woodward Außenminister 

Colin Powell ein, der früher auch Stabschef 
der US-Streitkräfte war. Powell unterstützte 
unmittelbar nach dem 1 1. September nicht 
die Absicht, gegen den lrak Krieg zu führen 
und empfahl dem Präsidenten, sich auf El- 
Kaida zu konzentrieren,,,weil das amerikani- 
sche Volk auf EI-Kaida konzentriert ist." 
Woodward würdigt Powell als den Mann,der 
Präsident Bush davon überzeugte, der UNO 
eine Chance zu geben und vor einem Krieg 
Waffeninspekteure in den lrak zu schicken. 
In seinem pseudo-authentischen Einblick 
hinter die Kulissen der Macht bedient der 
Infotainment-Profi Woodward auch voyeu- 
ristische Bedürfnisse, wenn er in Boulevard- 
Manier die,,menschlichen Schwächen" des 
Präsidenten und seines Stabes illustriert. 
Auch die Mächtigen brüllen sich an - das 
mag auf einige Leser sympathisch wirken. 
Solches PR-Spiel mit Theaterkulissen ent- 
spricht aber auch durchaus dem eigentli- 
chen Zweck dieses Buches, das sich in so 
fern als publizistisches Instrument einer 
medienpsychologischen Inszenierung er- 
weist. Mit zwei zentralen Bildern skizziert 
Woodward These und Antithese in der 
Bush-Administration.,,Jede Aktion ist auf öf- 
fentliche Unterstützung angewiesen", lässt 
er Powell als Protagonisten der Mäßigung 
sagen.,,Das Risiko, das mit der Untätigkeit 
verbunden ist, ist viel größer als das Risiko 
des Handelnsn,zitiert er Cheyney als Reprä- 
sentanten der Entschlossenheit. 
Und Präsident Bush erscheint dann als der 
Mann, der beide Strömungen vernünftig 
ausbalanciert. Das wäre dann der politische 
Sinn dieses Medien-Coups, den George W. 
Bush mit Woodward lancierte. Woodwards 
Quellen bleiben der Offentlichkeit verschlos- 
sen. Mit grundsätzlicher Skepsis gelesen, lie- 
fert es dem Leser jedoch das eine oder ande- 
re interessante Detail aus dem Machtappa- 
rat von George W. Bush. 

Bob Woodward, Bush at War- Amerika im 
Krieg, Deutsche Verlagsanstalt 2003., 399 8, 
24.90. ISBN-Nr. 342 1056986 

Das politische Washington könne nur 
rätseln,was die Regierung eigentlich will oder 
denkt, war kürzlich in einer deutschen Tages- 
zeitung zu lesen.,,Weil man, wie die amerikani- 
schen Journalisten klagen,diese Leute auf Din- 
ner Partys niemals sieht.',, Das sei in der Clin- 
ton-Ära anders gewesen, notierte Franziska 
Augstein in der Süddeutschen Zeitung.Geor- 
ge W.Bush ist ein äußerst raffinierter und skru- 
pelloser Profi der politischen Kampagnen. 
Das hat er schon bewiesen,als er in Texas ei- 
ner erfolgreichen demokratischen Senatorin 
den Gouverneursposten abspenstig machte. 
Niemand in seiner Administration darf ein 
Interview zu einer politisch relevanten Frage 
geben,ohnevorhervon ihm dafür das Plazet 
erhalten zu haben, erfahren wir aus Bob 
Woodward's Buch,,Bush at War - Amerika im 
Krieg." Nach dem 11. September 2001 hieß 
es, dass die Bush-Regierung plane, ein Büro 
zur Desinformation der Öffentlichkeit einzu- 
richten. Es hagelte Proteste und offiziell ließ 
Bush das Vorhaben dementieren. 
Ein Medien-Profi ist auch Bob Woodward,der 
1972 als Reporter der Washington Post den 
Watergate Skandal aufdeckte.Sein Informant 
muss aus dem Zentrum des amerikanischen 
Machtapparates gekommen sein - offiziell 
bekannt wurde er nie.Aber es gab Interesse in 
der politischen Klasse der USA,die Macht von 
,,Ticky Dick" Nixon zu beschneiden. 
Nun erhielt Woodward nicht nur die Erlaub- 
nis von Bush, mit nahezu allen Mitgliedern 
seines Kriegskabinetts, wie Woodward die 
Administration nennt, Interviews zu führen. 
Woodward durfte darüber hinaus sogar die 
Protokolle des Nationalen Sicherheitsrates 
auswerten, um ein Bild von Bushs Kriegska- 
binett zu zeichnen. Kokettierend schreibt (Ingo Zander) 

Globalisieru 
Unsicherhei 

ng der Dampfboot - einen grundlegenden Beitrag. 
Nun liegt von den beiden in Berlin lehrenden 
Sozialwissenschaftlerlnnen als Ergebnis eines 
DFG- geförderten Projektes die lesefreundli- 
che,,Globalisierung der Unsicherheit" vor.,,Un- 
sicherheit" ist die Negation von,,SicherheitU,die 
in,,erster Linie eine Folge der Regelhaftigkeit 
des Handelns, welches durch förmliche Institu- 
tionen gewährleistet wird" ist. (5.39) Nutznie- 
ßer von Sicherheit sind die in gesellschaftli- 
chen oder ökonomischen Auseinandersetzun- 
gen jeweils Schwächeren. Der Abbau von Si- 
cherheit,also dieVerbreitung von Unsicherheit 
- der arbeitsmarktpolitische Begriffe wie Flexi- 
bilisierung, Liberalisierung, Privatisierung oder 
Deregulierung korrespondieren -dient dage- 
gen den jeweils Mächtigeren. 
Ausgehend von der Formulierung der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) wird 

die lnformalisierung der Arbeit untersucht. 
Den Begriff der lnformalisierung übertragen 
die Autoren weiter auf das Geld und 
schließlich auf die Politik. 
Wie der Titel besagt konzipiert das Autoren- 
duo die aus lnformalisierungen folgende,,Un- 
sicherheit" als Gemeinsamkeit negativer Pro- 
dukte der Globalisierungsprozesse.0hne Ein- 
schränkung überzeugen die im Abschnitt,,Ar- 
beit im Schatten" zu findenden drei Kapitel 
zum Abbau von Sicherheit,der neoliberal in- 
spirierten lnformalisierung der Arbeit. Sind 
wir doch - Altvater1 Mahndorf sozusagen il- 
lustrierend - in Deutschland seit langem Zeu- 
gen der,,Deregulierung" des Arbeitsmarktes, 
neuerdings im Zeichen der Hartz-Kommissi- 
on oder ohne Rücksicht auf resultierende 
wahlpolitische Katastrophen von Sozialde- 
mokraten in Superministerfunktion oder an 

Elmar Altvater/ Birgit Mahnkopf: Globalisie- 
rung der Unsicherheit. Arbeit im Schatten, 
schmutziges Geld und informelle Politik, Ver- 
lag Westfälisches Dampfboot Münster 2002, 
394 5. ( 24,80) 

Die Frage,wie mittelfristige Bündnisse 
zur Beeinflussung der neoliberalen Dampfwal- 
ze begründet werden könnten ist für die re- 
formorientierte Politik von großem Interesse. 
Dazu leisteten Elmar Altvater und Birgit Mahn- 
kopf mit ihrem bereits in 5. (erweiterter und 
überarbeiteter) Auflage vorliegenden Stan- 
dardwerk,,Grenzen der Globalisierung" - er- 
schienen ebenfalls im Verlag Westfälisches 
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der Spitze der Bundesanstalt für Arbeit betrie- 
bener noch weitergehender Projekte. Der ar- 
beitsrechtliche Kündigungsschutz generiert 
Sicherheit für Arbeitnehmer,deren Existenz in 
aller Regel vom Arbeitsplatz abhängt. 
Die entlarvende Rede von der ,,Ich- AG" 
bringt die individualisierende, die Privatisie- 
rung sozialer Risiken bezweckende Strategie 
auf den unfreiwillig satirischen Begriff,der es 
gar zum Unwort des Jahres gebracht hat. 
Altvater und Mahndorf erklären die histori- 
sche Entwicklung zum regulierten (männli- 
chen),,Normalarbeitsverhältnis" als Ergebnis 
der Kämpfe der Arbeiterbewegung und in- 
dustriekapitalistischer Klassenkompromisse, 
die nun ,,unter dem Zwang der Globalisie- 
rung" aufgekündigt werden. 
Bei Altvater und Mahnkopf Iässt sich nachle- 
sen, dass der Wettkampf um die Verbilligung 
der Arbeit von einem führenden Industrie- 
staat nicht gewonnen werden kann.,,Die glo- 
bale Wettbewerbsfähigkeit verlangt Produk- 
tivitätssteigerungen, und diese bedeuten, 
dass weniger Arbeitsplätze geschaffen (oder 
erhalten) als nachgefragt werden. lnformali- 
sierung i s t  also Begleiterscheinung der Struk- 
turanpassung, die allen Gesellschaften ab- 
verlangt wird (...) Anders als die ILO ur- 
sprünglich angenommen hatte, ist der infor- 
melle Sektor also nicht eine Modernisie- 
rungsreserve,sondern ein Sektor, in den die 
sozialen Kosten einer Modernisierung unter 
den Bedingungen der globalen Konkurrenz 
externalisiert werden können." (S. 155) 
Während die Folgen der Arbeitsmarkt- Dere- 
gulierung verbreitet Gegenstand sozialwis- 
senschaftlicher undloder politischer Kontro- 

Intern 
In dieser Ausgabe wollen wir gleich drei Ta- 
gungen ankündigen: 

Juso-Zukunitskongress 
vom 4.- 6.April in Bielefeld 

Die Generationendebatte hat in Deutschlands 
Parteien Hochkonjunktur.Diese Generationen- 
debatte ist bislang geprägt von der Vorstel- 
lung, immer mehr Alte würden die Zukunfts- 
chancen der jungen Generation verbauen. 
Die Jusos wollen keine Angstmacherei vor 
einem ,,Generationenkampf", sondern ein 
solidarisches Modell,dass die Ansprüche un- 
serer Generation aufgreift und daraus eine 
neue Politik der Zukunfts- und Lebenschan- 
cen formuliert. 

Versen sind,wird der Deregulierung des Gel- 
des weitaus weniger Beachtung geschenkt. 
Dabei i s t  der Zusammenhang evident:,,Also 
sind nicht nur durch Arbeit und in der Arbeit 
die Individuen vergesellschaftet. Geld nor- 
miert die soziale Beziehung ebenso.! (S. 181) 
Und es spaltet die Weltgesellschaft.,,Es ist 
eineglobale Klasse von Geldvermögensbe- 
sitzern entstanden, die wie im wucherischen 
Frühkapitalismus auf 'rent-seeking'geht." (S. 
184) Dass dabei neben vielen,,legalenU Ver- 
wertungsmöglichkeiten eben auch die Ille- 
galität gesucht wird belegen die Autoren an 
zahlreichen Beispielen wie Drogenhandel, 
Anlagekriminaliät, Waffenhandel, Men- 
schenhandel (Prostitution und illegale Ar- 
beitskräfte), Steuerhinterziehung, Kapital- 
flucht u.v.a.m., was alles Geldwäsche zur 
boomenden Branche werden Iässt. 
Die Autoren konstatieren einen zeitlichen 
Zusammenhang des prekär werdenden Nor- 
malarbeitsverhältnis, also der Intensivierung 
der Arbeitsmarkt- Unsicherheit und dem Zu- 
sammenbruch des Weltwährungssystems, 
wie es unter Keynes' Ägide in Bretton Woods 
geschaffen worden war. Beides datiert auf 
die siebziger Jahre des vorigen Jahrhun- 
derts. Diese Koinzidenz wird nicht nur zeit- 
lich, sondern vor allem sachlich gesehen. 
Ausgehend von Krisen infolge der Deregu- 
lierung der internationalen Finanzinstitutio- 
nen und -märkte (über die das Buch von Jo- 
seph Stiglitz handelt) ergaben sich weltweit 
Arbeitsmarktkrisen bzw.-katastrophen. 
Die fünf Kapitel des Abschnittes,,Schmutziges 
Geld" beleuchten die lnformalisierung des Gel- 
des unter nahezu allen denkbaren Aspekten. 

Der Kongress findet in Kooperation mit dem 
Juso-Bezirk Hannover,dem Juso-Landesver- 
bänden Nordrhein-Westfalen, Brandenburg 
und dem Juso-Bundesverband statt. 
Nähere lnformationen finden sich im lnternet 
unter www.-iusos.de und www.~iusosnrw.de. 

spw-Frühjahrstagung 
Vom 26.-27. April findet in Hamburg die 
spw-Frühjahrstagung in Zusammenarbeit 
mit Proms Nord e.V.,statt. Die Tagung steht 
am Samstag unter dem Titel,,New Economy 
- neues Wirtschaften, neues Leben? 
Es diskutieren u.a.:spw-Mitherausgeber Prof. 
Michael Krätke, Prof. Dr. Arne Heise, Meike Jä- 
ger (connex.av), Tanja Breuer (Jusos) und 
spw-Mitherausgeber Prof. Dr. Ulrich Zachert. 
lnformationen und Anmeldung bitte über 
kai.burmeister@t-online.de und unter 
www.~roms-nord.de. 

Tagung,,25 Jahre spw" 
1978 erschien spw erstmaIs,gegründet von 
marxistisch orientierten SPD-Mitgliedern, 
die zumeist bei den Jusos aktiv waren. Aus 
diesem Anlass planen spw und der Verein 
zur Förderung von Demokratie und Völker- 

Während ,,Arbeitn und ,,Geldn somit über- 
zeugend unter der Rubrik ,,Unsicherheitu 
verhandelt werden, stellen sich hinsichtlich 
der dritten tragenden Säule des Gesamt- 
konzeptes Fragen. Kann in gleicher Weise 
von der lnformalisierung der Politik gespro- 
chen werden? Die Deregulierung der Fi- 
nanz- und Arbeitsmärkte nutzt den Verwer- 
tungsinteressen derjenigen, die über gro- 
ßes Kapital verfügen. Dies kann hinsichtlich 
informeller Politik nicht generell gesagt 
werden. So sind formelle Sicherheits- und 
Innenpolitik, vor allem inflationsbekämp- 
fende Geldpolitiken als Rahmen für die un- 
gestörte Akkumulation von Kapital 
geradezu unabdingbare Voraussetzungen, 
wohingegen die Entwertung demokrati- 
scher Entscheidungsprozesse durch die ver- 
ordnete Übernahme nationaler oder trans- 
nationaler informeller Kungelrunden (vom 
Nationalen Ethikrat bis zum Weltwirtschafts- 
forum) schon eher die Globalisierungsideo- 
logie unterstützen kann.Die Linke in der SPD 
muss darum kämpfen, dass Richtungsent- 
scheidungen wieder in die formell zuständi- 
gen innerparteilichen und parlamentari- 
schen Gremien verlegt werden. 
Andererseits sind nach geltenden Standards 
etwa Greenpeace oder,,attacU sowie viele Ak- 
tionen der Globalisierungskritiker informell. 
Politik ist auf allen Ebenen neben und unter 
ihrem institutionellen und formellen Mantel 
immer auch informell.Wer einmal in einem 
Ortsverein Positionen oder Personen durch- 
setzen wollte, kennt die,,corner politics". 

(Friedhelm Wolski- Prenger) 

verständigung eine Tagung, auf der wir drei 
wesentliche spw-Diskussionsstränge dahin- 
gehend abklopfen, welche Relevanz sie für 
sozialistischeTheoriebildung und radikalre- 
formerischer Praxis im 21. Jahrhundert ha- 
ben: 

Anders Arbeiten, anders Leben - ist die 
Gestaltung der Ökonomie obsolet? 

Friedensmacht Europa - gibt es eine geo- 
politische Alternative zur US-Hegemonie ? 

Vorwärts, Rückwärts, Seitwärts - der alte 
und neue Weg der SPD? 
Zur Zeit planen wir,dieTagung am 25.Okto- 
ber 2003 in Berlin durchzuführen. Eine aus- 
führliche Einladung werden wir in der nächs- 
ten Ausgabe veröffentlichen. 

* 
Jetzt für spw-Abonnement werben 
Auch in 2002 konnten wir unsere Abo-Zah- 
len stabil halten. Dafür engagieren sich viele 
Leserlnnen und Autorlnnen von spw, denen 
wir herzlich dafür danken wollen.Um das En- 
gagement etwas zu erleichtern, gibt es ab 
sofort neue Prämienbuchpakete, die wir auf 
der letzten Umschlagseite ankündigen. 

Reinhold Rünker, spw-Redaktion 




